


"Öffnung oder Inquisition · die SPD 
im Osten": Hinter diesem verbirgt sich 
eine Problematik, die immer wieder gerne 
verdrängt wird und dennoch akut bleibt. 
CARL CHUNG fragt in diesem Heft: 
Wie offen ist unsere Partei gegenüber 
ehemaligen Mitgliedern von SED und 
PDS? Und vor allem: Wie kritisch sind So­
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
mit sich selber und ihrer eigenen Vergan-

genheit, wenn sie sich zur DDR und ihren 
Erblasten verhalten? Die Fragen sind - na­
türlich auch im Angesicht einer niederge­
henden PDS und einer gleichzeitig stag­
nierenden Ost-SPD -brennend genug, um 
sich ihnen auch in den kommenden Aus­
gaben zu widmen. 

Die "neue Weltordnung" läßt die spw 
nicht los. In diesem Heft geht es um die 
Positionierung Europas in der veränderten 
internationalen Gemengelage. Wie sich 
die östlichen Beben auf die gesamte euro­
päische Tektonik in ihren inneren wie 
auch äußeren Beziehungen auswirken, 
beschäftigt uns dabei in besonderem 
Maße. Quer zu den Mythen des "neuen 
Denkens" beruft sich PETER SCHE­
RER auf die Imperialismus-Theorie, um 
die geopolitische Formierung Ewopas be­
greifbar zu machen und zuallerst eine anti­
imperialistische Grnndposition im Umgang 
mit der neuen Ord"nung einzufordern - un­
belehrbarer Traditionalismus oder notwen­
dige Erinnerung in ach so modernen Zei­
ten? KLAUS-PETER WEINER geht 
stärker von der Dynamik der westewopäi­
schen Integration aus (vgl. auch JOA­
CHIM SCHUSTERs Artikel), um von 
hieraus die Frage nach "Leitbildern euro­
päischer Zukurift" aufzuwerfen. Sie wird 
(leider) (noch) nicht beantwortet. Wichtig 
allerdings die These: die Linke kann ihre 
Krise nur als eine europäisch handelnde 

Kraft überwinden. Einen wichtigen Bei­
trag zu einer derartigen Verständigung hat 
vor einigen Wochen der FRANKFURTER 
KREIS der SPD-Linken mit seinen "Ori­
entierungen far eine sozialdemokratische 
Friedenspolitik" geleistet. Die Frage nach 
der Rolle Europas in der NWO wird uns 
weiter beschäftigen - bis zu dem Punkt, 
wo wir weitere "Leitbilder europäischer 
Zukurift" entwickeln können ( aber dazu 
werden wir noch einige Hefte überstehen 
müssen). 

Dieses Heft signalisiert eine erfreuliche 
Tendenz: Die Zahl der Repliken nimmt 
zu. KARL-HEINZ KOPPE geht noch­
mals auf die Golfkriegsdebatte und insbe­
sondere den früheren Beitrag von Frank 
Wilhelmy ein. KARL-HERMANN 
TJADEN verteidigt seine "Politische 
Ökonomie der Stoff· und Energiekreisläu­
fe" gegen die Kritik von Ralf Krämer. 
Und spw-Herausgeber DIETHER 
DEHM beanstandet gegenüber spw-Her­
ausgeber DETLEV ALBERS, daß die­
ser die globalen Fragen nicht als Klassen­
fragen behandelt habe. Wir hoffen, die 
Diskussionsfäden weiterspinnen zu kön­
nen. Mehr dazu im nächsten Heft ... 

Uwe Kremer 
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spw 
INTERN 

Neue Mitherausgeberin und -Herausge­
ber: Seit Oktober 91 gehören Claudia Walther 
und Diether Dehm zum Kreis der Herausgerbe­
rlnnen unseres Blattes. Claudia studiert Politik­
wissenschafl in Aachen und ist stellvertretende 
Bundesvorsitzende der Jusos. Diether arbeitet 
als Autor und Unterhaltungsproduzent. Er lebt in 
Frankfurt und ist dort Mitglied des SPD-Unterbe­
zirksvorstands. außerdem stellvertretender Bun-

Claudia Walter 

desvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der 
Selbständigen in der SPD. Wir freuen uns auf die 
Zusammenarbeit! 

Veränderungen in der Redaktion: Nach 2-
jähriger Mitarbeit sind Oliver Brosch-Guesnet, 
Florence Guesnet und Mathias Machnig wegen 
anderer Verpflichtungen ausgeschieden. Vielen 
Dank für Eure Mitarbeit! Neu in der Redaktion 
sind jetzt Gisela Becker und Fiele Saß. Gisela ist 
Verwaltungsbeamtin und lebt in Lohmar. Sie ge­
hört de:m SPD-Bezirksvorstand Mittelrhein an. 
Fiete ist Informatiker und lebt in Köln. Weiterhin 
gehören Ingo Arend, Uwe Kremer und Birgit 
Zömer der Redaktion an. Ingo ist freiberuflicher 
Journalist in Bonn. Uwe ist Politologe und lebt in 
Dortmund. Birgit ist Landesbildungsreferentin bei 
den Jusos-NRW und lebt ebenfalls in Dortmund. 
Die gesamte Redaktion arbeitet übrigens ehren­
amtlich. 

Auf gute Zusammenarbeit! 

Inhaltliche Planung für 92: Wir haben uns 
vorgenommen, den inhaltlichen Zusammenhang 
der verschiedenen Beiträge und Heftschwer­
punkte dieses Jahr stärker im Auge zu behalten. 
Dabei wollen wir vor allem drei Themenkomple­
xe verfolgen: 

Neue Weltordnung: Neuer Internationalis­
mus, Rassimus, Produktions- und Konsummodell, 
europäische Perspektiven, internationale Kräfte­
verhältnisse sind einige Stichworte dazu. Auch 
Fragen nach den Perspektiven des Sozialismus 
bzw. Marxismus sehen wir in diesem Zusammen­
hang. 

Ökonomischer und sozialer Strukturwan­
del: Stichworte: Wirtschaftspolitik, Gewerk­
schaftsentwicklung, Frauenperspektiven, Regio­
nal- und Stadtentwicklung, Ostdeutschland, Bil­
dung und Hochschulen. In diesem Feld sollen ne­
ben aktuellen Analysen reformpolitische Ansätze 
im Vordergrund stehen. 

Parteireform: Neben der Demokratiedebatte 
und Fragen der Reform des politischen Systems 
stehen für uns natürlich die Perspektiven der So­
zialdemokratie im Mittelpunkt.Neues Gesicht 
der spw: Mit dieser Ausgabe erscheint spw erst­
mals mit dem neuem Format und Logo. Auch die 
Rubrizierung und Gestaltung wurden verändert. 
Um Fotos wird sich in Zukunft Stefan Hoppe aus 
Köln bemühen. Bei Birgit Cierson aus Dortmund, 
die zwei Jahre lang die spw gestaltet hat, möch­
ten wir uns herzlich bedanken. Auf die Dauer 
scheint es uns praktischer, mit einer in Köln an­
sässigen Grafikerin zu arbeiten. Wir freuen uns 
auf die Zusammenarbeit mit Frau Nußbaum! 

Verlag und Redaktion spw 
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Heinz-Gerd Halsehen 

Die Ber1iner Straßenreinigung hat 68 Straßen­
kehrer und Müllwerker entlassen, weil sie frü­
her beim DDR-Ministerium für Staa!ssicherhen 
tätig gewesen waren. Die Straßenfeger - unter 
ihnen 12 Offiziere des ehemaligen DDR­
Wachregiments -seien mtt Hilte einer betrieb­
sinternen Fragebogenaktion "enttarnt wor­
den", meldet dpa. Und der Personaldirektor 
der Straßenreinigung erklärte dem "Berliner 
Kurier": 'Wir sind ein sauberes Unternehmen 
und wollen unseren guten Ruf nicht verlieren." 
Allerdings werden 24 weitere Müllwerker zur 
Zeit noch von der Gauck-Behörde überprüft, 
so daß der Direktor des sauberen Unterneh­
mens seinen Betrieb leider noch nicht stasi­
rein melden kann. 

Die Bundesregierung plant ein Gesetz, das 
ehemaligen SED-Funktionären und Stasi-An­
gehörigen das Jagen verbieten soll, da der 
Jagdschein auch zum Waffentragen berechti­
ge. So will man ehemalige SED- und Stasi­
Leute an bewaffneten Terrorakten hindern. 
Solche sind zwar sen der Wende nicht vorge­
kommen, aber man weiß ja nicht, wozu je­
mand fähig ist, dem man sogar seine Exi­
stenzgrundlage als Straßenfeger nimmt. Da­
her sollte man' darüber nachdenken, ob man 
diesen Gesetzentwurf nicht ausdehnt: Auch 
das Autofahren und das Telephonieren sind 
heutzutage unumgängliche Vorausetzungen 
für jede halbwegs effektive Terrortätigkeit. 
Und warum nur ein Verbei der Schußwaffen? 
Geschützt sind wir nur, wenn den "roten Bon­
zen" auch der Erwert> von Führerschein, Tele­
phon, Brieftauben und langen Messern verbo­
ten wird. Die einschlägigen Vorschriften kann 
man im Reichsgesetzblatt der Jahre 1938-43 
nachlesen. Der Wortlaut müßte nur unwesent­
lich geändert werden. 
Die Ber1iner CDU hat unter dem Motto "Bürger 
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gegen rote Bonzen" eine Stelle eingerichtet, 
die Hinweise über alte SED-Funktionäre und 
Seilschaften im öffentlichen Dienst telepho­
nisch entgegennimmt. Die Anrufe, die vertrau­
lich behandelt würden, werden im Rathaus 
Schöneberg von CDU-Abgeordneten bear­
beitet. Angesichts schlapper Gerichte, die 
auch bei Tisch, Götting oder den DDR-Spio­
nen den liberalistischen Prinzipien der 
Rechtsstaatlichken huldigen, kann man diese 
Selbsthilteaktion nur begrüßen. Und eigentlich 
ist sie auch feiner als die Veröffentlichung der 
Namen und Adressen der Stasi-Bonzen, mn 
der die ·er />Z' sich in der ''deutschen Revoluti­
on" sc unsterbliche Verdienste erworben hat, 
kann man doch mit dieser Aktion wirklich al­
len, auch den kleinsten SEDiem auf die Schli­
che kommen. Unverständlich ist lediglich, war­
um der Parlamentarische Geschäftsführer der 
Berliner CDU-Fraktion, Lispelt, erklärte, es 
seilten "selbstverständlich keine Denunziatio­
nen herausgefordert werden." Merkwürdige 
Halbherzig ketten bei einem Mann, der mn der 
Übernahme der NSDAP-Standardformel von 
den ''roten Bonzen" scviel Mut bewiesen hat. 

Der Leiter der Staatsanwaltschaft für 
Wirtschaftskriminalität in Potsdam, Theodor 
Bosche, erklärte unlängst, daß die Auflösung 
der alten Wirtschaftsstrukturen in den neuen 
Ländern Wirtschaftsverbrechern Gewinne in 
Millionenhöhe verschaffe. Das Spektrum rei­
che von Betrug in großem Umfang, gravieren­
den Verstößen gegen das Lebensmittelrecht 
bis zur Verletzung von Urheberrechten. Krimi­
nelle und Geschäftemacher aus dem Westen 
versuchten, im Osten "abzusahnen". Dabei 
werde die Unkenntnis der Menschen in den 
neuen Ländern über die Marktwirtschaft aus­
genutzt. Was meint er mit dem letzten Satz? 
Daß sich die Ostdeutschen bei Kenntnis der 
Marktwrtschaft nicht betrügen ließen oder daß 
Betrug und Verbrechen zur Marktwrtschaft ge­
hören? Und sc etwas druckt die "FAZ' auch 
noch unter der Überschrift "Zeit der Wirt­
schaftsbetrüger" ab. Wie war die Telephon­
nummerder Ber1inerCDU? 

Vielleicht ist es für die Ostdeutschen tröstlich, 
daß Betrug nicht nur ihnen widerfährt. Wie der 
Landesrechnungshof Berlin mitteilt, besteht 
der Verdacht, daß die Westberliner Banken 
bei der Abrechnung des Begrüßungsgeldes, 
das sie im Herbst 1989 im Auftrage des Se­
nats an die DDR-Bürger ausgezahlt hatten, 
dem Staat mehrere Millionen zuviel berechnet 
haben. Es fehlen bislang die Belege für 8,25 
Mio. DM. Wundern täte es mich nicht. Zwar ha­
ben die drei großen Geschäftsbanken der 
Bundesrepublik im letzten Jahr einen Umsatz 

von zusammen 905 Mrd. DM gemacht, was 
sind da die paar Kröten? Aber wenn man es 
mnnehmen kann, warum nicht? Nur wer den 
P!ennig ehrt, kommt zu so einem stolzen Be­
triebsergebnis wie die Deutsche Bank in 1990: 
3.500 Mo. DM. 

Derselben Meldung kann man auch entneh­
men, daß allein in Berlin 1989 fast 560 Mio DM 
an Begrüssungsgeid ausgezahlt worden sind. 
Eine Menge Geld, aber eigentlich doch ganz 
billig für die Herstellung einer erstklassigen 
Marktwrtschaftseuphorie. Auch war es als er­
ste Teilzahlung für den Erwerb Ostelbiens 
ganz gut angelegt. Wenn nur nicht die Folge­
kosten so hoch wären. Aber mn Kolonien hat­
ten wir noch nie Glück: Auch Kamerun und 
Togo haben keine Gewnne abgeworfen. 
Apropos Geld: Nachdem die USA vor zwei 
Jahren Panama bombardiert hatten - et'innert 
sich noch jemand daran? - um den Staatschef 
und Ex-CIA-Agenten Noriega vor ein amerika­
nisches Gericht stellen zu können, verspra­
chen sie der von ihr eingesetzten Regierung 
eine Wiederaufbauhilfe von 1 Mrd. Dollar. 
Zwar hätte auch diese Summe den mehreren 
Tausend Todesopfern der amerikanischen 
"Polizeiaktion" nichts mehr genützt, vielleicht 
aber den vielen Ausgebombten. Gezahlt ha­
ben die USA ganze 120 Millionen. Bei einer 
Auslandsverschuldung Panamas von 6 Mrd. 
Dollar und einer Artienslosigkeit von 40 Pro­
zent ist das sehr hochherzig. Im übrigen war­
ten wir noch darauf, daß sich ein Staatsanwalt 
findet, der Präsident Bush nach den Regeln 
der Nürnberger Prozesse (Führung eines An­
griffskrieges, Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit) oder wenigstens nach dem neuer­
dings praktizierten Berliner Landrecht für 
Staatschefs anklagt. Aber auf den Anblick ei­
nes in der polnischen Botschaft asylsuchen­
den Bush werden wir wohl noch lange warten 
müssen. 

Es gibt Menschen, die behaupten, daß es kei­
nen Fortschritt in der Geschichte gäbe. Das ist 
ganz falsch, wie man zur Zelt in Polen sehen 
kann. Dort ernannte jetzt Staatspräsident Wa­
lesa seinen Chauffeur zum Minister, wohinge­
gen noch der römische Kaiser Gaius Caligula 
(37-41 n. Chr.) sein P!erd zum Senator ge­
macht hatte. Walesas Fahrer erhielt die Auf­
gabe der Regierungsbildung. Aber eine sol­
che braucht Walesa eigentlich nicht, denn 
schon im Sommer erklärte der Frieclensnobei­
preisträger, Gewerkschaftsführer und Frei­
hettsheld ''wenn ich es mit Anarchie, mn gro­
ßen Streiks zu tun habe, wenn die Lage dra­
matisch wird, werde ich mich auf Gewalt stüt­
zen müssen, um das Land zu retten." Nicht 
umsonst ließ sich Walesa kürzlich mn Pilsuds-
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Gauck warnt Stasi-Opfer vor Selbstjustiz 

kis Amtsinsignien dekorieren. 

Überhaupt hat man jetzt häufig ein deja-vu­
Gefühl, wenn man das politische Personal im 
Osten betrachtet. Der andere große Freihens­
kärnpfer, Boris von Rußland, erinnert mich an 
einen bekannten Führer des 20. Jahrhunderts. 
Der kam vom linken Flügel der Sozialisten, 
mauserte sich zum fanatischen Antikommuni­
sten, war ein begabter Demagoge mit 
schauspielerischen Talenten, sein Größen­
wahn und seine Skrupellosigken paarten sich 
mit Schläue und großer Prachtliebe. Wer Jel­
zins Amtseinführung mit Popen, Fahnen und 
Fanfarenbläsern im Fernsehen gesehen hat, 
wer seine offizielle Begründung für die Aus­
setzung der Wahlen in Rußland - es sei die 
Gefahr gegeben, daß die Falschen gewählt 
würden - gelesen hat, versteht, warum ich an 
Mussolini denke. Dem haben die Westmäch­
te damals zunächst auch zugejubelt. Hof­
fentlich bedarf es nicht ähnlicher Anstrengun­
gen, ihn wieder loszuwerden. 

Zu Silvester 1991 hat das Deutsche Fernse­
hen in Moskau ein Feuerwerk an der Basmus­
Kathedrale veranstaltet. Das ist von hiesigen 
Menschenfreunden kritisiert worden, die mein­
ten, die ARD hätte die 100.000 DM besser für 
die hungernden und frierenden Russen ver­
wenden sollen. Eine kleinliche Kritik, denn 

preiswerter kann man sich eine Feier zum 
Sieg über das Reich des Bösen kaum vor­
stellen, hat doch schon die amerikanische 
Golfkriegsparade das Hundertfache gekostet. 
Allerdings kommt die Knallerei etwas spät. Ei­
gentlich war sie ja schon für Dezember 1941 
vorgesehen. 

Der Wirtschaftsredakteur der "FAZ", Jürgen 
Jeske, macht sich Gedanken, wie es nun mit 
Rußland weitergehen soll: "Politische Ent­
schlossenhelt hat Jelzin bislang nur in dem 
grandiosen Akt der Befreiung gezeigt, der 
aber zugleich auch seiner Machtentfaltung 
diente. Wird der als Populist geltende Politiker 
auch soviel Mut zeigen, wenn es gilt, höchst 
unpopuläre Wirtschaftsreformen voranzutre~ 
ben?Wenn es ernst wird mndem Umbau, er­
warten Fachleute Arbeitslosenzahlen von 
zehn bis zwanzig Millionen." Aber selbst wenn 
Jelzin nicht so spuren sollte, gibt es für Jeske 
Hoffnung: ''Die freien Märkte, junge, zum Teil 
skrupellose Unternehmer sind die ersten Zei­
chen der Neuorientierung, die man nicht mit 
den Begriffen Schwarzmarkt abtun sollte. Hat 
sich nicht auch in Deutschland nach dem 
Krieg der freie Markt in der noch reglementier­
ten Wirtschaft vor der Währungsreform auf 
ähnliche Weise Bahn gebrochen?" Wenn 
auch in schlechtem Deutsch, so schreibt er 
doch das, was wir immer schon vermutet hat-

ten: Der skrupellose Unternehmer}ri:ilt 
Schwarzmarktgesinnung ist das Leitbili:fder 
freien MarklY.irtschaf 

Eine hölzerne Gorbatschow-Rgur, die zum 
Aufhängen von Jacken und Hosen und zur 
Ablage von Accessoires dient, hat ein Bonner 
Geschäft auf den Markt gebracht. Für 299 DM 
kann man sk:h das Möbelstück kaufen. So hat 
Gorbatschow seinen histortschen Platz zwi­
schen ziganerauchenden lndianerfiguren und 
dem Sarrotti-Mohren gefunden. In dieser Wei­
se umgeben sich die Sieger der Geschichte 
mn komischen Bildern der Besiegten, die sich 
über deren Eigenschaften lustig machen: der 
Holzindianer der Tabakwerbung hat ein edles 
und würdiges Aussehen, der Mohr seine 
Putzigkeit. Und Gorbatschow fungiert als 
"stummer Diener". Das hat was. 

5 



Erfahrung für die Zukunft ? 
Zum 11. ordentlichen Landesparteitag der SPD NRW am 11./15. Dezember 1991 

Alle zwei Jahre hält die NRW-SPD ihren 
ordentlichen Landesparteitag ab. Im Mit­
telpunkt steht dabei das Bemühen, die 
NRW-SPD der Offentlichkeit als ge­
schlossene, regierungsfähige, aus Er­
fahrung bewährte und zugleich zukunfts­
orientierte führende politische Kraft in 
NRW zu präsentieren. Im Mittelpunkt die­
ser Inszenierung steht einerseits natürlich 
der Landesvorsitzende und -vater Johan­
nes Rau, andererseits soll die genannte 
Botschaft an ein bis zwei inhaltlichen 
Punkten deutlich gemacht werden, die auf 
dem Patteitag im Mittelpunkt stehen. Die 
Funktion eines Landesparteitags als höch­
stes Organ der innerpatteilichen Willens­
bildung und Demokratie gerät dabei schon 
mal arg ins Hintertreffen. 
Diesmal gab es außerdem etwas zu feiern: 
seit 25 Jahren regiert die SPD ununterbro­
chen das Bundesland Nordrhein-Westfa­
len, seit 1980 mit absoluter Mehrheit. 
Dennoch zeichnete sich schon lange vor 
dem Patteitag ab, daß es diesmal nicht so 
einfach sein würde, in geübter Weise den 
gewünschten Eindruck zu vermitteln. 

Das Dilemma mit der 
Gemeindeordnung 

Hauptthema des Patteitags sollte die ge­
plante Reform der nordrhein-westfälischen 
Gemeindeordnung sein. Eigens wegen 
des diesbezüglichen Diskussionsbedarfs 
war der Patteitag auf zwei Tage angesetzt 
worden - trotz der zugespitzten Finanz­
misere des SPD-Landesverbands, der kei­
ne ordentliche Patteigliederung ist und 
sich ausschließlich aus Wahlkampfkosten­
erstattungen finanziert. Als die Erhöhung 
dieser Erstattung nach den letzten Land­
tagswahlen nicht wie -in unangebrachter 
Zuversicht- einkalkuliert zustandekam, 
blieb der Landesverband auf Schulden in 
zweistelliger Millionenhöhe sitzen. 
Im Vorgriff auf die Reform der Gemeinde­
ordnung hatte Johannes Rau in seiner 
RegierungserkJärung vollmundig 1991 
zum "Jahr der kommunalen Demokratie" 
ausgerufen, Innenminister Schnoor hatte 
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umfangreiche Reformvorschläge in die 
Diskussion gegeben. Kernpunkte zumin­
dest in der öffentlichen W ahmehmung: 
die Abschaffung der sogenannten "Dop­
pelspitze" aus Gemeindedirektor und offi­
ziell ehrenamtlichem Bürgermeister zu­
gunsten eines oder einer hauptberuflichen 
Bürgermeisterin als zugleich Chefin der 
Verwaltung, möglicherweise verbunden 
mit einer Direktwahl dieser Spitzenfunkti­
on durch die Bürgerinnen, sowie die Ein­
richtung eines Gemeindevorstands aus 
führenden Mitgliedern der Verwaltung so­
wi~ des Rates. 
Bei der Mehrzahl der SPD-Kommunalpo­
litikerinnen und Unterbezirke und auch 
den Jusos erschienen diese Vorschläge al­
lerdings nicht als Versuche zu mehr Trans­
parenz und Demokratie, sondern als wei­
tere Enttnachtung des Rates. Die Landes­
spitze der SPD hatte die Haltung der Par­
teibasis und die Dynamik der Debatte of­
fenbar völlig falsch eingeschätzt. Der 
SPD-Landesvorstand verlegte sich vor al­
lem aufs Taktieren und den Versuch, ir­
gendwie noch mehrheitsfähige Kompro­
mißlinien zu formulieren. Doch auch dies 
mißlang. Gegen die Stimmen Raus und 
fast des ganzen Landesvo_rstands stimmte 
der Parteitag auch eine OffnungskJausel 
für abweichende Gemeindeverfassungen 
aus dem letztlich beschlossenen Antrag 
heraus. 
Übrig von den angesprochenen Reform­
vorschlägen blieb eine Stärkung des 
Hauptausschusses und ein sehr unpräzise 
gefaßter Auftrag, Bürgerbegehren und -
entscheide zu ermöglichen. Es ist zu be­
fürchten, daß dieser Punkt, für den sich 
vor allem die Jusos sehr eingesetzt haben, 
mit so engen gesetzlichen Schranken ver­
bunden wird, daß nur wenig demokratisie­
rende Wirkung davon ausgeht. 

Finanzen kontra 
bildungspolitische Ziele 

Zu einem weiteren Schwerpunkt der Aus­
einandersetzungen war in den Wochen 
vor dem Parteitag die Bildungs-, genauer 

die Schulpolitik, geworden. Das von der 
Landesregierung in Auftrag gegebene 
"Kienbaum-Gutachten" hatte massive öf­
fentliche Diskussionen und Aktivitäten 
von Landesregierung und Landtagsfrakti­
on ausgelöst, den offensichtlichen Lehre­
rinnenmangel durch "effektiveren Lehrer­
einsatz", sprich größere Klassen, weniger 
Unterricht, Abbau von Entlastungsstunden, 
Abbau uneffizienter Bildungsangebote 
etc. ohne Neueinstellungen zu vermin­
dern. In der NRW-Schulpolitik ist nur noch 
von Ökonomie und Finanzen die Rede, 
pädagogische und bildungspolitische Ziele 
kommen nicht mehr vor. 
Schnellschüsse olme vorherige Diskussion 
mit den Betroffenen und ungeschickte 
Formulierungen hatten dabei zu einer De­
monstration von Schülerlnnen des zweiten 
Bildungsweges vor dem Patteitag geführt, 
die zu Recht (Abendrealschulen) oder zu 
Unrecht (Abendgymnasien) ihre Schulen 
bedroht sahen, dem Rotstift geopfert zu 
werden. 

Schulstrukturen in NRW 

Aber es geht um mehr. Ausgelöst vom 
Kienbaum-Gutachten ist endlich auch in 
der NRW-SPD die längst überfällige Dis­
kussion um die weitere Entwicklung der 
Schulstrukturen in der Sekundarstufe auf­
gebrochen. Es geht um eine grundsätzli­
che Weichenstellung in Sachen Gesamt­
schule. Klar ist, daß es wie bisher -in unre­
gulierter Konkurrenz von vier Regelschul­
formen um den "Elternwillen" - nicht wei­
tergehen kann. Nicht nur unter Gesichts­
punkten der Ökonomie und einer sinnvo1-
len regionalen Schulversorgung wirft dies 
immer größere Probleme auf, sondern 
auch aus bildungspolitischen und pädago­
gischen Gründen. Insbesondere die 
Hauptschulen und Gesamtschulen sind im­
mer weniger in der Lage, ihren ursprüngli­
chen Zielsetzungen gerecht zu werden. 
Es gibt nun starke Kräfte in der Pattei, die 
als Konsequenz daraus ein zweigliedriges 
System entwickeln wollen aus Gymnasi­
um und einer Art "Gesamthauptschule", 
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deren Oberstufe -im Unterschied zum 
Gymnasium- auch an einem anderen Ort 
untergebracht sein könnte. Insbesondere 
der SPD-Bezirksvorstand Ostwestfalen­
Lippe hat mit einem Diskussionspapierei­
nen Vorstoß in diese Richtung unternom­
men. 
Aus Sicht der Jusos und vieler Bildungs­
politikerinnen der SPD würde dies den 
Abschied vom zentralen bildungspoliti­
schen Projekt der SPD und allen damit zu­
sammenhängenden Zielen wie Chan­
cengleichheit, sozialer Integration. Förde­
rung statt Auslese usw. bedeuten. Die 
"Eliteschule" Gymnasium könnte weiter­
hin alle Probleme nach "unten" abschie­
ben. Eine Schulform faktisch für die­
jenigen, die das Gymnasium nicht haben 
will, hätte mit Gesamtschule nichts zu tun, 
auch wenn sie so heißen sollte. Der Lan­
desvorstand der Arbeitsgemeinschaft für 
Sozialdemokraten im Bildungsbereich for­
mulierte sogar, das OWL-Zweisäulenmo­
dell verlasse den Boden sozialdemokrati­
scher Bildungspolitik. 
Als Gegenposition wird, insbesondere von 
den MdL Hans Frey und Brigitte Speth, 
ein anderes Zwei-Säulen-Modell vorge­
schlagen: auf der einen Seite soll die inte­
grierte Gesamtschule stehen, auf der ande­
ren Seite ein gegliedertes Verbundsystem 
mit gymnasialen sowie Haupt- bzw. Real­
schulbildungsgängen, die nach örtlichen 
Gegebenheiten als getrennte Schulen 
oder als Ableilungen bzw. Züge innerhalb 
eines Schulzentrums geführt werden 
könnten. Gesonderte Oberstufenzentren 
soll es in beiden Säulen geben sollen. 
Auch die berufliche Bildung soll in Rich­
tung Doppelqualifizierung aufgewertet 
werden, unter anderem durch die Kolleg­
schule. Diese Ansätze zeigen aus Sicht der 
AfB und der Jusos Wege zur Weiterent­
wicklung des Schulwesens im Sinne 
sozialdemokratischer Zielvorstellungen 
auf. 
Es war allerdings schon vor dem Patteitag 
kJar, daß solche grundlegenden Entschei­
dungen nicht auf der Basis von kurzfristig 
vorgelegten Initiativanträgen getroffen 
werden können, sondern eine breite inner­
patteiliche Diskussion erfordern, die auf 
dem Patteitag nur eingeläutet und begon­
nen werden konnte. 

Die anderen Themen 
und Diskussionen 

Die Themenbereiche Wirtschafts-, Um­
welt- und Energiepolitik wurden mit 
Gewerkschafterreferaten und einmütigen 

Beschlüssen zur Stahlpolitik, Kohlepolitik 
und Strukturpolitik abgehandelt. Zum ge­
planten neuen großflächigen Braunkohle­
tagebau Garzweiler II gelang es durch die 
Formulierungskünste von Umweltminister 
Matthiessen, das Ziel von Landesregie­
rung und Landesvorstand zu realisieren, 
eine offene Kontroverse auf dem Landes­
parteitag zu diesem Punkt unbedingt zu 
vermeiden. Es wurde ein Beschluß gefaßt, 
der die Bedeutung ökologischer Kriterien 
betont, aber in der Sache der Landesregie­
rung für ihre Politik freie Hand läßt. 
Fast einstimmig wurde beschlossen, den 
Landesarbeitsgemeinschaften satzungsmä­
ßig Antragsrecht zu Landesparteitagen 
einzuräumen. Dies war auch diesmal 
schon so gehandhabt worden und trug si­
cherlich zur Qualitätsverbesserung des 
vorliegenden Antragspakets bei. 
Inhaltliche Auseinandersetzungen um An­
träge gab es ansonsten nicht mehr. Das lag 
weniger daran, daß es dazu keinen Stoff 
gegeben hätte, sondern daran, daß fast alle 
weiteren Anträge aus Zeitmangel nicht 
mehr behandelt und an den SPD-Landes­
ausschuß überwiesen wurden, der aller­
dings nur beratende Kompetenzen hat. 
Darunter waren landespolitisch so wichti­
ge Anträge wie die zur Verkehrspolitik, 
zur Innenpolitik einschließlich der Asyl­
und Einwanderungsfrage sowie zur Kin­
der- und Jugendpolitik. 
In einer Partei, die nur alle zwei Jahre auf 
einem ordentlichen Parteitag diese Bera­
tungsmöglichkeit bietet, muß dies als 
ernsthaftes Problem für die innerpatteili­
che Demokratie betrachtet werden und als 
besonders schwerwiegend, da diese Pattei 
alleine die Landesregierung stellt. Ein 
Hauptgrund dafür ist, daß trotz Zweitägig­
keit des Parteitags nur etwa die Hälfte der 
Tagungszeit für Antragsberatung zur Ver­
fügung stand und viel Zeit für lange Reden 
(Rau, Engholm, IGBE, !GM, diverse 
Grußworte) und diverse Rituale ver­
braucht wurde. Auch die NRW-SPD sollte 
sich den Beschluß des letzten Bundespar­
teitags zu Herzen nehmen, der eine Höch­
stredezeit für Referenten von 30 Minuten 
fordert: Patteitage sollen der Willensbil­
dung der Partei von 'unten' nach 'oben' 
dienen. 
Dies gilt um so mehr, als festgestellt wer­
den muß, daß die Pattei insgesamt ihrer 
Aufgabe, Vordenkerin zu sein und grund­
sätzliche Orientierungen zu entwickeln für 
die Landespolitik, bisher nicht gerecht . 
wird. Insbesondere hat es der SPD-Lan­
desvorstand bisher nicht geleistet, die nöti­
gen Diskussionsprozesse innerhalb und 
außerhalb der Partei zu organisieren, mit 

dem Ergebnis, daß in zentralen Punkten 
innei:parteiliche Konsense nicht mehr vor­
handen sind (z.B. in der Schulpolitik) und 
Verbindungen zu wichtigen gesellschaftli­
chen Gruppen und Organisationen zer­
bröckeln. Im Landesvorstand stellte sich 
gelegentlich der Eindruck ein, daß die dort 
zahlreich vertretene Landesregierung an 
einer aktiveren eigenständigen Rolle der 
Partei gar kein Interesse hat und lieber da­
von ungestört regieren möchte. Längerfri­
stig könnte das für die Mehrheitsfähigkeit 
der SPD allerdings ziemlich tödlich sein. 
Das Thema, zu dem der Landesvorstand 
sich auf dem Patteitag die deutlichste Kri­
tik anhören mußte, insbesondere von Ju­
sos, war die Jugendpolitik und die Proble­
matik "Jugend und SPD". Die abnehmen­
de Beteiligung Jüngerer in der SPD werde 
nicht ernst genug genommen und 
schöngefärbt, außer Sonntagsreden werde 
nichts dagegen getan (vgl. dazu auch den 
Beitrag in spw 55 zur Auseinandersetzung 
um die Landesliste zur Bundestagswahl 
1990). Außerdem war der Landesvorstand 
einem ausdrücklichen Auftrag des letzten 
Landespatteitags, einenjugendpolitischen 
Antrag vorzulegen, nicht nachgekommen. 
Vor dem Hintergrund dieser Diskussion 

·.,:,1yr., 
muß das Ergebnis der Wahlen zum Bif 
desvorstand gesehen werden. Nac~ 
Johannes Rau als Vorsitzender, als sieli­
vertretende Vorsitzende Christoph Zöpel 
und als Nachfolgerin von Antje Huber neu 
Gabi Behler aus OWL sowie als Schatz­
meister Fritz Ziegler mit gewohnt großen 
Mehrheiten ohne Gegenkandidatinnen 
(wieder)gewählt worden waren, gab es 
bei den Beisitzerlnnn die spannende Fra­
ge, wer rausfallen würde. Neben den 15 
von den Bezirken vorgeschlagenen Ge­
nossinnen kandidierte auf Vorschlag der 
Juso-Landeskonferenz auch der Juso-Lan­
desvorsitzende Ralf Krämer für den Vor­
stand. Er wurde - zumindest in dieser 
Höhe unerwartet - mit dem drittbesten 
Stimmergebnis gewählt. 
Knapp nicht wiedergewählt wurde Wolf­
gang Halm-Cremer, der selbst vor acht 
Jahren auf ähnliche Weise als ehemaliger 
Juso-Landesvorsitzender erstmals in den 
SPD-Landesvorstand gewählt worden war 
und dabei den allseits berüchtigten Horst 
Niggemeier (Datteln) verdrängt hatte. 
Diesmal war es nicht gelungen, sich in 
Kreisen der "Patteilinken" auf Landese­
bene auf ein potentielles Opfer zu verstän­
digen - was nur symptomatisch für deren 
Zustand ist. 

Ralf Krämer 
Juso-Landesvorsitzender und Mitglied des 

SPD-Landesvorstands NRW 
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Reformprojekt 
Nach dem Landesparteitag am 30.11./ 
1.12.1991 in Harrislee konnte auch die 
rechteste bürgerliche Presse nicht um­
hin, der SPD Schleswig-Holstein zu at­
testieren: "So zahm und artig war die 
SPD noch nie ... Das Programm geriet 
zur Nebensache." (Kieler Nachrichten, 
2. 12.) oder die SPD als "Wahlverein zur 
Sonne" zu bezeichnen (Stormamer Ta­
geblatt, 7.12.). Die Mischung aus wenig 
Anerkennung und viel Häme zeigt 
schon, daß hier wohl kaum eine sehr ge­
schickte Strategie zur Erweiterung der 
Reformspielräume vorliegt. Der Landes­
verband Schleswig-Holstein und der 
"MP'' Engholm zeigen die Möglichkei­
ten, aber auch die gegenwärtige Be­
grenztheit jener "Enkel-SPD", de einst­
maligen Ökopax-Linken in der SPD. 
Gibt es Reformpolitik vor dem Horizont 
des Berliner Programms, die zugleich 
weder auffällt noch aneckt? Galt die 
SPD Schleswig-Holstein über viele Jah­
re als bundesweit "linkester" und "auf­
müpfigster" Landesverband so ist damit 
jedenfalls Schluß, wenn nicht schon im­
mer viel Legende dabei war. Das Pro­
gramm für die Landtagswahl am 
5.4.1992 geht von dem Ansatz aus, die 
Reformvorhaben des Regierungswech­
sels 1988 reichten noch für weitere vier 
Jahre, neues sei nicht angesagt. Unter 
den Augen des Parteivorsitzenden bleibt 
der prinzipielle Ansatz des Programms 
hinter "Fortschritt 90" zurück, wenn 
"Wirtschaftskraft stärken" und "Öko­
logische Erneuerung" unverbundene 
Schwerpunkte bleiben, die jeweils 
traditionelle Wirtschaftsförderungs- und 
Naturschutzpolitik skizzieren. Schon die 
Aussage, Strukturpolitik müsse "steu­
ern" erschien der Antragskommission 
zu planwirtschaftlich. Und die einstmals 
wachstumskritische Schleswig-Holstein­
SPD schämt sich nicht, in ihrem Programm 
zu behaupten "In Schleswig-Holstein sind 
Wirtschaft und Umwelt keine Gegensätze 
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mehr" und sich auch noch den l 990er 
Boom der grenznahen Regionen aus­
drücklich auf die eigene Fahne zu heften. 
Auch sonst frönt das Programm einer un­
angenehm überzeichneten Leistungsbi­
lanz. In der Tat sind bei der Demo­
kratisierung der Gemeindeordnung oder 
des Schulgesetzes, mit einem Frauenmi­
nisterium und Gleichstellungsbeauf­
tragten in den Konununen, einem Kin­
dertagesstättengesetz, einem Bildungs­
urlaubsgesetz und Reformen im Natur­
schutzbereich dringend notwendige und 
teilweise auch mutige Reformen ge­
macht worden, die man nicht verstecken 
braucht. Aber die Partei hat auch in 
Schleswig-Holstein nicht das Problem 
lösen können, als Regierungspartei zu­
gleich Bewegungspartei zu sein und sich 
dadurch innovative Kraft zu bewahren. 
Hatte der Landesverband zunächst noch 
versucht, dieses Problem durch die in­
tensive Debatte landespolitikferner Be­
reiche wie der Gen- und Reproduktions­
technik zu lösen ( wobei prompt ein so 
fortschrittlicher Beschluß herauskam, 
daß diese Strategie fallengelassen wur­
de), dümpelt die Partei nun im seichten 
Wasser mit dem Vorsitzenden Willi 
Pieczyk, dessen strategische und visio­
näre Fähigkeiten auf die eines Juso-Seil­
schaftsführer beschränkt scheinen. An­
dere Köpfe in der Partei, wie der unbe­
liebte Fraktionsvorsitzende Gerd Börn­
sen (von dem es heißt, daß er gerne Eng­
holms Nachfolge anträte) oder der je­
denfalls als ehrlich und geradlinig gel­
tende Sozialminister Günter Jansen (der 
dafür mehr Chancen haben soll), haben 
durch ihre Funktion natürlich wenig Inter­
esse an mehr Widerspruch. 
In Harrislee wurde jedenfalls erfolgreich 
eine Progrannndebatte verhindert. Eine et­
was verschärfte Formulierung zum Tempo 
30 und die Einführung einer Ausländerbe­
auftragten waren dabei die einzigen Kor­
rekturen gegen den Willen der Spitze. So 

stimmte der Parteitag mit großer Mehrheit 
für den Neubau der Autobahn A 20 von 
Lübeck nach Osten (im aufgeblasenen 
Engholm-Deutsch: "baltische Magistrale") 
und für eine feste Elbquerung nördlich 
Hamburgs. Anträge der Jusos und der 
noch nicht ganz homogenisierten Kreis­
verbände Lübeck und Stormam zu Nach­
besserungen im Wirtschaftsbereich, für ein 
aussagekräftiges Jugendkapitel mit einem 
"Lafög" und für die Landesverantwortung 
bei Gesamtschulen (zur Zeit entscheiden 
die oft mit rechten Mehrheiten versehe­
nen Kreise und Kommunen, ob der Eltern­
wille für Gesamtschulen beachtet wird) 
wurden weitgehend vom Tisch ge­
wischt, das Jugendkapitel intmerhin in 
letzter Minute aus dem Schwerpunkt 
"Kinderfreundliches Schleswig-Holstein" 
ausgegliedert. Die Wende früherer "Öko­
sozialisten" zu Autobahnfreunden war we­
nig überraschend, wenn man die Funk­
tionsmechanismen der "gewöhnlichen So­
zialdemokratie" kennt. 
Nicht zuletzt angesichts der fast bodenlo­
sen Schwäche der anderen Parteien in 
Schleswig-Holstein, Grüne eingeschlos­
sen, stehen die Chancen zur absoluten 
Mehrheit am 5.4.1992 trotz allem nicht 
schlecht und es gibt auch noch genügend 
gute Gründe, sie von Herzen zu wün­
schen. In Schleswig-Holstein ist es aber 
nach dem Ende der "wir-sind-alle-links-11-
lusion" höchste Zeit, mit dem Aufbau ei­
ner bewußten Parteilinken zu beginnen, 
die sich den Aufgaben der Repolitisierung 
der SPD im Sinne einer Bewegungs- und 
Gestaltungspartei stellt. Bei den Jusos in 
Schleswig-Holstein hat sich bereits ge­
zeigt, daß "Regierungspartei sein" nicht 
nur den Karrierismus und die Stromlinien­
form fördert, sondern hier und da auch ein 
Bedürfnis für radikalere und mutigere Kri­
tik schafft. 

Felix Welti, Großhansdo,f 
Thomas Westphal, Lübeck 
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Ütrnung oder Lquisition -

1. 
Der Aufbau der SPD in Ostdeutschland 
kommt nicht voran. Die Entwicklung 
der Mitgliederzahlen stagniert auf einem 
völlig unakzeptablen Niveau. Der Mit­
gliederbestand im gesamten Ostteil 
Berlins bewegt sich z. B. unter 2000, in 
der Größenordnung eines mittelgroßen 
Kreisverbandes in West-Berlin! Von ei­
ner nennenswerten Verankerung der 
Ostberliner Sozialdemokratie in den Ge­
werkschaften kann nicht die Rede sein, 
gleiches gilt für die Verankerung in der 
Frauen-, Jugend- und Umweltbewe­
gung. In den Gewerkschaften sind viel­
mehr - wenn überhaupt von parteipoliti­
schen Bezügen etwas zu bemerken ist -
CDU und PDS als Ansprechpartner ak­
tiv. Wenn es auch keiner von beiden ge­
lungen ist, sich mit einer gewerkschaftli­
chen Verankerung politisch zu profilie­
ren, so gelang dies der Ost-SPD schon 
gar nicht. Die linken außerparlamentari­
schen Bewegungen sind bisher unbe­
strittene Domänen von PDS und Bünd­
nis 90, und auch als Mieterpartei ist das 
Profil der SPD im Osten noch dünner als 
im Westen. 

Die Schwierigkeiten der SPD im Osten 
erklären sich zu einem großen Teil aus 
ihrer Herkunft aus der DDR-Opposition, 
die sich unter dem Dach der Kirche sam­
melte und eher durch evangelische Chri­
sten als durch Vertreter der Werktätigen 
in den Betrieben beeinflußt wurde, so­
wie aus ihrer Rolle als staatstragender 
Teil der Großen Koalition mit der Ost­
CDU und dann seit 1991 in Berlin. Hin­
zu kommt eine allgemeine Politik- und 
Parteiverdrossenheit in Ostdeutschland 
seit der Ernüchterung über die Ergebnis­
se des Anschlusses der DDR an die Bun­
desrepublik. Aber wenn auch CDU, FDP 
und PDS noch vom Mitgliederbestand 
der alten Staatsparteien zehren können, so 
reicht dieser Umstand nicht als Erklärung 

* von Carl Chung, Berlin 
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die SPD im Üsten 

dafür, daß die SPD mehr als die anderen 
Parteien unter der Politikverdrossenheit 
leidet und weniger als jene in den gegen­
wärtigen gesellschaftlichen Bewegungen 
verankert ist. Die SPD im Osten erscheint 
bisher nicht als Volkspartei, und zwar we­
der als Mitglieder- noch als Progrannnpar­
tei, Ihr politisches Profil ist zwischen den 
CDU-Sozialausschüssen und den sozialli­
beralen Flügeln von FDP und Bündnis 90/ 
Grünen kaum auszumachen, und die PDS 
geriet nicht durch eine politische Ausein­
andersetzung mit der SPD, sondern da­
durch in die Krise, daß sie ihre politischen 
Altlasten nicht bewältigen und ihre inne­
ren Widersprüche nicht konstruktiv aufhe­
ben konnte. Als soziale Kopie der CDU 
wirkt die SPD weder nach rechts noch 
nach links besonders attraktiv. Neben der 
inhaltlichen trifft die Ost-SPD ihre organi­
satorische Schwäche besonders. Sie ver­
hält sich nicht als gesellschaftliches Stand­
bein einer Parlamentspartei, sondern als 
Wahlverein nach dem Muster der US-Par­
teien. Außerhalb der Parlamente tritt sie 
als Forum politischer Willensbildung nicht 
in Erscheinung, ist als Partei weniger noch 
als im Westen Ausgangspunkt des parla­
mentarischen Handelns der Fraktionen in 
Landtagen und im Bundestag. Viel weni­
ger als im Westen funktioniert sie als täti­
ges Verbindungsstück zwischen gesell­
schaftlichen Bewegungen und parlamenta­
rischer Politik. Will sie nicht ein Waltlver­
ein amerikanischen Musters ( möglichst 
nach den Maßstäben modernen Manage­
ments zur Werbeagentur "modernisiert) 
bleiben, muß sie ihr Selbstverständnis, ihr 
Erscheinungsbild und ihre Arbeitsweise 
radikal ändern. Eine Öffnung ist schon aus 
pragmatischen Gründen notwendig: Mit 
dem derzeitigen Mitgliederbestand 1st die 
Partei weder in der Lage, Wahlkämpfe zu 
bestreiten, noch Apparat und politische Ar­
beit zu finanzieren. 

Der Weg zur politischen Partei_ im Sinne 
des Grundgesetzes ist altemat1vlos. Die 
Aussichten dafür sind grundsätzlich we­
sentlich besser als die Ausgangslage: In 
der Ost-CDU (besonders bei Teilen des 

(Diskussionspapier)* 

"Demokratischen Aufbruchs") ist ein 
christlich-soziales Politikverständnis im 
ursprünglichen Sinne sehr viel stärker 
verankert als in der West-CDU, was frü­
her oder später mit dem atlantischen 
Konservativismus der Kohl-Partei in 
Konflikt geraten muß. In der Ost-FDP 
gibt es starke sozialliberale Kräfte, die 
mit dem Wirtschaftsliberalismus der 
West-FDP kaum zu vereinbaren sind 
und auf Reibungsverluste zugunsten der 
SPD hoffen lassen. Das Bündnis 90 wird 
als parlamentarische Kraft in absehbarer 
Zeit zerfallen. Als DDR-Bewegung ge­
lang es ihm nicht, sich als bundesweite 
parlamentarische Kraft zu etablieren. 
Seine lose Struktur erweist sich als zu 
instabil und zu wenig handlungsfähig, 
um im harten Klima der parlamentari­
schen Parteiendemokratie zu bestehen. 
Innerhalb des Bündnisses streben die 
verschiedenen politischen Kräfte nach 
dem Wegfall ihrer gemeinsamen Be­
zugspunkte in der DDR auseinander, 
und nach der Spaltung der West-Grünen 
wird das Bündnis in der Fusion mit dem 
ökoliberalen Mehrheitsflügel der Realos 
zerbrechen. Ähnliches, wenn auch unter 
anderen Vorzeichen, gilt für die PDS. 

Der Gysi-Partei 

ist es nicht gelungen, 

ihre Vergangenheit 

glaubwürdig 

aufzuarbeiten, 

Im Zusammenhang mit ihrer Inkonse­
quenz beim Versuch der Erneuerung 
und ihrer Unfähigkeit, eine klare Positi­
on im Parteienspektrum der gesamten 
Bundesrepublik zu beziehen, steht der 
fehlgeschlagene Versuch, die PDS als ge­
samtdeutsche Partei zu etablieren. 
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Sie wird nur noch durch den rückwärtsge­
wandten Bezug zur DDR zusammenge­
halten und beginnt jetzt gerade an diesem 
Punkt - namentlich an der Stasi-Debatte 
und der Diskussion über das SED-Erbe -
auseinandergebrochen. An der Bruchlinie 
zwischen demokratischen Erneuerern und 
alter SED wird ein Konflikt aufgemacht, 
der weitere Risse vertieft: Zwischen 
West-Linken und DDR-Kommunisten, 
zwischen kritischer Jugend und SED-Ve­
teranen,.zwischen konservativen Altkom­
munisten, strukturkonservativen Refor­
misten, demokratisch-sozialistischen Er­
neuerern, Linkssozialisten, fundamentali­
stischen Utopisten, Trotzkisten und auto­
nomen Linksradikalen, zwischen Bewe­
gungslinken und Parteikonservativen 
usw. usf. 

Gregor Gysi ist als Integrationsfigur für 
dieses Spektrum, in das mindestens vier 
verschiedene Grundrichtungen oder Par­
teien hineinpassen und das sich in wei­
ten Teilen mit den Spektren der Sozial­
demokratie, der Grünen und der ökolo­
gischen Linken überschneidet, ver­
braucht. Die Polarisierung in der PDS 
nimmt rapide zu und wird die Partei ent­
weder zerreißen oder zerbröckeln las­
sen. 

2. 
Nun werden die wenigsten der Frustrier­
ten aus Bündnis 90 und PDS den direk­
ten Weg in die Sozialdemokratie su­
chen. Wer nach dem gescheiterten Ver­
such der Reform der SED, nach dem Zu­
sammenbruch der DDR (die für viele in 
der SED Heimat war, auch und gerade 
wenn sie sich demokratisch reformiert 
wünschten.) und nach der gescheiterten 
Erneuerung der PDS diese verläßt, der 
wird von Parteien und innerparteilichem 
Streit vorerst genug haben. Ähnliches 
wird auch für christlich-soziale Christ­
demokraten und freiheitlich-soziale Li­
berale gelten, und aus dem Bündnis 90 
wird es viele zurück in die Basisinitiati­
ven in die Nischen der Gesellschaft trei­
ben. Viele werden sich aber bald auf den 
Öko-Bauernhöfen, in den Frauen­
Wohngemeinschaften und Studienzir­
keln langweilen und herausfinden, daß 
die politische Wirkung von Antirassis­
musprojekten, Stadtteilinitiativen, kom­
munalen Bürgerforen, Elternvertretun­
gen, Frauengruppen, Hochschulverbänden 
usw. sehr begrenzt ist. 

Früher oder später wird sich die SPD 

die Frage stellen müssen, wie sie mit dem 
kritisch-kreativen Potential Ostdeutsch­
lands umgehen will. Wenn sie auch im 
Osten zu einer sozialdemokratischen 
Volkspartei werden will, muß sie versu­
chen, die engagierten Bürgerinnen und 
Bürger in den Gewerkschaften, Kirchen, 
in Frauen-, Umwelt-, Jugend- und Mieter­
parteien, in den Arbeitsloseninitiativen und 
Antirassismuskampagnen, Menschen­
rechtsgruppen und Bürgerforen zu errei­
chen und für die Mitarbeit in der Sozialde­
mokratie zu gewinnen. Spätestens dann 
stellt sich die Frage, wie sie es mit den 
Mitgliedern der ehemaligen Staatsparteien 
hält 

"Zur Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands gehört jede Person, die 
sich zu den Grundsätzen der Partei be­
kennt und die Mitgliedschaft erworben 
hat." (2 des Organisationsstatuts) 

Die Grundsätze der Partei sind dem 
Grundsatzprogramm zu entnehmen, das 
sich an alle Menschen wendet, "die sich 
mit uns an das Umsteuern, Planen und 
Gestalten (von gesellschaftlichem Fort­
schritt, der unsere Gesellschaft freier, 
gerechter und solidarischer macht,) her­
anwagen." (Berliner Programm 11.2) 

Das gültige Grundsatzprogramm der 
SPD schließt mit der Aufforderung: 
"Unser Progrannn läßt sich nur im kriti­
schen Dialog verwirklichen. Wir rufen 
alle, die uns helfen wollen auf, die Sozi­
aldemokratische Partei Deutschlands 
durch ihre Mitarbeit, ihre Solidarität, 
ihre Kritik und ihre Phantasie anzuspor­
nen und zu stärken." (Berliner Pro­
grannn V.) 

Gilt das wirklich für alle? Auch für ehe­
malige Mitglieder der Parteien des "De­
mokratischen Blocks"? 

Das Bekenntnis zu den Grundsätzen und 
Zielen der SPD ist das eine, aber der Er­
werb der Mitgliedschaft ist etwas ande­
res - wen wollen wir als Genossin bzw. 
Genossen in unsere Reihen aufnehmen? 
Und wen nicht? 

Natürlich wollen wir weder einen ehe­
maligen Stasi-Oberst, der nach eigener 
Einschätzung "nur Berichte weiterge­
leitet" und damit "nie jemandem ge­
schadet" hat, noch einen ehemaligen Polit­
Offizier der Grenztruppen, der nur "Wa­
che geschoben" hat "wie jeder Soldat 
überall". Natürlich wollen wir keine ehe-

malige Funktionärin einer SED-Bezirks­
leitung, die "nur weil die Verhältnisse da­
mals so waren", ein Parteiverfahren anzet­
telte, das einem Vorlauten die berufliche 
Laufbahn zerstörte. Natürlich wollen wir 
keinen ehemaligen informellen Mitarbei­
ter des MfS, der "nur die Stimmung an 
der Basis nach oben vermitteln" wollte 
und so "nur der Verbesserung der Verhält­
nisse gedient hat." 

Wir wollen nicht, daß sich jemand, der 
durch seine Tätigkeit zum Unrecht des 
repressiven Sozialismus beigetragen hat, 
Sozialdemokrat nennen darf. Wir wollen 
die Unschuld Ost-SPD bewahren. Wir 
wollen nur gute Menschen in unseren 
Reihen, die glaubwürdig für die Verbes­
serung der gesellschaftlichen Verhält­
nisse eintreten können, weil sie zu 
schlechten nichts beigetragen haben. 

Wer von uns kann das von sich behaup­
ten? Auch im Westen gab und gibt es 
Berufsverbote, Entlassung und Denun­
ziation - sicher unter ganz anderen Ver­
hältnissen, aber auch sie können Lebens­
wege verbauen. An ihnen waren und 
sind auch Sozialdemokraten bettjljgt; 
Auch Sozialdemokraten rragen im':i)iJ~.i. 
sten Verantwortung für halblegale hli/il­
legale Operationen von Verfassllilgs­
schutz, BND und MAD, für Polizeikes­
sel und andere Übergriffe der Staatsge­
walt, für illegale Parteienfinanzierung, 
Bauskandale, Waffenexporte und Um­
weltzerstörung. Durch die Zustimmung 
zu Bundesgesetzen (z. B. zum Eini­
gungsvertrag) - auch und gerade wenn 
sie altemativlos schien - haben auch So­
zialdemokraten an staatlichen Maßnah­
men teilgehabt, die Not und Gewalt in 
Form von Arbeitslosigkeit, Wohnungs­
not, Abdrängung an den Rand der Ge­
sellschaft zur Folge hatten. Natürlich ist 
diese Gewalt von einer anderen Qualität 
als das Unrecht eines DDR-"Sozialis­
mus", der hinter die Errungenschaften 
der französischen Revolution zurückfiel. 

Aber ist dies das Verdienst der weniger 
fehlbaren Menschen im Westen? Wenn 
im Westen die Denunziation eines Leh­
rers für diesen "nur" den Verlust des 
Arbeitsplatzes, im Osten aber Haft, Ab­
schiebung und Freigabe seiner Kinder 
zur Zwangsadoption zur Folge hatte, ist 
deshalb der eine weniger Denunziant als 
der andere? 

Das Grundsatzprogramm der SPD geht 
vom fehlbaren Menschen aus. Weil wir 
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in '"unserem Verständnis von Politik" da­
von ausgehen, daß "Intum und Schuld, 
... Versagen und Scheitern" zum Leben 
des Menschen gehören, treten wir für De­
mokratie und demokratische Begrenzung 
von Macht ein. Dieses Politikverständnis 
gilt auch gegenüber uns selbst. Da wir uns 
selbst als fehlbar erl<ennen, schließen wir 
uns nicht aus der Politik aus, hoffen aber, 
aus Fehlern zu lernen und Konsequenzen 
zu ziehen. 

Wenn dies für uns gilt, so muß es auch 
für alle anderen gelten. Selbst für einen 
ehemaligen Stasi-Obristen, Grenztrup­
pen-Offizier, eine SED-Funktionärin 
oder einen Stasi-IM. 

DerVersuch, eine sozialistische Gesell­
schaft aufzubauen, in der die Selbstbe­
stimmung der Menschen in Politik und 
Arbeitswelt, in der Vollbeschäftigung 
und soziale Sicherheit, Freiheit, Gerech­
tigkeit und Solidarität, soziale Gleich­
stellung der Geschlechter und Demokra­
tie in allen gesellschaftlichen Bereichen 
verwirklicht sind und die von Klassen­
schranken befreit ist, kann Sozialdemo­
kraten nicht als ehrenrührig gelten - die­
se neue und bessere Ordnung erstrebt ja 
gerade die Sozialdemokratie, und sie hat 
dieses Ziel in ihr Grundsatzprogramm 
geschrieben. Dieses Ziel haben Sozial­
demokraten und Kommunisten immer 
geteilt: 

Sozialdemokraten und Kommunisten 
berufen sich beide auf das humanisti­
sche Erbe Europas. Beide nehmen für 
sich in Anspruch, dieses Erbe weiterzu­
tragen, den Interessen der arbeitenden 
Menschen verpflichtet zu sein, Demo­
kratie und Menschenrechte zu verwirkli­
chen. 

Aber sie leben seit sieben Jahrzehnten in 
bitterem Streit darüber, in welcher Wei­
se dies zu geschehen hat." (Der Streit 
der Ideologen und die gemeinsame Si­
cherheit, gemeinsames Papier der SPD­
Grundwenekommission und der Akade­
mie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der SED, 8/1987) Der Streit 
hat sich erledigt. Der Weg des Kommu­
nismus ist gescheitert. Das vollständige 
Scheitern des "Marxismus-Leninis­
mus" der SED konstatien die SED­
Nachfolgepanei, die in ihrem Programm 
von 1990 schreibt:" ... durch den administ­
rativ-zentralistischen Sozialismus (wurde) 
eine der größten humanistischen Ideen der 
Menschheitsgeschichte in den Schmutz 
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gewgen." Daß sie sich ausgerechnet nach 
dem antikommunistischen Kampfbegriff 
der SPD benarmte, macht deutlich, wie 
wenig inhaltlich eigenständige Substanz 
der PDS nach dem Scheitern des SED­
"Sozialismus"blieb. 

Wenn sich aber auch der ideologische 
Streit mit den Kommunisten historisch 
erledigt hat, so sagt das Scheitern des 
"realen Sozialismus" und damit auch 
das Scheitern derer, die ihn mit dem Ziel 
der Realisierung wirklich sozialistischer 
Verhältnisse zu verändern suchten, 
nichts über die W alnhaftigkeit ihres 
Versuchs der demokratischen Erneue­
rung von SED und DDR aus. Wenn So­
zialdemokraten und Kommunisten ein 
gemeinsames Ziel hatten, wie es im 
SPD-SED-Papier steht, so muß auch da­
von ausgegangen werden, daß es Kom­
munisten gab, die dieses Ziel ehrlich an­
sttebten. Es muß davon ausgegangen 
werden, daß sich Menschen ob des so­
zialistischen Zieles der SED angeschlos­
sen haben und auch in der SED blieben, 
als sie deren Weg als falsch erl<annten, 
um ihn durch Reformen zu verändern. 
Wenn sie das stalinistische System für 
refonnfähig hielten, so haben sie sich 
geim, wie die Geschichte bewies. Aber 
mit ihnen geirn haben sich auch die So­
zialdemokraten, die im gemeinsamen 
Papier von der Reformfähigkeit beider 
Systeme ausgingen. 

Wenn also Menschen um des sozialisti­
schen Zieles willen in der SED politisch 
gearbeitet haben und im Glauben an die 
Reformfähigkeit ihrer Panei und ihres 
Systems in der SED blieben, so karm ih­
nen dieser Versuch von sozialdemokra­
tischer Seite kaum zum Vorwurf ge­
macht werden, ohne daß die sozialde­
mokratische Glaubwürdigkeit leidet. 
Wer aber in einem System mitgearbeitet 
hat, das elementarste Menschenrechte 
mit Stasi-Stiefeln trat und das sich in sei­
nem reaktionären Charakter eben als re­
formunfähig erwiesen hat, karm objektiv 
nicht unschuldig geblieben sein. Diese 
moralische Kategorie läßt sich aller­
dings weder auf die Mitarbeiter des MfS 
noch auf die Funktionäre und Mitglieder 
der SED beschränken noch karm davon 
ausgegangen werden, daß ein Mitarbei­
ter des MfS grundsätzlich mehr Schuld 
auf sich geladen hat als ein freiwilliger 
Gelegenheitsspitzel oder eine Person, die 
von Berufs wegen Berichte schreiben 
mußte, die schließlich beim MfS landeten. 
Im DDR-System funktionienen nicht nur 

2,3 Millionen SED-Mitglieder weitge­
hend systemkonform, sondern auch 
125.000 CDU-, 100.000 LDPD-, 100.000 
DBD- und 90.000 NDPD-Mitglieder. Im 
FDGB waren rund 9 Millionen - 90 % der 
Arbeiter und Angestellten - in der FDJ 
rund 2,3 Millionen und im DFD etwa 1,4 
Millionen Menschen organisiert. Im Sinne 
des Systems offizielle Organisationen wa­
ren auch Verein vom Sport- bis zum 
Schreberverein. An der DDR war fast je­
der irgendwie beteiligt, und fast jeder 
machte sein Kreuz auf die Einheitsliste der 
Nationalen Front don, wo der Staat, die 
Panei, das ZK, das Politbüro, der General­
sekretär es von ihm erwartete - sonst hätte 
die DDR nicht vierzig Jalne lang funktio­
niert. Bis auf die wenigen, die unter dem 
Dach der Kirche offen widersprachen, gab 
es keine wirkliche Opposition. Und auch 
die Freiräume der Kirchen wurden von 
Kirchenfunktionären ausgehandelt, die da­
für Kompromisse mit dem System ma­
chen, sich in die DDR integrieren mußten. 

Waren die Kompromisse falsch? War es 
falsch, ein paar Freiräume für kritisches 
Denken und demokratisches Aufbegeh­
ren zu erkämpfen? 

Wenn es für die Kirche aber nicht falsch 
war, im Kampf für demokratische Rech­
te Kompromisse mit dem autoritären 
Unrecht zu machen, wieso war es dann 
für die falsch, die sie in ihrem Ringen 
um Freiräume, Lebensräume und Dis­
kussionsräume in der FDJ, der SED oder 
den Blockpaneien machten? Natürlich 
kommt es auf die Kompromisse an. 

Wo aber ist die Grenze zwischen einem 
venretbaren Kompromiß und pragmati­
schem Opponunismus? Wer will ent­
scheiden, ob vor dem Hintergrund der 
damaligen Verhältnisse, Erfahrungen 
und Erkenntnisse der Posten in der 
Kreisleitung der SED als Basis für Re­
formbestrebungen oder als Sprungbrett 
für eine Karriere im Apparat staatlicher 
Macht lockte, ob die Argumente von da­
mals schützender Selbstbetrug oder 
überzeugende Vorstellungen waren? 

Natürlich hat jeder, der mitgemacht hat, 
seinen Teil zum Ergebnis beigetragen, 
hat - auch objektiv - Schuld auf sich gela­
den, je höher er wirkte, desto mehr. Sind 
damit alle, die an der Basis mittnachten, 
entschuldigt? Sind sie "moralisch saube­
rer", weil sie nicht versuchten, im System 
arbeitend die Verhältnisse zu bessern? Ist 
gar die Mitgliedschaft in der SED aus op-
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II!, ponunistischen Karrieregründen als mo-
1' ralisch "besser" anzusehen als die Über-
,: zeugung, daß der Sozialismus ein erstre-
li · benswenes Ziel ist, heute in den Augen 

von Sozialdemokraten disqualifizien, 
dann disqualifizien die Sozialdemokratie 
sich selbst. 

Das Problem 

der moralischen Schuld 

in einer Gesellschaft, 

die durch ein 

undemokratisches, 

repressives, 

autoritär-bürokratisches 

System geprägt wurde, 

läßt sich nicht einfach 

personalisieren. 

Es ist ein politisches Problem. Der Be­
wältigung dieses Problems aus der ost­
deutschen Vergangenheit muß sich die 
SPD politisch stellen, wenn sie in Ost­
deutschland zu einer wirklichen 
Volkspartei werden will. So wenig die 
SPD als Panei Altlasten aus der SED­
Diktatur zu tragen hat, so sehr ist die 
Aufarbeitung der Vergangenheit als ge­
sellschaftliche Aufgabe im vereinigten 
Deutschland auch Aufgabe der SPD, die 
als Volkspartei nicht jenseits des Vol­
kes, das in der DDR als Opfern und Tä­
ter und zumindest als beides gelebt hat, 
leben kann. Soll die SPD zur gesamt­
deutschen Volkspanei werden, muß sie 
sich dem Volk in Ostdeutschland öffnen. 

Will sie der Forderung ihres Programms 
entsprechend Volkspanei des demokra­
tischen Sozialismus sein, muß sie sich 
den demokratischen Sozialisten öffnen, 
die in West und Ost fehlbar sind und 
Fehler, Imümer und auch Unrecht began­
gen haben. Diese Öffnung ist kein Gna­
denakt. Sie SPD ist als Volkspanei auf das 

--·--Volk, als Mitgliederpanei auf Mitglieder 
angewiesen, die sie gewinnen muß. 

3. 
Für die Toleranz bei der Öffuung der 
Partei muß es natürlich Grenzen geben. 
Der Partei darf bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder nicht mehr Schaden als Nut­
zen entstehen. Klar definien ist die 
Grenze gegenüber "Kandidaten", die 
sich durch ihr Tun in der SED-Diktatur 
im juristischen Sinne sttafbar gemacht 
haben. Wer also im Dienst für den SED­
Staat geltendes Recht verletzt hat (nulla 
poena sine lege-" niemand kann wegen 
einer Handlung oder Unterlassung ver­
uneilt werden, die zum Zeitpunkt, da sie 
erfolgte, aufgrund des nationalen oder 
internationalen Rechts nicht strafbar 
war;" An 11, Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte der UNO) sollte nicht 
damit rechnen können in der SPD aufge­
nommen zu werden. Hier beginnt aller­
dings schon das Problem: Wer definien 
für die 40 Jahre DDR (jenseits des ver­
bindlichen Völkerrechts natürlich) 
Recht und Unrecht? Wer darf über in 
Gesetzesform gegossenes Unrecht unei­
len? 

Noch schwieriger ist ein moralisches Ur­
teil. Mit welcher politischer Moral läßt 
sich im Nachhinein die politische Moral 
von Menschen beurteilen, die unter den 
Bedingungen einer Diktatur irnen, fehl­
ten, handelten, lebten? Wer darf sich das 
Recht herausnehmen, ihnen für alle Zeit 
die politisch-moralische Glaubwürdig­
keit abzusprechen? 

Natürlich müssen wir von Menschen, 
die sich um die Aufnahme in die SPD 
bewerben, erwarten, daß ihr Bekenntnis 
zu den Grundsätzen und Zielen der Par­
tei ehrlich ist. Natürlich ist die Glaub­
würdigkeit derer, die in ihrer DDR-Ver­
gangenheit rlem administrativ-zentrali­
stischen Staatssozialismus der SED in 
der "marxistisch-leninistischen Avant­
gardepanei", in einer Blockpanei, Mas­
senorganisation oder im Staats- und be­
sonders im Repressionsapparat (MfS, 
VP, NVA usw.) dienten, in dieser Hin­
sicht vorbelastet. Andererseits ist kaum 
davon auszugehen, daß z. B. an einem 
ehemaligen SED-Mitglied, das sich um 
Aufnahme in die SPD bewirbt, das 
Scheitern des "realen Sozialismus", der 
Zusammenbruch der DDR und das Schei­
tern des Erneuerungsversuchs der PDS 
spurlos vorübergegangen sind. Natürlich 
hängt die Glaubwürdigkeit der Hinwen-

dung zum demokratischen Sozialismus, 
die die Abkehr vom doktrinären Lehrge­
bäude des "Marxismus-Leninismus" zur 
Bedingung hat, davon ab, wie der Betref­
fende seine eigene Vergangenheit aufge­
arbeitet hat. Und natürlich hat der SPD­
Onsverein, der über die Aufnahme zu ent­
scheiden hat, das Recht, nach den Beweg­
gründen für den Eintrittswunsch zu fragen. 
Aber wie läßt sich die ehrliche Haltung ei­
nes Menschen ergründen? Was dürfen wir 
von einem Menschen, der sich um Auf­
nahme in unsere Reihen bemüht, erwar­
ten? Soll er öffentlich seiner Vergangen­
heit, seinem bisher gelebten Leben, sei­
nen Träumen, Hoffnungen und Idealen 
abschwören? In der SED hieß diese Form 
der öffentlichen Demütigung "Selbstkritik 
üben", die katholische Inquisition ließ 
Ketzer öffentlich abschwören und Buße 
tun und verschaffte sich ihre letzte Gewiß­
heit über die Ehrlichkeit der Reue durch 
die Folter. 

In der Sozialdemokratie galt bislang da­
gegen der Konsens, daß sich Gewissen 
und Gesinnung nicht überprüfen lassen 
und daß Grundüberzeugungen niemals 
Parteibeschlüssen unterworfen sein.:~~ 
nen .. So kann es nicht ange.hen, daßj~7 
veremsversammlungen bei der A~;;. 
me von Mitgliedern aus Ostdeutsclilimd 
zu Inquisitionsgerichten mutieren, bei 
denen Aufnahme oder Nichtaufnahme 
zum moralischen Frei- oder Schuld­
spruch geraten. Schon gar nicht kann es 
angehen, daß der Versuch, zum Aufbau 
des Sozialismus nach bestem Wissen 
und Gewissen beizuttagen, als Indiz für 
politisch-moralische Schuld gewenet 
wird, wohingegen politischer Opponu­
nismus, Indifferenz und Passivität frei­
sprächen. 

Und nach welchen Maßstäben karm ein 
Bekenntnis zur Sozialdemokratie gegen 
eine politische Vergangenheit abgewo­
gen werden? Gilt der gleiche Maßstab, 
den wir an ehemalige DKP-Mitglieder 
anlegen, deren Gesinnungswandel wir in 
aller Regel stürmisch begrüßten? Gilt 
grundsätzlich ein anderer Maßstab für 
Ex-SED-Mitglieder und Menschen, die 
aus SEW/DKP, CDU, FDP und KBW zu 
uns kommen? Wie unterschiedlich dür­
fen und müssen die Maßstäbe gegenüber 
Ex-Stasi und Verfassungsschutzmitarbei­
tern sein? Bis wann mußte der Gesinnung­
swandel vom Kommunisten zum Sozialde­
mokraten abgeschlossen sein, damit wir 
ihn als unbestreitbar echt annehmen? 
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Es steht zu befürchten, daß fonnale Maß­
stäbe in dieser Frage nicht greifen. Und 
wer wollte sich als Richter aufspielen? 
was haben die heutigen Ost-Sozialdemo­
kraten zwischen 1949 und 1989 gemacht? 
Haben sie nicht ihre Kompromisse ntit 
der DDR geschlossen? Waren sie nicht im 
FDGB, der FDJ, der DSF? Haben sie 
nicht in der DDR gelebt und gearbeitet -
bis hin zu Lehrstühlen für Marxismus-Le­
ninismus? Und was hätten die West-Sozi­
aldemokraten gemacht? Hätten sie nicht 
in der Mehrheit die Kompromisse, die sie 
im Westen schlossen, in der DDR genau­
so gemacht? 

In Johannes 8,7 heißt es: "Wer unter euch 
ohne Sünde ist, der werfe den ersten Stein 
auf sie." Einer ostdeutschen Sozialdemo­
kratie, deren Gründer der christlichen Op­
position gegen die Gesinnungsschnüffelei 
der SED entstammen, stünde es gut an, 
verständliche Rachegefühle zu überwin­
den und sich des Matthäus-Evangeliums 
zu erinnern, in dem es heißt: "Richtet 
nicht, damit ihr nicht gerichtet werdet. 
Denn nach welchem Recht ihr richtet, 
werdet ihr gerichtet werden ... Was siehst 
du aber den Splitter in deines Bruders 
Auge und nimmst nicht wahr den Balken 
in deinem Auge?" (Matth. 7, 1-3). Dem 
Problem der politischen Moral ist mit mo­
ralisierender Politik, die immer in Gefahr 
ist, ins Pharisäertum abzugleiten, nicht bei­
zukommen. Die SPD ist nicht die berufe­
ne Instanz für politisch-moralische Ver­
darnmungsurteile. Die "Einheit und 
Reinheit der Partei als die wichtigste 
Voraussetzung ihrer Kraft und Stärke 
stets zu wahren und sie in jeder Weise zu 
schützen", war die erste Pflicht der 
SED-Mitglieder laut SED-Statut. Die 
darin enthaltene Vorstellung von "po­
litischer Hygiene" ist dogmatisch­
leninistisches Gedankengut, dem die so­
zialdemokratische Parteikonzeption 
immer diametral entgegengesetzt war. 
Ein Rückfall in leninistische oder katho­
lische Ordensregeln löst auch heute 
keine sozialdemokratischen Probleme. 

Was nottut, ist eine politische Debatte 
zur Klärung der Frage, was die DDR, 
was der "reale Sozialismus" war, wie 
Menschen dazu kommen, Menschenrech­
te zu ntißachten, welche gesellschaftlichen 
Verhältnisse Opportunismus, Staatsgläu­
bigkeit, Intoleranz, Denkfaulheit, Dogma­
tismus, Konformismus und Entfremdung 
der Politik von der gesellschaftlichen Rea­
lität hervorbringen. Die Glaubwürdigkeit 
der SPD wird sich in Zukunft nicht an der 
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parteipolitischen Herkunft ihrer Mit­
glieder, sondern daran messen, wie ehr­
lich und seriös sie die Aufarbeitung der 
DDR-Vergangenheit als Aufgabe ge­
samtdeutscher Politik angeht. Dabei wird 
die Personifizierung moralischer Schuld 
weit weniger hilfreich sein als eine ernst­
hafte politische Analyse des zentraladnti­
nistrativen Staatssozialismus stalinistischer 
Prägung auf deutschem Boden, seiner 
Wurzeln im staatssozialistischen Denken 
des preußisch-deutschen Sozialismus ( d. 
h. im autoritär-staatssozialistischen Kon­
zept, das seit Lasalle auch in der SPD kul­
tivien wurde und - wie Erich Mühsam 
spottete - als Bismarxismus" der wilhelnti­
nischen Sozialdemokratie auf die inter­
nationale sozialistische Bewegung aus­
strahlte, auch auf die SDAPR/Bol­
schewiki.) im autoritär-repressiven 
Sozialismus-Konzept des Bolschewis­
mus, im preußischen Untertanengeist 
und idealistischer Staatsvergottung, im 
Kalten Krieg und in Resten faschi­
stischer Volksgemeinschafts-Ideologie. 
Nicht vergessen werden sollten dabei 
aber die reale Solidarität der mangel­
winschaftlichen Notgemeinschaften, der 
Kollektive und Privatnischen, die fon­
schrittlichen Ansätze im Konzept der 
Polytechnischen Oberschulen, der 
öffentlichen Gesundheitsfürsorge, im 
SERO-System geschlossener Produk­
tionskreisläufe, in den formalen Rechten 
der lohnabhängig Beschäftigten gegen­
über ihren Betrieben, in der ökononti­
schen Selbständigkeit der Frauen, im 
Angebot öffentlicher Kitas usw. In den 
sozialen und sozio-kulturellen Verhält­
nissen der DDR muß auch nach Wurzeln 
heutiger sozialer Erscheinungen (Rassis­
mus, Intoleranz, Aggressivität, Minder­
wenigkeitsgefühle, Passivität, Auto­
ritätsgläubigkeit, defizitäre Streitkultur 
usw. und Ansätzen zur Lösung aktueller 
Probleme in Ostdeutschland gesucht 
werden. Eine in diesem Sinne problem­
orientierte und nach vorn gerichtete Ver­
gangenheitsbewältigung kann zur Poli­
tikfähigkeit der Ost-SPD beitragen. 

Wenn also die SPD vor der Notwendig­
keit steht, in Ostdeutschland ihren Mitglie­
derbestand zu verzehnfachen, um als 
Volkspanei an der politischen Willensbil­
dung des Volkes ihrem grundgesetzlichen 
und programmatischen Auftrag gemäß ef­
fektiv mitwirken zu können, so muß sie 
sich dem Volk, das don nun einmal eine 
DDR-Vergangenheit hat, öffnen. Tut sie 
dies im Zuge einer politischen Aufarbei­
tung dieser DDR-Vergangenheit, so be-

steht durchaus die Aussicht, daß sie damit 
sowohl die Voraussetzungen für einen 
spürbaren Mitgliederzuwachs als auch für 
eine dauerhafte politische Glaubwürdig­
keit schafft. Ein notwendiger Schritt in 
dieser Richtung wäre allerdings, daß die 
SPD von Ausgrenzungsbestrebungen ge­
genüber der PDS und der Rolle einer hei­
ligen politischen Inquisition Abstand 
nimmt. Notwendig ist eine politische 
Auseinandersetzung und Konkurrenz ntit 
der PDS. 

Die Sozialdemokratie 

darf sich nicht an einer 

"Vergangenheitsbewä1tigung" 

beteiligen, die in der 

Tilgung schwieriger 

historischer Phasen aus der 

Geschichtsschreibung 

oder im Wegsprengen ihrer 

Baudenkmäler besteht. 

Notwendig ist eine politische Vergan­
genheitsbewältigung als gesamtdeutsche 
und gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
jenseits einer irrationalen Dämonisie­
rung der SED. Notwendig ist ein Beitrag 
zu einem politischen Klima, das es ehe­
maligen DDR-Staatsfunktionären mög­
lich macht, sich ohne verklärende DDR­
Romantik und ohne verkrampfte Schul­
terschluß-Mentalität kritisch ntit der ei­
genen Vergangenheit auseinanderzuset­
zen. Notwendig ist ein kritischer Rück­
blick auf die DDR ohne moralisierenden 
Hochmut einer "Besten Republik 
Deutschlands" im Westen und ohne 
eine SPD, die sich als Gralshüterin der 
lauteren Moral aufspielt. Aufarbeitung 
heißt kritische Auseinandersetzung mit der 
Geschichte - ohne pauschale Verdarn­
mungsuneile und ohne pauschale Frei­
sprüche ( oder "Persilscheine"). 

Notwendig ist eine SPD, die sich auf die 

Menschen im Osten Deutschlands, auf 
ihre Erfahrungen, Probleme, Sorgen und 
Ängste einläßt, die auf die Gewerkschaf­
ten und sozialen Bewegungen zugeht, 
die sich der Kritik, dem Engagement, der 
intellektuellen Potenz, der Phantasie und 
Kreativität des Volkes in Ostdeutschland 
öffnet, um dessen Partei zu werden. 

Dabei wird sie um die Ex-DDR-Intellek­
tuellen, um die kritische Jugend, um die 
Gewerkschafter, Frauen und Mieter wer­
ben müssen; sie wird auch im Osten ler­
nen müssen, daß sie nicht die Gnade und 
Ehre der Mitgliedschaft im Orden der 
Apostel der lauteren Demokratie ver­
leiht, sondern engagiene, kritische und 
kreative Menschen für die Mitarbeit ge­
winnen muß. Es geht eben nicht nur um 
die Veneilung von Anteilen an staatli­
cher Macht, sondern vor allem um den 
Aufbau einer lebendigen Parteiarbeit -
ehrenamtlich, zeitraubend, anstrengend 
und oft nervenaufreibend. Es geht um 
die Verankerung sozialdemokratischer 
Politik in der Gesellschaft, um politische 
Willensbildung von unten nach oben 
(und auch von oben nach unten) in.•oft 
zähen, heftigen, kontroversen Di~ 
sionsprozessen und um praktische.<~­
nisationsarbeit, in der Zuverlässi~it, 
Energie, Solidarität und Ideen gebraucht 
werden. Bei den ehemaligen Mitglie­
dern der Ost-CDU, LDPD, DBD, NDPD 
und SED/PDS, die wir dafür gewinnen 
können, sollte grundsätzlich davon aus­
gegangen werden, daß sie nach reifli­
cher Überlegung aus Überzeugung sich 
als christlich- oder freiheitlich-soziale 
Demokraten, christliche oder demokrati­
sche Sozialisten der SPD anschließen 
wollen. Sie brauchen uns, wir brauchen 
sie! 

4. 
Wenn es um politische Glaubwürdigkeit 
der SPD gegenüber der DDR-Vergan­
genheit geht, muß es um eine politische 
Aufarbeitung der Geschichte, um den 
Kampf gegen autoritäre und repressive 
Politikkonzepte und Bewußtseinsformen 
und um die Verankerung demokrati­
schen und humanistischen Denkens in 
der Gesellschaft gehen. Nicht Rache, son­
dern Chancen für einen Neubeginn, der 
aus der gesellschaftlichen und persönli­
chen Geschichte Konsequenzen zieht, 
sind das Gebot der Stunde - so schwer es 
fällt: Vergeben, ohne zu vergessen. 

Deshalb kann es bei der Frage der Auf-
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nahme von politisch vorbelasteten Bürge­
rinnen und Bürgern in der SPD nicht um 
Verfahren einer politischen Inquisition 
gehen. 

Unberührt davon bleibt natürlich das 
Recht und die Pflicht der Ortsvereine, 
über die Aufnahme von Mitgliedern zu 
entscheiden. Das Organisationsstatut der 
SPD schreibt in § 3 (1) vor: "Über die 
Aufnahme als Mitglied entscheidet der 
Vorstand des Ortsvereins." Er sollte es 
sich nicht nehmen lassen, das potentielle 
Neumitglied nach seinen B~weggründen 
für den Wunsch nach Aufnahme zu 
fragen und von jeder künftigen Ge­
nossin, jedem Genossen zu verlangen, 
zur Aufnahme auf einer Versammlung 
seiner Basisgliederung persönlich zu 
erscheinen. In der Regel sollte die 
Versammlung Gelegenheit haben, ihr 
Neumitglied kennenzulernen, nach 
seinem politischen Werdegang zu fragen 
und die Aufnahme durch Akklamation 
zu bestätigen. In einer (X)litischen 
Programmpartei sollte das gute Sitte 
bleiben. Entscheidend ist das Klima 
einer solchen Versammlung. Das läßt 
sich nicht formal regeln, und so muß 
durch die innerparteiliche Diskussion 
das Bewußtsein geweckt werden, daß 
die Versammlung nicht über irgendje­
manden zu Gericht sitzt, sondern Mit­
streiter zu gewinnen bemüht sein muß. 
Andererseits sollte die Versammlung auch 
erfahren, mit wem sie es zu tun hat, wenn 
sie ein Neumitglied aufnimmt. Es ist also 
ein Klima nötig, in dem ein Neumitglied 
gegenüber der Solidargemeinschaft der 
Partei ehrlich sein muß und kann, ohne 
sich an die demütigenden Prozeduren in 
der SED erinnert zu fühlen. Vermieden 
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werden muß eine hochnotpeinliche Ver­
nehmung zur eigenen Person, dagegen 
sind derartige Angaben und auch solche 
zu früheren Mitgliedschaften in Parteien 
und politischen Organisationen schon im 
Aufnahmeantrag zu machen. Wenn be­
stimmte politisch relevante Tätigkeiten 
bewußt verschwiegen werden, sollte das 
auch noch nach einem Jahr Mitgliedschaft 
Anlaß zu einem Parteiordnungsverfahren 
sein, etwa im Falle des Verschweigens ei­
ner MfS-Mitarbeit. 

Politische Glaubwürdigkeit bleibt aber 
ein vor allem politisches Problem. 
Wichtig ist die politische Einsicht, daß 
die SPD ihre Mitgliedschaft in Ost­
deutschland verzehnfachen muß, um als 
Volkspartei arbeitsfähig zu werden. Die 
unberührte Unschuld der frühen SPD 
wird sie dabei verlieren, und sie hat sie 
schon verloren, seit sie in Ostdeutsch­
land mit und für Menschen Politik 
macht. Wer anpacken will, kann nicht 
saubere Hände behalten wollen! Eine 
Volkspartei kann nicht wesentlich "sau­
berer" sein als das Volk, Reinheit ist ein 
Attribut von Sekten. In der DDR waren 
fast die gesamte politische und sozial­
wissenschaftliche Intelligenz, die 
öffentlichen Dienste, die technischen, 
wirtschaftlichen, administrativen und 
kulturellen Eliten in die SED-Diktatur 
integriert. Auch kritisches Denken wurde 
in das System eingebunden, in der SED 
als innerparteiliche Opposition zersplittert, 
in Nischen gedrängt und in kontrollierba­
ren Schranken gehalten. Die Grenzen 
zwischen staatstragendem Mittun und kri­
tischem Aufbegehren waren fast überall 
fließend. Ohne Teile dieser gebändigten 
Opposition im System der DDR, ohne die 

kritischen Intellektuellen wird der Aufbau 
der Ost-SPD nicht gelingen. Ähnliches gilt 
für die kritische Jugend und die Gewerk­
schaften. Sie müssen für die Sozialdemo­
kratie gewonnen werden, wobei viele 
stark verinnerlichte antisozialdemokrati­
sche Vorurteile zu überwinden sind. Das 
beste Mittel dazu sind politische Angebo­
te, Angebote zur Mitarbeit, zur Diskussion 
konkreter Probleme - kurz: die Öffnung 
der Partei für die öffentliche Diskussion 
und ein klares sozialdemokratisches Profil. 

So wenig individuelle Bewußtseinsbil­
dung überprüfbar ist, so sehr kann die 
politische Diskussion in der Gesellschaft 
Anstöße für das allgemeine öffentliche 
Bewußtsein liefern und die Bedingun­
gen für die individuelle Vergangenheits­
bewältigung verbessern. Die politische 
Auseinandersetzung mit der SED- und 
DDR-Geschichte, mit dem Sozialismus­
konzept des "Leninismus" und die 
Erarbeitung eigener sozialdemokrati­
scher Konzeptionen zur Gestaltung der 
Gesellschaft und ihrer Veränderung hin 
zu mehr Demokratie, mehr Freiheit und 
Solidarität, sind notwendige Bedingun­
gen, um die SPD zu einer gesamtdeut­
schen Volkspartei mit Perspektiven zu ma­
chen. Diese Aufgabe bleibt uns nicht er­
spart! 
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FREIE HAND 

Ein Intervie-w mit Peter Scherer* 
Über sein Buch: Freie Hand im Osten. 
Ursprünge und Perspektiven des 
Zweiten Weltkrieges, erschienen im 
3-k-verlag, Kösching 1989, sprach mit 
ihm Hans-Joachim Olczyk aus Olden­
burg. Das Gespräch wurde im Novem­
ber 1991 geführt. 

spw: Peter, hältst Du Dich für einen 
"Dogmatiker"? Du eröffnest Dein Buch 
mit den Sätzen: "Der Leerformel des 
'neuen Denkens' entsteigen die alten 
Verhältnisse. Die Progrome und die 
Wallfahrten, der Chauvinismus und die 
nationale Empfindsamkeit, die kleinen 
Schieber und der große Profit: sie halten 
Einzug." Hätte es Deiner Meinung nach 
eine andere Chance der Entwicklung in 
der UdSSR gegeben? 
Peter Scherer: Ich halte mich nicht an 
Dogmen, sondern an Tatsachen. Alle 
Prognosen, die ich 1989 in dem Buch 
gewagt habe, sind weit "übertreffen" 
worden. Angesichts des Bürgerkrieges 
in Jugoslawien ist "nationale Empfind­
samkeit" doch eine Verharmlosung. 
Aber zu Deiner Frage: Zunächst habe 
ich - wie viele andere auch - es begrüßt, 
daß in der Sowjetunion gegen offenkun-

• Peter Scherer ist Historiker und Gewerkschafts­
sekretär bei der IGM-Hauptverwaltung in 
Frankfun 

dige Deformationen Front gemacht 
wurde. Die pseudo-religiöse Art, die 
seltsame Starrheit, mit der z. B. in der 
Geschichtswissenschaft gearbeitet wur­
dehatte etwas Unheimliches. Und wenn 
man Gelegenheit hatte, einzelne Re­
präsentanten persönlich kennenzu­
lernen, dann wußte man auch, welche 
Persönlichkeitsbilder dahinter standen. 
Daß dieser Teufelskreis duchbrochen 
werden könnte - das war eine grcße 
Hoffnung. Insofern war die Losung vom 
"Neuen Denken" nicht schlecht gewählt. 
Das hätte ein Weg sein können. Mit der 
Zeit wurden die Zweifel allerdings im­
mer größer. Um die Jahreswende 1987/ 
88 war es für mich eigentlich klar, daß 
es in der UdSSR nicht mehr um einen 
"Sozialismus mit menschlichem .Ant­
litz" ging; auch nicht um Verbesserun­
gen, um Reformen im eigentlichen Sinn. 
Das "Neue Denken" wurde mehr und 
mehr zu einem Abbild des "Neusprech" 
bei George Orwell: Die Formelhaf­
tigkeit blieb, nur die Begriffe wurden 
ausgetauscht, bis zu dem Punkt, an dem 
das "Neue Denken" das Denken über­
haupt ersetzte. Denn es wurden nicht nur 
die Verkrustungen der marxistischen 
Theorie beseitigt, sondern ganz ele­
mentare Erkenntnisse über Bord gewor­
fen und durch billige Redensarten er­
setzt ... 

IM OSTEN 
',!·:t ! 

spw: Hast Du ein Beispiel ? 
Peter Scherer: Gegenfrage: von \vem 
stammt das folgende Zitat: "Das Richt­
fest für das europäische Haus steht 
unmittelbar bevor. Alles dies verlangt 
nicht nur die modernsten und bewährte­
sten Mittel des Marktes .. . Es verlangt 
auch ein neues Nachdenken ... " 

spw: Ich tippe mal auf Gorbatschow . .. 
Peter Scherer: Leider falsch. Der Satz 
ist einem Inserat der "Dresdner Bank" 
entnommen (Welt v. 24. 11. 1989). 

spw: Wie siehst Du denn die Entwick­
lung nun? 
Peter Scherer: Ein Symptom linker 
Sprachlosigkeit ist, daß kaum einer die 
Frage gestellt hat, wer denn der soziale 
Träger der Gorbatschow-Politik ist. Es 
wurde für bare Münze genommen, daß 
es die übergroße Mehrheit der Be­
völkerung sei, daß eigentlich jeder an­
ständige Mensch diese Politik unterstüt­
zen müsse. Der Anspruch wurde einfach 
für die Wirklichkeit genommen. Wer 
steht eigentlich hinter dieser Politik? In 
wessen Interesse kann es sein, die Priva­
tisierung der sowjetischen Wirtschaft 
einzuleiten? Diese Fragen wurden nicht 
gestellt. Und wurden sie gestellt, dann 
trat ein peinliches Schweigen ein. Die 
bürgerliche Presse räumte hingegen frei-
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rnütig ein, "Ungerechtigkeiten" seien bei 
der Privatisierung unvermeidlich: "Das 
Privateigentum wird sich bei denen sam­
meln, die unter dem alten Regime vor 
allem auf ihre Verdienstmöglichkeiten 
geachtet haben und nun über das not­
wendige Geld verfügen - Parteifunktio­
näre, Schwarzwechsler, Verwalter von 
Mangelware" (FAZ v. 19.12.1990). 
Wenn ich auf die Privatisierung orientie­
re und diese soziale Trägerschaft billi­
gend in Kauf nehme, dann brauche ich 
mich auch nicht zu wundem, daß in den 
Läden nichts mehr vorhanden ist. Denn 
auf welchem anderen Weg, als auf dem 
der Korruption und des Schiebertums, 
soll denn das Geld zusammenkommen? 

spw: Bei der Lektüre Deines Buches 
"Freie Hand im Osten" fällt erst im 
nachhinein auf, welche Bedeutung die 
Kritik an Gorbatschows "gemeinsamem 
Haus Europa" enthält. Du siehst darin 
eine Wiedergeburt der Burgfrieden­
spolitik des Jahres 1914. Was verstehst 
Du darunter? 
Peter Scherer: Es ist eine Tatsache, daß 
der Begriff des "gemeinsamen Hauses" 
aus der Rhetorik der Burgfriedenspolitik 
des Jalrres 1914 stammt - ein typischer 
Ausdruck der Verwischung von Gegen­
sätzen. Die "Frankfurter Volksstimme" 
schrieb im Oktober 1914: "Volksge­
meinschaft und Zusammenschluß stehen 
höher als die Klassengegensätze. Wir 
brauchen das gemeinsame Haus und das 
gemeinsame Dach zur Einrichtung unse­
rer Wirtschaft und unseres Lebens." 
Ob nun "gemeinsames Haus" oder jenes 
"Boot, in dem wir alle sitzen". Dieses 
keineswegs "neue" Denken kommt im­
mer zum gleichen Schluß: Wir sitzen 
drinnen - und die anderen sitzen drau­
ßen. Ob Hausgemeinschaft, Betriebs­
gemeinschaft oder Volksgemeinschaft: 
es handelt sich um Zerrformen der Soli­
darität, um Kumpaneien, die gegen an­
dere gerichtet sind. 

spw: Du wirfst also der Arbeiterbewe­
gung vor, daß sie sich nicht auf die Seite 
der Unterdrückten abseits der Metropo­
len stellt. Welche Möglichkeiten würdest 
du denn sehen, eine wirkliche neue In­
ternationale aufzubauen? Du schreibst 
doch selbst, daß die "Umwandlung der 
sozialistischen Stagnation in eine kapi­
talistische Konjunktur" ein großer Rück­
schritt ist! 
Peter Scherer: Natürlich ist das ein 
Rückschritt. Denn gegen die eben be­
schriebenen Zerrformen der Solidarität 
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gibt es nun keine weltweite "Internatio­
nale Solidarität" mehr, die keinen aus­
schließt. Das "gemeinsame Haus" kann 
eben nicht alle umfassen - nicht einmal 
alle Menschen in Europa. Wer darf in 
dieses Haus miteinziehen? Wer ist über­
haupt Europäer? Da gibt es eine breite 
Skala von Möglichkeiten der Abgren­
zung, der Diskriminierung. Man kann 
mittlerweile vier Zonen unterscheiden. 
in die sich die Welt aufteilt. Da haben 
wir - räumlich sehr beschränkt - einige 
wenige Kernzonen, in denen die 
materiellen Voraussetzungen für das ge­
geben sind, was bei uns Wohlstand und 
soziale Marktwirtschaft genannt wird: 
Ein Begriff auch für das, was sozialde­
mokratische Reformpolitik sich unter 
Erfolg vorstellt. Ihre Erfolge sind 
unbestreitbar, nur: Wir dürfen nicht ver­
kennen, daß nur in sehr begrenzten Räu­
men diese materiellen Voraussetzungen 
vorhanden sind. Um diese Kernräume 
lagert sich eine zweite Zone, die ich 
Zentrum nennen möchte. Zum Zentrum 
gehören auch schwach strukturierte Ge­
biete mit relativ hoher Arbeitslosigkeit, 
Gebiete die durchaus nicht mehr geeig­
net sind, als Vorzeige-Objekt für soziale 
Reformen zu gelten. Von dort geht es 
hinaus in die dritte Zone, die innere Peri­
pherie. Darunter verstehe ich die Räu­
me, aus denen vor allem die Arbeitsmi­
granten in das Zentrum einwandern. Das 
sind Räume wie Spanien, wie Süditali­
en, wie Sizilien. Dort sind nicht nur so­
ziale Rechte außer Kraft gesetzt, dcrt ist 
es auch sehr leicht, politische Rechte au­
ßer Kraft zu setzen. Dort ist nicht nur -
wie in Spanien - der Faschismus über 
das Kriegsende 1945 hinaus aufrechter­
halten worden. Sondern: Dort wurden 
neue faschistische Regime eingerichtet -
wie in Griechenland und in der Türkei. 
Daran schließt sich als vierte Zone die 
äußere Peripherie an, die Regionen süd­
lich des Mittelmeeres, Anatolien, der 
Nahe Osten: Was sich dort entwickelt 
hat, ist weithin eine Art Destruktionsmo­
dell, geprägt von Rückständigkeit, Ver­
schuldung, Arbeitslosigkeit, Hunger, 
Seuchen und Krieg. Es ist ein Gegenmo­
dell zum Leben in den Zentren, eine Ne­
gation des Lebens überhaupt und zu­
gleich eine Konsequenz der Art und 
Weise, wie in den Zentren das Leben or­
ganisiert wird. 

spw: In welche Zone passen denn Deiner 
Meinung nach die neuen Bundesländer 
.. . ? 

Peter Scherer: Auf Europa angewen-

det, reicht das Zentrum von Mittelitalien 
bis nach Mittelschweden, von Zentral­
frankreich bis nach Österreich hinein 
und bis an die ehemalige innerdeutsche 
Grenze. Es gibt im Moment tatsächlich 
eine gewisse Ähnlichkeit zwischen Pro­
blemen, die sich in Süditalien stellen -
das ist auch schon von anderen themati­
siert worden - und den Strukturproble­
men der neuen Bundesländer. Ein Blick 
auf die Karte genügt allerdings um zu 
zeigen, daß von allen alten Ländern des 
COMECON die ehemalige DDR die be­
sten Chancen hat, in das europäische 
Zentrum einbezogen zu werden. Die üb­
rigen Länder Osteuropas gehen mit we­
nigen regionalen Ausnaltmen dem 
Schicksal der Peripherie entgegen, mit 
allen Konsequenzen. 

spw: ... Stichwort: Hoyerswerda ist 
überall ? ... 
Peter Scherer: Wo es keine wirtschaft­
liche Stabilisierung geben wird, sind die 
Vorgänge von Hoyerswerda nur ein 
Vorgeschmack. Osteuropa ist dabei, sich 
in ein zweites Südamerika zu verwan­
deln, mit dem Unterschied, daß uns kein 
Atlantischer Ozean von dieser Krisenre­
gion trennt. 

spw: Wie siehst du das Verhältnis zwi­
schen der "inneren" und der "äußeren" 
Peripherie? Ist es nicht so, daß immer 
mehr Probleme der inneren Zone zwar 
diskutiert werden - dabei aber die äuße­
re Peripherie total aus dem Blick gerät? 
Peter Scherer: Das ist ein garrz wichti­
ger Gedanke. Wir sind gewohnt, den Ka­
pitalismus als eine außerordentlich ag­
gressive Kraft darzustellen, als eine 
Kraft, die kein Zipfelchen der Erde ohne 
Ausbeutung und Beherrschung lassen 
kann. Aber die extensive Erweiterung 
der Produktion ist nur eine Möglichkeit. 
Inzwischen erleben wir eine garrz ande­
re: die Produktion wird intensiviert, die 
Standorte werden konzentriert. Es wer­
den keine transkontinentalen Bahnen 
mehr gebaut, bis auch das fernste Land 
noch erschlossen ist, sondern ganze 
Kontinente aufgegeben. Man könnte sa­
gen, daß diese heutige Form des Impe­
rialismus von Gleichgültigkeit gegen­
über immer größeren Teilen der 
Menschheit gekennzeichnet ist: Ein Im­
perialismus, der sich darauf konzen­
triert, seine wirtschaftlichen Ziele mit 
immer weniger Menschen in immer 
kleineren Regionen zu realisieren. In der 
Tat fällt die äußere Peripherie aus der 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit her-
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aus. Oder diese Aufmerksamkeit wird 
professionalisiert, wird zum Gegenstand 
von einer kleinen Minderheit, die sich 
um allerlei Mittel der Linderung be­
müht Wirkliche Empörung gibt es 
nicht, nur eine Art organisiertes Mitleid, 
das in bestimmten Milieus entsteht und 
zu diesen gehört. 

spw: Was tun die Menschen in den Peri­
pherien langfristig in den entkapitali­
sierten. Zonen? Denn auf lange Sicht 
sieht es im Augenblick so aus, als wür­
den mit Hilfe der sozialdemokratischen 
Parteien im Zentrum die "Mauern höher 
gebaut" und damit die Lösung Migration 
beschnitten? 
Peter Scherer: Die Zukunft hat schon 
begonnen. Eine Agentur bot im Auftrag 
der albanischen Regierung Metall­
facharbeiter an: zu einem Monatslohn 
von 100 Mark. Die Bundesanstalt für 
Arbeit mußte die "Reformer" in Tirana 
garrz offiziell daran erinnern, daß es in 
der BRD so etwas wie Tarifverträge 
gibt. Wenn man vergleicht, was in Bel-

gien oder Frankreich, wo Marokkaner in 
großer Zahl beschäftigt sind, bezahlt 
wird, wird deutlich, daß manche Länder 
Osteuropas nicht einmal innerhalb der 
äußeren Peripherie an die besseren Plät­
ze kommen werden. 
Ich bin gar nicht sicher, ob der Verdrän­
gungswettbewerb, der bald zwischen 
ukrainischen und türkischen Arbeits­
kräften stattfinden wird, dann immer zu­
gunsten der Ost-Europäer ausgeht. 

spw: Dein Buch ist Mitte 1989 erschie­
nen - damals schriebst Du: "Die Groß­
wirtschaftsräume lassen sich eindeutig 
zuordnen: Asien wird zur Beute Japans, 
Europa kontrolliert den Nahen Osten 
und Afrika, Nordamerika die gesamte 
amerikanische Hemisphäre. Es bleibt 
vorläufig das Geheimnis des palitischen 
Umbaus in Osteuropa, in welcher Weise 
sich die UdSSR in dieses neue und im 
Grunde so alte System der Interessen­
sphären Eingang verschaffen will. Ge­
genwärtig sieht es danach aus, als wäre 
die Integration in den Hinterhof des 'ge-

Vier-Zonen-Modell eines geopolitischen Disposit1vs 
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meinsamen Hauses Europa' bereits ein 
Ergebnis, das akzeptiert werden könnte, 
wenn es von einer großzügigen Kredit­
gewährung begleitet wird." Ist es gegen­
wärtig nicht so, ~ sich die Bewohner 
des Hinterhofes um den Inhalt der Müll­
tonnen streiten? 
Peter Scherer: Ich habe im Sommer 
1989 noch angenommen, daß die Sow­
jetunion gewisse Konditionen einfor­
dern kann, daß sie überhaupt noch irgen­
detwas verlangen kann. Aber so wie die 
Dinge inzwischen gelaufen sind, gibt es 
nur noch unterschiedliche Formen des 
Bettelns und der versuchten Erpressung. 
Dabei gehört zu den Rätseln dieser Ent­
wicklung, daß in Osteuropa jeder Wirk­
lichkeitsbezug verloren gegangen ist. 
Und zwar nicht nur bei denjenigen, die 
diese Politik machen, sondern vor allen 
Dingen bei den Betroffenen, den Mas­
sen. Das spricht natürlich nicht für die 
politische Qualität des vorangegangenen 
Systems, daß die Masse der arbeitenden 
Menschen auf eine solche Weise ent­
politisiert worden ist, daß die meisten 
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Politische 
Kritik mit 
theoretischem 
Anspruch 
links im Februar 1992: 

Thema: Nachlese zur Golfkriegsde­

batte: Nach-Denken über den Golf­

krieg • Kritische Theorie des Anti­

kriegsprotestes • Das Linken-Spiel 

• Jugoslawien: Vom Versagen der 

Politik • Algerien: Der Kampf zwi­

schen FLN und FIS • Georgien: Ein 

Pyrrhussieg • Spanien: Zum Auflö­

sungsprozeß der PCE • Fremde­

nangst und Rassismus: Kritische Re­

flexionen über ein schwieriges 
Verhältms • Zum 50. Jahrestag der 

Wannseekonferenz • Immer noch 

, ,Sozialistische Zeitung''? 

Ich bestelle 

links 
Beiträge von: 
Zarko Puhovski, 
Gerhard Krum, 
Robert Detobel, 
Ludi Lodovico, 
Joachim Hirsch, 
Eric j. Hobsbawn, 
Mohssen Massar­
rat, Paul Parin, 
Alex Demirovic, 
Jürgen Gerber, 
Uli Bielefeld u.a. 

O 1 Exemplar links Heft 2/92 
zum Preis von 6,- DM 

Name: 

Straße: 

Ort: 
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nicht mehr in der Lage sind, auch nur die 
einfachsten politischen Zusammenhän­
ge, die sie unmittelbar betreffen, zu be­
werten und daraus Schlüsse abzuleiten. 
Denn was die Initiatoren dieses soge­
nannten Umbaus - dieser Sprengung ei­
gentlich - angeht, so glaube ich, daß dort 
etwas Seltsames stattgefunden hat: Eine 
Konterrevolution, getragen - stellvertre­
tend gewissermaßen - von Teilen der 
Nomenklatura. Wir dürfen nicht ver­
gessen, daß alle Vertreter dieser Politik 
hochrangige Funktionäre der Partei wa­
ren, getragen von Teilen der Intelligenz, 
von den Wirtschaftskadern, von allen, 
die mit harter Währung zu tun hatten 
und Wege wußten, sie sich zu beschaf­
fen. Wenn das Ziel dieser Politik letz­
tendlich darin gipfelt, die Wirtschaft zu 
privatisieren, dann kann das doch nur 
auf eine Selbstbedienung dieser Kräfte 
hinauslaufen. Diese "neue Klasse" defi­
niert sich weniger im Verhältnis zu den 
Produktionsmitteln als im Verhältnis 
zum Auslandskapital. Eine Situation, 
wie sie sich auf andere Weise am Ende 
des Ersten Weltkrieges in der Türkei 
dargestellt hat, wo die Bourgeoisie so 
schwach entwickelt war, daß in Kreisen 
des Militärs, des Großgrundbesitzes, 
ernsthaft darüber nachgedacht wurde, 
das Land einfach in englische Verwal­
tung zu übergeben und selbst die Rolle 
eines Vermittlers zu spielen. Die neu aus 
dem Zusammenbruch entstehende Kom­
pradoren-Bourgeoisie ist der einzige 
Teil der russischen Gesellschaft, dem 
die Katastrophenpolitik Gorbatschows 
und Jelzins nützt. Sie wird vom Ausland 
allerdings wesentlich abhängiger sein, 
als es die alten Oberschichten im zaristi­
schen Rußland waren. Rußland ist aber 
schon 1917 nicht zu unrecht als halbko­
loniales Land bezeichnet worden. 
Nicht zufällig gab und gibt es unter den 
"Reformern" Fantasien, die soweit ge­
hen, daß es ein Idealfall wäre, wenn sich 
eine ausländische Macht bereit fände, 
Rußland militärisch zu besetzen, um 
dort eine ähnliche Re-Education durch­
zuführen wie die Amerikaner das in 
Deutschland getan haben sollen. Diese 
Fantasie der Literatumaja Gaseta ist da­
bei nicht verrückter als die wirkliche Po­
litik! (n. Die Welt v. 14.9.90) 

spw: Wo bleiben denn die Bewegungen 
der Unterdrückten in den Peripherien 
bei dieser wenig ermunternden Zu­
kunftsprognose .... 
Peter Scherer: Die Frage ist nicht, wo 
sie bleiben, sondern mit welchem Ziel 

solche Bewegungen noch antreten wer­
den. Diese Frage ist bisher im Sinne der 
sozialistischen Utopie beantwortet wor­
den. Durch die jüngste Entwicklung hat 
der Sozialismus wohl bis tief hinein in 
die äußere Peripherie seine Anziehungs­
kraft verloren. "Freie Hand im Osten" 
handelt zu einem nicht geringen Teil 
von den "Ursprüngen und Perspektiven 
des Zweiten Weltkrieges", und es gehört 
ja wohl zu den Grundtatsachen der Ge­
schichte dieses Jahrhunderts, daß der 
Sieg der Roten Armee über den deut­
schen Faschismus ganz gewaltig dazu 
beigetragen hat, die Befreiungsbewe­
gungen in aller Welt zu ermutigen. 
Wenn die Sowjet-Union zusammen­
bricht, wenn sie schon vor ihrem staatli­
chen Zusammenbruch durch den wirt­
schaftlichen Zusammenbruch aus der 
Reihe der Großmächte ausscheidet, 
dann bedeutet das eine tiefgreifende 
Schwächung der Befreiungsbewegun­
gen der ganzen Welt. Ich glaube, daß 
wir diesen Zusammenhang, der oft ge­
nug als eine Propagandaformel abgetan 
wurde, erst jetzt, wo die Unterstützung 
wegbricht, wirklich bewerten können. In 
kürzester Zeit sind die Befreiungsbewe­
gungen auf dem afrikanischen Kontinent 
zusammengebrochen oder hoffnungslos 
in die Defensive geraten. Wie schwierig 
ist die Lage Vietnams und Kubas gewor­
den! Zu schweigen von Nikaragua ... 
Dies zeigt alles, daß der militärische 
Kampf um die Macht, mit dem Ziel, 
eine sozialistische Ordnung zu errichten, 
eigentlich nur im geopolitischem Zu­
sammenhang mit der Sowjetunion, mit 
dem "sozialistischen Lager" einen Sinn 
gemacht hat. Da hätte nun Schritt für 
Schritt und Stützpunkt für Stützpunkt 
eine Gegenwelt entstehen können. Das 
ist nun vorbei und insofern haben diese 
Kämpfe auch kein klares Ziel mehr. Die 
Alternative dazu ist nicht notwendiger­
weise, daß sich nun neue, vielleicht viel 
erfolgreichere Formen herausbilden. Es 
kann auch zu einer Deformation des Wi­
derstandes kommen. Aber wie soll eine 
nun wirklich auf sich selbst gestellte, 
von der internationalen Solidarität abge­
schnittene Organisation überleben? Sie 
versucht es. möglicherweise auch da­
durch, daß sie sich immer mehr Fonnen 
annähert, die wir bisher eigentlich der 
kriminellen Welt zugerechnet haben. 
Ich würde sogar soweit gehen, daß die in 
der inneren wie äußeren Peripherie un­
geheuer anw_achsende Kriminalität für 
viele nur',eine· Form ist, um zu überle­
ben! Und das ist ja zunächst einmal die 
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Voraussetzung jeder Art der Befreiung. 
Wenn ich mein eigenes Überleben nicht 
garantieren kann, dann brauche ich auch 
nicht mehr über meine Befreiung nach­
zudenken. 
Wir waren es in diesem Jahrhundert ge­
wohnt, daß sich die Massen in ihrem 
Widerstand humanistische Ziele gesetzt 
haben. Aber ist das eigentlich zwangs­
läufig so? Ist es nicht auch durchaus 
denkbar, daß die Massen ihren 
Unterdrückern mit gleicher Münze zu­
rückzahlen? Daß sie inhumane Systeme, 
unter denen sie nun als erste zu leiden 
hatten, nicht nur mit inhumanen Mitteln 
bekämpfen, sondern letzten Endes wie­
derum Systeme an die Stelle setzen, die 
aus unserer Sicht kaum humaner sind? 

Erläuterungen zur Karte: 
Das Vier-Zonen-Modell eines geopolitischen Dispo­
sitivs und seine Anwendung auf das gegenwänige 
Europa, 14. August 1991. 
Schwarz. Kernregionen des 2.entrums. Schraffur: 
Zentrum (Hauptimmigrationsraum). Gestückte Pfeilli­
nie: Grenze zwischen innerer und äußerer Periphe­
rie. Dieselbe fett: Kriegsfronten 1991 (A Jugoslawi­
scher Bürgerkrieg, B Kurdische Front des Golfkrie­
ges, C Libanesisch-paläs1inenische Front.) Gestri­
chelte Linie: Westgrenze des onhodoxen Bekennt­
nisses. Radien: in t.000 km ab Rotterdam, 700 km ab 
Moskau. Umringte Onc: Geplante Sonderwin­
schaftszonen (Leningrad, Kaliningrad, Königsberg, 
Odessa). 
Kernregionen: l London, 2 Amsterdam, 3 Köln, 
4 Frankrurt, 5 Oberrhein, 6 Sc:hweiz, 7 Mailand, 
8 Lyon, 9 Paras. 
Das Zentrum umfaßt Räume mit stark entwickelter 
winschaftlicher Struktur einschließlich hoher Bevöl-

spw: Welche Rolle spielt denn dnnn die 
alte Arbeiterbewegung noch in den 
nächsten Jahrzehnten? 
Peter Scherer: Die alte im 19. Jh. ent­
standene Arbeiterbewegung scheint den 
Zyklus ihres Aufstiegs und Niedergangs 
weitgehend durchlaufen zu haben. Von 
der ursprünglichen, noch unorganisier­
ten Spontaneität, zur Schaffung von Or­
ganisationen, die es schließlich ermögli­
chen, die Frage nach der Macht zu stel­
len. Die Revolution hat dabei die Funk­
tion des Tores zu einer anderen Gesell­
schaft, die ihren staatlichen Ausdruck in 
der sozialistischen Republik findet. In 
Deutschland ist diese Stufe in der 
Novemberrevolution 1918 nur punktuell 
erreicht worden, für wenige Tage nur. 
Seither war die Entwicklung in Deutsch-

kenmgsdichte, hohem Beschäftigungsgrad und re­
lativer Rechtssicherheit. Die Zone umschließt mehre­
re inselförrnige Verdichtungsräume, die durch Ver­
kehrsachsen verbunden sind ("Champagnerar­
chipel"). Die innere Peripherie ist politisch integriert, 
jedoch wirtschaftlich in z.T. historisch weit zurückrei­
chenden Prozessen reduziert und vom Zenttum in 
vieler Hinsicht abhängig. Aus dieser Zone deckt das 
2.entrum seinen Bedarf an Fremdarbeitskräften. Die 
Rechtssicherheit ist erheblich reduziert, organisier­
tes Verbrechen behauptet offen seinen wirtschaftli­
chen und politischen Einfluß. Für das gegenwärtige 
Europa ist typisch, daß es im östlichen Mittelmeer 
("East of Malta") eine weitausladende Flanke aufge­
baut hat, deren über 1000 km lange Konfliktfront ge­
gen den kurdischen Widerstand. den Irak, gegneri­
sche Kräfte im Libanon und den palästinensischen 
Widerstand es mil eigenen Kräften nicht halten kann. 
Militärisch beherrschen die USA diesen Teilraum. 
Zwischen der inneren und der äußeren Peripherie 

land rückläufig. Das gilt mittlerweile für 
ganz Europa: Dort wo vorher starke Or­
ganisationen waren, gibt es nur noch 
kleine Zirkel, wenige Gruppen auf ein­
zelne Punkte bewgen. Das war der Zu­
stand, aus dem sich die Arbeiterbewe­
gung in den 60er Jahren des 19. Jh. 
emanzipiert hat. .. 

spw: ... aber es gibt doch Organisatio­
nen der Arbeiterbewegung, die nicht nur 
kleine Zirkel sind; es gibt millionen­
starke Gewerkschaften ... 
Peter Scherer: ... Darum geht es ja ge­
rade. Von der "alten" Arbeiterbewegung 
sind nur die Gewerkschaften übrig. Sie 
sind Klassenorganisationen, ob sie nun 
wollen oder nicht. Sie können aber die 
politische Organisation nicht ersetzen. 

verläuft die strategische Grenze des Dispositivs. Sie 
ist mit unterschiedlich gewichtigen Konfliktfronten 
bestückt, an denen sich massive Abwehrpositionen 
gegen Ansprüche ethnischer oder religiöser Grup­
pen aufbauen: Oder-Neiße-Grenze (Polen, Sinti/ 
Roma), Kroatische Grenze (Serben, bosnische Mus· 
lims), Straße von Otranto (Albaner), Anatolien (Iraker, 
Kurden), Libanon (Schiiten), Palästina (Palästinen­
ser). Über diese Grenze erfolgt die illegale Immigrati­
on. Sind die Zonengrenzen im SUdosten, z.T. tausen­
de Kilometer weit auseinandergezogen, so sind sie 
im Osten eng zusammengedrängt. Möglicherweise 
bildet sich nach Klärung der Lage im tschechisch­
ungarischen Raum ein von der Adria bis zur Ostsee 
reichendes Glacis heraus. Besondere Formierungen 
jenseits der Ost-Glacis sind die Balkan-Regionen 
(Serbien, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Moldau ) 
und die polnisch-baltische Region (Polen, Litauen, 
Lettland, Estland, möglicherweise auch Weißrußland 
und die Ukraine). 
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Wolfgang Fritz Haug 

Jean-Paul Sartre und die 
Konstruktion des Absurden 
3., veränderte Auflage 
196 S., Ln., DM 28,-

„ Die geistige Situation der Zeit an 
der Schwelle zum dritten Jahr­
tausend ist durch ungeheure Ent­
täuschungen gezeichnet. Die 
Hoffnung scheint zerbrochen, die 
Verantwortung machtlos. Die be­
herrschende Figur des N egaciven 
ist die Apokalypse, welche die für 
sich selbst ungestaltbar gebliebene 
Weltgesellschaft sich zu bereiten 
scheint. Die Titanic wird zum 
Narrenschiff des reichen Drittels 
der Menschheit.« (Aus der Notiz 
zur dritten Auflage) 

Vor diesem Hintergrund wächst 
der 1966 in erster, 1976 in zweiter 
Auflage erschienenen Schrift von 
W.F. Haug ungeahnte neue Aktua­
lität zu. Zwar scheint der Existen­
tialismus heute passe und Sartres 
Leben interessanter als sein Werk. 
Dennoch steht die postmoderne 
Beliebigkeit der Ideologie der 
Vergeblichkeit näher als der ober­
flächliche Blick eingestehen möch­
te. Heute wie damals geht es da­
rum, der Enthistorisierung und 
Ontologisierung von Bewußtsein 
und Denken entgegenzuwirken 
und die konkreten gesellschaftli­
chen Momente zu bestimmen, in 
denen die Philosophie sich, als 
Täuschung und Ent-Täuschung 
gleichermaßen entfaltet. Haugs 
Buch bestätigt, was der Frankfur­
ter Philosoph Alfred Schmidt an­
läßlich der Erstausgabe schrieb: 
• Ein für die Analyse des moder­
nen Bewußtseins wichtiges Buch.« 

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 

Auch im Augenblick ihrer größten 
Machtentfaltung, 1920 gegen den Kapp­
Lüttwilz-Putsch, konnten die Gewerk­
schaften nur die Bresche offenhalten, 
durch die die politischen Kräfte hätten 
durchstoßen müssen. Sie haben es nicht 
getan. Es gibt einfach Grenzen, die im 
Wesen der Gewerkschaften angelegt 
sind. 

spw: Hast Du die SPD aus der Arbeiter­
bewegung verabschiedet, die sich mitt­
lerweile programmatisch weiter von Go­
desberg entfernt hat, als oftmals ange­
nommen wird ? 
Peter Scherer: Ich vertraue auf die mit­
telfristige und langfristige Wirkung der 
objektiven Faktoren. Es mag ja wenige 
geben, die Lust haben, dartiber nachzu­
denken, und noch weniger, die bereit 
sind, darüber zu sprechen - aber es gibt 
sehr viele, und es gibt jeden Tag mehr, 
die unter diesen Verhältnissen leiden. 
Die Unmenschlichkeit der impe­
rialistischen "Welt-Ordnung" nimmt mit 
jedem Tag zu. Insofern sehe ich auch gar 
keinen Anlaß, die ältere Theorie der Ar­
beiterbewegung zu verabschieden, etwa 
mit der modischen Frage, ob unter den 
Trünunem des realen Sozialismus nicht 
auch Marx begraben liegt. Ich glaube 
nicht einmal, daß Lenin unter diesen 
Trümmern begraben liegt - was den ana­
lytischen Teil seines Werkes angeht. 

spw: Würdest Du somit einer Zusam­
menfassung Deines Buches zustimmen 
die sagt: "Freie Hand im Osten" be­
schreibt den Niedergang der weltweiten 
Arbeiterbewegung seit 1917 und den 
Aufstieg des lmperialismus seitdem. Au­
ßerdem wird in dem Buch deutlich, wie 
wenig Zukunft die Existenz der Metropo­
len noch in sich birgt. Der Autor bezwei­
felt allerdings, daß die Arbeiterbewe­
gung sich noch mal berappeln wird. No 
future at all? 
Peter Scherer: Ich glaube nicht, daß es 
möglich ist, nach einer solchen Nieder­
lage einfach zur Tagesordnung über­
zugehen. Was wir im Moment brauchen, 
das ist wirklicher Realismus. Der Wider­
stand beginnt dort, wo wir wieder anfan­
gen, die Dinge beim Namen zu nennen. 
Die Rückkehr des Kapitalismus nach 
Rußland wird ein Anschauungsunter­
richt sein, gegen den alle Erfahrungen 
im deutschen "Beitrittsgebiet" ziemlich 
blaß aussehen werden. Niemand wird 
mehr sagen können, man hätte das nicht 
gewußt, nicht gewollt: Jeder wird sich 
entscheiden müssen, ob er in der neuen 

Welt-Ausbeutungsordnung als kleiner 
Funktionsträger milmachen . will, oder 
ob er weiter am Ziel einer menschen­
würdigen Gesellschaft festhält - trolz 
alledem. 
Die großen sozialen Kämpfe der näch­
sten Jahre und Jahrzehnte werden nicht 
darauf Rücksicht nehmen, wie sich eini­
ge "Altlinke" in Mitteleuropa zu dieser 
Frage verhalten. Hier verläuft die Front 
nicht mehr. Es wird aber, in einem lan­
gen Zeitraum betrachtet, sehr wohl von 
Bedeutung sein, ob es Kristallisations­
kerne gibt, politische Strukturen, und 
seien sie quantitativ noch so klein, die 
eine andere Welt denken als die Welt 
des Imperialismus. 
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Welches Europa? 
Westeuropäische Integration, 

internationale Strukturveränderungen und 
transnationale Politik 

1. Europas Rolle in der Welt-
politik 

Die Europäische Gemeinschaft hat in 
den achtziger Jahren ihr "dark age" 
(Hoffmann 1989) - die lange Phase der 
Stagnation, in die sie Mitte der sechziger 
Jahre geraten war - überwinden können. 
Der neue Integrationsschub der west­
europäischen Integration bezieht seine 
innere Dynamik vor allem aus der At­
traktivität des Kernprojekts "Binnen­
markt '92". Die Marktintegration wird 
begleitet von einer Verdichtung der au­
ßenpolitischen Kooperation, von Fort­
schritten in der Währungszusammenar­
beit, von der Straffung der Entschei­
dungsverfahren, von einer Erhöhung der 
Regional- und Sozialfonds sowie von ei­
ner Ausweitung der Kompetenzen der 
EG in den Bereichen Technologie, Um­
welt und Soziales. Das Ende der Block­
konfrontation, der Zusammenbruch des 
Realsozialismus und die deutsch-deut­
sche Vereinigung hat den Integrations­
prozeß nochmals beschleunigt. Mit den 
in Maastricht verabschiedeten Plänen 
für eine Wirtschafts- und Währungsuni­
on sowie für eine Politische Union sind 
dem Integrationsprozeß weiterführende 
Ziele gesetzt. Zum Ende dieses Jahrtau­
sends soll der Nationalstaat klassischen 
Typs im Europa der EG von einem bun­
desstaatlichen Verbund überwunden 
werden. 

Klaus-Peter Weiner ist Politikwissenschaftler an 
der Universität Marburg. Seinen Beitrag veröf· 
!entliehen wir mit freundlicher Genehmigung des 
PapyRossa Verlages in geringfügig überarbeite­
ter Fassung. Der Artikel ist zuerst erschienen in: 
Peter Wahl (Hg.,), Warum Monte2uma nicht Eu­
ropa er:itdeckt hal. Europa und die Dritte Welt, 
PapyRossa Verlag, Köln 1991, 240 Seiten, 24,­
DM 

Klaus-Peter Weiner* 

Die Vitalisierung und Reorganisation 
der Strukturen des EG-Systems hat die 
Frage nach der Perspektive Europas in 
der Weltpolitik aufgeworfen, aber die 
Antworten bleiben vage. Die Unsicher­
heit über die "Zukunft Europas" ist ein 
gemeinsames Element der Analysen, die 
aus den Strukturveränderungen im inter­
nationalen System orientierendes Ma­
terial für die Formulierung (zumeist na­
tionalstaatlicher) Handlungsstrategien 
gewinnen wollen. 

Nach Auffassung der Vertreter eines 
realistischen Interpretationsansatzes, die 
die Notwendigkeit eines Hegemons für 
die Stabiliiät des internationalen Sy­
stems betonen und die Folgen des relati­
ven Niedergangs der Hegemonialmacht 
USA zu ihrem zentralen Thema machen, 
verfügt die EG über das ökonomische 
und militärische Potential eines welt­
politischen Herausforderers der USA. 
Vorausselzung sei allerdings, daß der 
politische Integrationsprozeß voran­
schreitet und sich auch auf den sicher­
heits- und militärpolitischen Bereich er­
streckt (Kennedy 1989). Das 21. Jahr­
hundert könnte dann, wenn schon kein 
amerikanisches, so doch ein europäi­
sches Jahrhundert werden (Huntington 
1989). Dem stehen starke Zweifel an der 
politischen Selbstorganisationsfähigkeit 
Europas gegenüber, da es über keine ho­
mogene Identität verfüge. Europa zerfal­
le in verschiedene Teile, von denen nur 
die EG eine schwache Teilidentität aus­
gebildet habe. Aber auch in der EG sei 
eine vertiefte politische Integration auf­
grund der divergierenden Interessen der 
EG-Staaten nicht zu erwarten (Senghaas 
1986). Da eine europäische Einheit nicht 
greifbar ist, sei auch die Spekulation 
über eine führende Rolle Europas im 21. 

Jahrhundert übertrieben (Nye 1990). 
Dennoch bezweifelt keine der Analysen, 
daß Europa im internationalen System 
eine zentrale Position einnehmen wird. 

Hingegen halten theoretische Ansätze, 
die die Internationalisierungs- und Glo­
balisierungsprozesse in den Mittelpunkt 
ihrer Interpretationsansätze stellen, die 
EG eher für ein Hemmnis weltweiter In­
terdependeni und Arbeitsteilung .~i, 
ninger/Maier 1987). Das erreich~]-L 
teau der Integration sei daher kaw*l•h 
zu überschreiten. Die Intemaiio­
nalisierung wird über die EG als ifu re­
gionaler Ausdruck hinweggehen und 
neue, unter Führung der USA, Japans 
und der Bundesrepublik Deutschland 
stehende internationale Regime schaffen 
(Bühl 1986). Die global agierenden 
transnationalen Konzerne drängten eher 
auf eine die OECD-Staaten umfassende 
Freihandelszone als auf eine regionale 
Abschottung der Wirtschaftsräume 
(Scherrer 1990). Demgegenüber verwei­
sen polit-ökonomische Analysen auf die 
Konzentration der Handels- und Kapi­
talströme auf die hochentwickelten Zen­
tren der Weltökonomie und auf die da­
mit verbundene Tendenz einer welt­
wirtschaftlichen Regionalisierung, in 
der die Beziehungen der sich stärker auf 
ihr Umfeld konientrierenden Triade­
mächte USA, Japan und EG zwischen 
Konflikt und Kooperation schwanken, 
ohne daß es zur Herausbildung stabiler 
weltwirtschaftlicher und weltpolitischer 
Ordnungs- und Regulierungsmuster 
kommt (Bergsten 1990). Kennzeichnend 
für die gegenwärtige internationale Ent­
wicklung sei daher die Herausbildung 
einer "Widerspruchspruchskonstel/ati­
on zwischen ökonomischer Globalisie­
rung und politischer Segmentierung der 
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Weltwirtschaft" (Deppe 1991 :65), die 
von einer anhaltenden Abkoppelung we­
niger entwickelter Weltregionen beglei­
tet wird. 

2. EG-Integration in einem 
neuen Umfeld 

Der gesellschaftliche Umbruch in Ost­
europa hat die Unsicherheiten über die 
weitere Perspektive der westeuropäi­
schen Integration weiter verstärkt. Be­
reits der Sog des EG-Projekts Binnen­
markt '92 hat die Freihandelszone 
EFf A an den Rand der Auflösung ge­
trieben und in allen EFfA-Staaten breite 
Diskussionen über einen Beitritt zur EG 
ausgelöst In den Verhandlungen zwi­
schen der EG und der EFf A über einen 
Europäischen Wirtschaftsraum verfüg­
ten die EFfA-Staaten kaum noch über 
die Möglichkeit, die EG zu einem Aus­
gleich der Interessen und zu Kompro­
missen zu veranlassen. Zugleich hat die 
EG mit der Übernahme der Koordinati­
on der westlichen Hilfsleistungen für 
Osteuropa eine zentrale Rolle bei der 
Transformation realsozialistischer in ka­
pitalistische Gesellschaften übernom­
men und die Tendenz in diesen Ländern, 
sich möglichst schnell an die EG anzu­
nähern, verstärkt und bis zu Beitritts­
wünschen verdichtet. Eine erneute Er­
weiterung der EG wird aber nicht von al­
len Mitgliedstaaten unterstützt Schon 
die Nord- und Süderweiterungen der EG 
in den siebziger und achtziger Jahren ha­
ben die Heterogenität der EG erhöht und 
damit die strukturellen Integrationspro­
bleme verstärkt. Eine erneute Erweite­
rung stellt damit jeden Versuch, die In­
tegration in Richtung Politischer Union 
weiter zu vertiefen, von vornherein in 
Frage, Zwar plädieren insbesondere die 
Bundesrepublik Deutschland und Groß­
britannien für eine "offene" EG, stoßen 
aber damit auf den Widerstand der fran­
zösischen Regierung, Die politische 
Klasse Frankreichs sieht in einer Konfö­
deration der europäischen Staaten die 
ökonomischen, sozialen und politischen 
Probleme der osteuropäischen Staaten 
eher aufgehoben als in der EG. Dahinter 
steht die Befürchtung, daß in einer 
erweiterten EG der französische Einfluß 
weiter abnimmt, während die Bundesre­
publik in einem größeren, zwangsläufig 
aufgelockerten Integrationsverbund 
weitaus weniger eingebunden ist als bis­
her und ihr damit größere nationale 

24 

Handlungsmöglichkeiten zuwachsen. 

Die Frage des Verhältnisses von Erwei­
terung und Vertiefung der Integration 
und insbesondere die Gestaltung des 
Verhältnisses zu den osteuropäischen 
Staaten erweist sich daher als eine der 
zentralen Widerspruchskonstellationen, 
In sie geht die die Umwälzung in Osteu­
ropa und die deutsch-deutsche Vereini­
gung verarbeitende Neuausrichtung der 
außenpolitischen Orientierungen der 
EG-Staaten ein, die auch ihre Integrati­
onspolitik problematisiert. Denn Zusam­
menbruch des Sozialismus bringt die 
Bundesrepublik in eine Schanierfunkti­
on zwischen Ost und West, die die poli­
tische Bedeutung der Bundesrepublik 
erhöht, während die Vereinigung von 
BRD und DDR zugleich eine neue 
machtpolitische Struktur in der EG 
selbst geschaffen hat, Die Bundesrepu­
blik ist nun potentiell in der Lage, aus 
der Integration ein Ergebnis zu ziehen, 
das weiterhin den Interessen ihrer Wirt­
schaft dient und ihren diplomatischen 
Aktionen einen europäischen Genehmi­
gungsstempel gibt, ihr zugleich aber 
ausreichend Raum und Freiheit läßt, als 
überzogen empfundene Integrationsan­
sprüche zurückzuweisen (Hoffmann 
1990), Die Bundesrepublik kann heute 
"souveräner" als früher die Grenzen 
setzen, jenseits derer sie die politischen 
Beschränkungen und finanziellen Lasten 
des Integrationsprozesses nicht mehr ak­
zeptiert. 

Die Zukunft der EG hängt somit wesent­
lich von der Bereitschaft der Bundes­
republik ab, die Integration nicht nur zu 
erweitern, sondern auch zu vertiefen. 
Einer krisenhaft verlaufenden Inte­
gration der Gesellschaft der DDR in das 
ökonomisch, soziale und politische 
System der Bundesrepublik kann aller­
dings eine politische Dynamik freiset­
zen, die stärker auf einen nationalen als 
auf einen europäischen Weg drängt, 
Auch hat die politische Klasse der 
Bundesrepublik ein gespaltenes Verhält­
nis zur westeuropäischen Integration. 
Dies ist bereits in der Auseinanderset­
zung um die 1987 ratifizierte Einheitli­
che Europäische Akte (EEA) deutlich 
geworden. Es wurde befürchtet, daß eine 
Vertiefung der westeuropäischen Inte­
gration, deren wichtigste Grundlage die 
Einbindung und Eindämmung des 
bundesdeutschen Macht- und Wirt­
schaftspotentials ist, den Weg zur Wie­
dervereinigung nur verstellen könnte. 

Auch der Vollzug des Anschlusses der 
, DDR ohne Konsultation der EG-Staaten 
verweist darauf, daß in der Bundesrepu­
blik die als national deklarierten Ziel­
stellungen vor einer europäischen Eini­
gung stehen. 

Diese neue machtpolitische Struktur der 
EG bricht sich aber an der inneren und 
äußeren Dynamik des westeuropäisches 
Integrationsprozesses, So hat das 
Binnenmarktprojekt der EG die Wes­
tausrichtung des bundesdeutschen 
Kapitals weiter verstärkt. Profit wird 
vorwiegend auf westlichen Märkten rea­
lisiert. Und auch die Bundesregierung ist 
zur Bewältigung der aus der Vereini­
gung und dem Umbruch in Osteuropa 
resultierenden Anforderungen sowie 
aufgrund der gegenüber der GUS ein­
gegangenen Verpflichtungen vorläufig 
auf eine weitgehend konfliktfreie Be­
ziehung zu den EG-Staaten angewiesen, 
Einern von staatlichen Apparaten in­
szenierten neuen Nationalismus wie 
auch einer Lockerung der Einbindung in 
die EG sind damit zumindest mittelfri­
stig Grenzen gesetzt. Hinzu kommt, daß 
die westeuropäische Integration bisher 
keineswegs dazu geführt hat, daß die 
Mitgliedsländer als Nationalstaaten in 
ihrer Substanz bedroht sind. Vielmehr 
hat sich die EG zu einer auf supranatio­
nalen und intergouvernementalen Ele­
menten basierenden regionalen Instituti­
on entwickelt, die dem Nationalstaat 
mehr_ hilft sich zu erhalten, als daß sie 
ihn zwingt zu vergehen (Hoffmann 
1982). Denn die von der EG bear­
beiteten Politikbereiche sind in weiten 
Teilen nicht von der nationalen auf die 
supranationale Ebene im Sinne eines 
Nullsummenspiels verlagert. Sie sind 
vielmehr als im Rahmen der EG ange­
siedelter, komplementärer Bestandteil 
der nationalen Politik zu begreifen, mit 
der der Nationalstaat sich als Reaktion 
auf mit nationalen Instrumentarien nicht 
mehr hinreichend zu bewältigenden Pro­
blemlagen eine neue Handlungsebene 
erschließt 

Die EG kann daher auch weiterhin einen 
stabilen Faktor in den internationalen 
und regionalen Strukturveränderungen 
bilden. Damit stellt sie neben dem Na­
tionalstaat den entscheidenden Rahmen 
dar, in dem sich die sozialen und politi­
schen Auseinandersetzungen um die 
weitere Entwicklungsrichtung der euro­
päischen Gesellschaften vollzieht und in 
dem Weichenstellungen im Umgang mit 
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den globalen Problemdimensionen Öko­
logie und Entwicklung erfolgen. 

Zugleich wird aber die 
Dynamik der 

Transformationsprozesse in 
Osteuropa die 

Aufmerksamkeit der EG und 
ihrer Mitgliedstaaten stärker 
auf diese Region lenken und 

somit die im 
Binnenmarktprojekt angelegte 

Tendenz zu einer verstärkten 
Abschottung Europas 

gegenüber anderen 
Weltregionen verstärken. 

Damit kann sich eine Gesamtstruktur 
Europas abzeichnen, die aus vier hierar­
chisch miteinander verbundenen Krei­
sen besteht. Den innersten, die äußeren 
Kreise dominierenden Kreis bildet die -
selbst hierarchisch strukturierte - EG, 
der zweite wird von den eng mit der EG 
verbundenen EFf A-Staaten und der 
dritte Kreis von den auf die EG aus­
gerichteten osteuropäischen Staaten 
gebildet. Den vierten Kreis bilden 
schließlich die als abhängiges Hinter­
land fungierenden AKP-Staaten (v,a, in 
Afrika), die über das Lome-Abkommen 
mit der EG verbunden sind (Huffschmid 
1990). 

3. Perspektiven der 
Demokratisierung 

Die Verwirklichung hochgesteckter 
Integrationsziele ist in der Vergangen­
heit immer wieder an den nationalen so­
zio-ökonomischen und politischen 
Realitäten in der EG gescheitert. Diese 
Realität ist geprägt durch ein sich 
vorwiegend auf der Ebene der Mitglied­
staaten artikulierendes Neben- und 
Nacheinander politischer, kultureller, 
sozialer und ökonomischer Entwicklun­
gen. Von ihnen gehen integrative wie 
desintegrative Impulse aus, die sich auf 
der Ebene der EG politisch kaum syn­
chronisieren lassen. Auch transnational 
orientierte Bewegungen wie Gewerk­
schaften und Linksparteien haben diese 
Erfahrung machen müssen. Eine An-

näherung der nationalen Kulturen im 
Sinne eines Abflachens der Bedeutung 
ihrer Unterschiede kann eine transna­
tionale Kooperation politischer Be­
wegungen in der EG prinzipiell erleich­
tern. Diese Tendenz zu einer sozialen In­
tegration "von unten" ist von einer all­
mählichen "Umorientierung der West­
europäer weg von der Aus­
schließlichkeit der nationalen Perspekti­
ve" begleitet worden (Kaelble 
1987: 157). Hinzu kommt eine wachsen­
de Ähnlichkeit der Problemlagen, mit 
denen sich die europäischen Gesell­
schaften konfrontiert sehen, So fordert 
die Ökologie die Produktions-, Aus­
tausch- und Konsummuster der Risiko­
gesellschaft heraus, die Krise des Fordis­
mus die bestehenden Formen der sozia­
len und politischen Regulierung, die 
Massenarbeitslosigkeit die Verteilung 
der Arbeit, die dissoziative Kraft des 
Binnenmarktprojekts die Sozialsysteme, 
die internationale Migration die Bezie­
hungen zur unterentwickelten Welt, die 
zivilen Einstellungsmuster die Militär­
planungen, das Geschlechterverhältnis 
die patriarchalischen Herrschaftsstruktu­
ren, die Bürgerinnenrechte das Legiti­
mationspotential der parlamentarisch­
repräsentativen Demokratie. 

Diese Problemlagen sind prinzipiell zu 
bearbeite!), und sie sind verschiedenen 
Formen der Bearbeitung zugänglich. 
Von den sich durchsetzenden Bearbei­
tungsformen - sozial oder technisch, de­
mokratisch oder autoritär - werden je­
doch die Lösungsmuster abhängen. Au­
toritär-technokratische Problemlösun­
gen können in Reichweite und Tiefe nur 
begrenzt ausfallen, weil sie nur verän­
dern, damit sich nichts verändert. Sie 
bergen zugleich die Gefahr, daß die Zu­
weisung von Veränderungskosten ein­
seitig zu Lasten derjenigen gesellschaft­
lichen Gruppen geht, die von der Defini­
tion der Bearbeitungsformen ausge­
schlossen werden. Nur demokratisch-so­
ziale Bearbeitungsformen können die 
Gewähr bieten, daß verändert wird, um 
zu verändern und die Zuweisung der Ko­
sten der Problembearbeitung weder re­
gional externalisiert noch neue gesell­
schaftliche Segmentierungen in den EG­
Staaten hervorruft. Daher kann die "Zu­
kunft Europas" nicht den politischen 
Klassen überlassen werden, die sich im 
Rahmen der EG konzentrieren. Ein zen­
trales Problem bleibt somit "das institu­
tionelle demokratische Defizit inmitten 
der Ruinen der nationalen EG-Staaten" 

(Narr 1989:594), Notwendig ist die 
transnationale Perspektive einer weitrei­
chenden Demokratisierung von Struktu­
ren und Verfahren in der EG. 

Die Ausweitung der Kompetenzen des 
Europäischen Parlaments ist ein Schritt 
in Richtung Demokratie. Auch die Ge­
staltung des "Mehr-Ebenen-Systems" 
EG nach dem Prinzip der Subsidiarität 
bedeutet einen Schritr in Richtung 
Demokratie, Aber weil Parlamentari­
sierung und Subsidiarisierung als 
Reform "von oben" auf Legitimations­
beschaffung und Effizienzsteigerung 
staatlicher Politik ausgerichtet bleiben, 
bilden sie keine hinreichende Voraus­
setzung, um das demokratische Defizit 
der EG zu beheben. Erst in einem Euro­
pa, das die parlamentarisch-reprä­
sentativen Politikformen um emanzi­
pative, direkte Formen der Demokratie 
erweitert und sukzessive ausdehnt, kann 
die gesellschaftliche Selbstregulierungs­
fähigkeit zu Lasten der Regulierung 
über Staatsapparate und Marlctme­
chanismen erhöht werden. Dies ver­
langt, daß die Bürgerinnen Europas .ihre 
Lebenswelten gegen die Kolo~g 
durch das politische und ökooij:ij1'.Jsr.he 
System nicht nur verteidigen, • ~ 
ihre Lebensbedingungen in einem grö­
ßeren Ausmaß als bisher selbst beein­
flussen und schließlich auch in den 
Bereichen, die dem Primat des Staates 
und der Ökonomie untergeordneten 
sind, weitgehend selbst entscheiden. 
Dies gilt auch für den - traditionell be­
reits parlamentarisch-demokratischen 
Verfahren weitgehend entzogenen, au­
ßenpolitisch-exekutiv gestalteten - Be­
reich der europäischen Integration. 
Denn die Probleme Europas werden nur 
dann gesellschaftlich zu lösen sein, 
wenn sich der Nationalstaat nach 
"oben" in einen föderativen und nach 
"unten" in einen regionalen Rahmen 
öffnet. Dazu ist es notwendig, daß die 
staatliche Zentralisierung politischer 
Macht zugunsten einer dezentralen Au­
tonomie und einer gemeinschaftlichen 
Koordination von Lebensbedingungen 
überwunden wircl. 

4. Europäische Leitbilder 

Die Frage nach Perspektiven aber kann 
nicht nur auf der Ebene ihrer möglichen 
politisch-institutionellen Struktur beant­
wortet werden. 
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Der gesellschaftliche Umbruch 
in den osteuropäischen Ländern 

wie der Goltkrieg haben die 
"harten" internationalen 

Themen der Geopolitik und der 
Nation wieder auf die Agenda 
gesetzt und in den politischen 

Diskursen die ''weichen" The­
men wie ökologischer Umbau, 

soziale Reformen und inter-
regionaler Ausgleich überlagert. 

Diese auf die gesellschaftliche Bin­
nenstruktur bezogenen Felder linker Po­
litik werden ihre Ausstrahlung nur dann 
wieder gewinnen, wenn sie über den 
nationalstaatlichen Rahmen hinaus kon­
zipiert und verknüpft werden. Ein auf 
den Ost-West- und Nord-Süd-Ausgleich 
ausgerichteter Internationalismus ist da­
her eines der zentralen Begrün­
dungsfelder für eine Reformulierung lin­
ker Politik. Bezogen auf die EG bedeu­
tet dies zugleich, daß ein aus den natio­
nalen Kulturen heraus agierender Inter­
nationalismus einen transnationalen 
Handlungstyp hervorbringen muß (Dep­
pe 1989). Ein "post-nationaler Euro­
Akteur" (Jacobi 1991) wird jedoch nur 
dann Einfluß geltend machen können, 
wenn die aus der Kritik des Bestehenden 
gewonnenen und aus den nationalen po­
litischen Kulturen formulierten Pro­
grammatiken sich zu einem "Leitbild 
europäischer Zukunft" verdichten lassen. 

Der westeuropäische Integrationsprozeß 
ist von verschiedenen politischen, öko­
nomischen und institutionellen Leitbil­
der begleitet worden, die - auf unter­
schiedlichen gesellschaftlichen Interes­
sen und Ordnungsvorstellungen be­
ruhend - als interessengeprägte Deu­
tungsmuster aktueller Integrationspro­
zesse und als Beschreibung der histori­
schen Perspektive der Integration die­
nen. Das Spektrum dieser Leitbilder 
reicht von affirmativen - Europa als 
Großmacht - über engagierte - Europa 
als Zivilmacht - bis zu ablehnenden -
Europa des Kapitals - Konzeptualisie­
rungen. Ihre Ausstrahlung haben diese 
Leitbilder aus realen Determinanten der 
westeuropäischer Integrationsprozesse 
bezogen. So entwarf das Leitbild "Zi-
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vilmacht" auf Grundlage der in Westeu­
ropa nach 1945 erfolgten Verschiebung 
von der militärischen zur politischen 
Konfliktregelung die EG als einen "Mu­
sterfall einer neuen Stufe der politischen 
Kultur", die ihren Einfluß nur über zivi­
le Machtformen geltend macht. Denn als 
eine Ländergruppe mit weitreichender 
wirtschaftlicher Macht und verhältnis­
mäßig begrenzter militärischer Macht 
müsse die EG "daran interessiert sein, 
die zwischenstaatlichen Beziehungen -
sowohl zwischen den eigenen Mitglie­
dern wie auch mit dritten Ländern - so­
weit wie mög]ich zu domestizieren." 
(Duchene 1973:34 f; Hervorh. im Origi­
nal) 

Die Ausstrahlung integrationspolitischer 
Leitbilder ist weitgehend verblaßt. Sie 
konnten eine homogenisierende und 
orientierende Funktion nur solange 
erfüllen, wie sie mit der Realent­
wickJung Europas in Einklang zu 
bringen waren. 

Die EG stellt sich aber heute differen­
zierter und der westeuropäische Integra­
tionsprozeß komplexer dar, als es ein­
fach strukturierte Leitbilder wider.spie­
geln. Für konservative Kräfte hat die 
Erosion der Leitbilder daher auch das 
Feld verschoben, auf dem konsenstif­
tendes und orientierendes Material ge­
formt wird. Nicht mehr zukunftsmalende 
Leitbilder, sondern einer aus der euro­
päischen Geschichte gewonnenen "eu­
ropäischen Identität" soll im Integra­
tionsprozeß eine einheitsstiftende Fun­
ktion zukommen. Das Bewußtsein "der 
Emmgenschaften einer gemeinsamen 
europäischen Vergangenheit" (Bowle 
1979:5) soll das Band flechten, mit dem 
sich die nationalen zu einem gemeinsa­
men Interesse bündeln lassen. Diese 
Funktionsbestimmung von Identität ver­
langt, die barbarischen Züge der "Er­
rungenschaften" der europäischen Zi­
vilisation wie Kolonialismus, Weltkriege 
und Genozide hinter den Horizont ihrer 
W ahmehrnbarkeit zurücktreten zu las­
sen und eurozentristisch alle nichteuro­
päischen Einflüsse weitgehend auszu­
schließen. Begleitet wird diese intellek­
tuelle Suche europäischer Identität von 
einer symbolischen Vergemeinschaf­
tung. Europa-Hymne und -Palme, ein­
heitliches PKW-Kennzeichen und "eu­
ropäische" Staatsbürgerschaft inklusive 
Europa-Paß sollen das "europäische" 
Bewußtsein in der Bevölkerung verstär­
ken. 

5. Die Linke als transnationale 
Kraft 

Ein ausstrahlungsfältiges, programma­
tisch und strategisch orientierendes, na­
tional und regional spezifische Zielfor­
mulierungen integrierendes Leitbild 
kann sich als ein wichtiges Medium er­
weisen, um einen alternativen, die trans­
nationalen Kapital- und nationalen 
Machtinteresssen einhegenden, alterna­
tiven Modus der Integration Europas zu 
konzipieren und durchzusetzen. Ein der­
artiges Leitbild muß sich an den europa­
bezogenen Kriterien offen, zivil, demo­
kratisch, ökologisch, feministisch, sozi­
al, multikulturell und regional ausrich­
ten und nicht nur Vielfältiges orientieren 
und Komplexes verdichten, sondern zu­
gleich entwickJungsoffen, also experi­
mentierfreundlich sein. Das Leitbild ei­
nes "anderen" Europa kann aber nicht 
am Reißbrett entworfen werden, son­
dern muß sich in den Auseinanderset­
zungen um die EntwickJungswege for­
men, die gesellschaftliche Verhältnisse 
in einem humanen Sinn verändern. Die 
Träger dieser Auseinandersetzung kön­
nen zunächst nur die Vielzahl von ge­
sellschaftlichen Bewegungen, Gruppen 
und Milieus sein, die sich nicht in ihren 
regionalen oder nationalen politischen 
Kulturen einkapseln, sondern sich auch 
transnational - über die EG-Staaten hin­
aus - kontaktieren und vernetzen, um ein 
gegenseitiges Verständnis zu ermögli­
chen, um einen Erfahrungsaustausch zu 
fördern und um gemeinsame Ziele ge­
meinsam zu verfolgen. 

Mit anderen Worten, die Linke kann 
ihre fundamentale Krise nur dann über­
winden, wenn es gelingt, sich auch 
transnational zu einer intellektuellen 
und politischen Kraft zu formieren, die 
sich zu einem Handlungssubjekt für eine 
verändernde Veränderung der derzeitig 
dominanten Struktur der Europa-Politik 
entwickeln kann. Erste Ansätze dazu 
sind vorhanden. Sie reichen von der Ko­
operation der Links- und der Grün-AJ­
temativen-Parteien im Umfeld des Eu­
ropäischen Parlaments über die transna­
tionale Kooperation von Gewerkschaf­
ten im Binnenmarkt bis zu grenz­
überschreitenden Medienprojekten und 
Diskussionszusammenhängen. Diese 
Ansätze sind ausbaufähig. 
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Auf dem Weg zu neuen Ufern? 

Zu den ·Ergebnissen des Maastrichter EG-Gipfels 

Joachim Schuster* 

Die Regierungskonferenzen zur Weiter­
entwicklung der EG hin zu einer Wirt­
schafts- und Währungsunion sowie einer 
Politischen Union sind im Dezember in 
Maastricht trotz erheblicher Meinungs­
verschiedenheiten der Mitgliedstaaten 
erfolgreich abgeschlossen worden. 
Änderungen der EG-Verträge sind ver­
einbart und müssen jetzt 'nur' noch 
durch die nationalen Parlamente ratifi­
ziert werden. Zeitpläne und Schritte für 
die Vertiefung der EG sind damit festge­
legt. Mit den Gipfel-Ergebnissen sei die 
EG-Integration unumkehrbar geworden, 
so versichert uns der Bundeskanzler. 
Damit hat die EG fünf Jahre nach der.er­
sten größeren Vertragsreform mit der 
vorrangigen Ziel der Errichtung des ge­
meinsamen Binnenmarktes einen weite­
ren weitreichenden Reformschritt getan. 
Aber der Abschluß der Regierungskon­
ferenzen läßt auch Fragen offen und 
weist Widersptüche auf. Bei genauerem 
Hinsehen zeigt sich, daß der zukünftige 
Weg der EG und Europas keineswegs so 
eindeutig vorgezeichnet ist, sondern 
nach wie vor grundlegende 
Handlungsoptionen verbleiben, die auch 
eine Abkehr von dem proklamierten 
Weg ermöglichen. 
Eine nähere Analyse der Vertragsreform 
kann nur vor dem Hintergrund der Aus­
einandersetzungen um die Etablierung 
einer neuen Weltordnung nach dem 
Ende der Systemkonkurrenz vorgenom­
men werden. Die USA und der Westen 
erscheinen als Sieger im Kalten Krieg 
und prägen von daher das internationale 
Geschehen. Allerdings ist die Vormacht­
stellung der USA im westlichen Lager 

* Joachim Schuster ist Politikwissenschaftler und 
lebt in Bremen 
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einem schon bis in die 70'er Jahre 
zurückreichenden Erosionsprozeß aus­
gesetzt, der sich vor allem in dem öko­
nomischen Machtzuwachs Japans und 
der westeuropäischen Staaten äußert. 
Wie die internationalen Beziehungen in 
Zukunft reguliert werden, ob multipolar 
oder unipolar, welche Rolle verschiede­
ne Faktoren wie das Militär oder das 
ökonomische Potential eines Landes 
spielen werden und inwieweit von einer 
real vorhandenen, umfassenden globa­
len Interdependenz in den internationa­
len Beziehungen ausgegangen wird, ist 
nicht nur in der wissenschaftlichen De­
batte derzeit offen.! 
Der Ost-West-Konflikt drückte sich we­
sentlich in der Teilung Europas und den 
daraus resultierenden Konflikten aus. 
Deshalb ist es nicht überraschend, daß 
die ökonomische und politische Neuord­
nung Europas eine wesentliche Bedeu­
tung für die Etablierung einer neuen 
Weltordnung hat. Auch spitzen sich vie­
le Probleme, die mit dem Zusammen­
bruch der osteuropäischen Staaten ver­
bunden sind, in Europa zu. 
Europäische Friedensordnung ist vorran­
gige Aufgabe 
Vorrangig ist sicherlich der Aufbau ei­
ner stabilen Friedensordnung. Die zahl­
reichen Nationalitätenkonflikte in den 
osteuropäischen Staaten, die in Jugosla­
wien den Ausbruch eines Bürgerkrieges 
zur Folge haben, zeigen, welche sicher­
heitspolitischen Probleme zu bewältigen 
sind. Eine solche neue europäische Frie­
densordnung zeichnet sich jedoch be­
reits mit einer Stärkung und 
Institutionalisierung der KSZE in ersten 
Untrissen ab. Gleichzeitig wird auch die 
NATO - wenn auch in veränderter Form 
- eine herausragende Rolle in Europa 
spielen. In beiden Fällen bedeutet dies, 
daß die USA als bisherige westhche 

Führungsmacht weiterhin in die Etablie­
rung einer stabilen Ordnung einbezogen 
sein werden. 
Im Mittelpunkt der ökonomischen 
Neuordnungsbemühungen steht die EG. 
Durch die Ende der 80'er Jahre entfalte­
te Integrationsdynamik gewann die EG 
eine immer größere Anziehungskraft, 
und zwar nicht nur für die osteuropäi­
schen Staaten. Die Verhandlungen über 
die Schaffung eines "Europäischen 
Wirtschaftsraumes" (EWR) zwischen 
den EFf A-Staaten und der EG erweist 
sich entgegen ursprünglich andersarti­
gen Konzeptionen als Durchlauferhitzer 
für eine Mitgliedschaft diese Staaten. 
Aus der Befürchtung heraus, dauerhaft 
nur einer von anderen bestimmten Ent­
wicklung in Europa hinterherhinken zu 
können, reicht den EFTA-Staaten die 
mit dem EWR beabsichtigte öko­
nomische Anbindung - ohne wirklich 
gleichberechtigt mitbestimmen zu kön­
nen - nicht aus. Österreich und Schwe­
den haben schon Beitrittsanträge ge­
stellt, in Finnland, Norwegen und selbst 
in der Schweiz drängen immer mehr 
Kräfte auf die Mitgliedschaft. 
Gleichzeitig wird die EG zum Hoff­
nungsträger für die osteuropäischen Re­
formländer. Diese versprechen sich von 
der EG nicht nur ökonomische 
Unterstützungsleistungen zur Absiche­
rung der begonnenen Reformprozesse, 
sondern streben ebenfalls eine baldige 
Mitgliedschaft an, womvon sie eine ef­
fektivere ökonomische Unterstützung 
und politische Stabilisierung erhoffen. 
So haben bereits Polen, die CSFR und 
Ungarn deutliche Beitrittswünsche ge­
äußert. Aktuell wird versucht, die Bezie­
hungen zwischen den Reformstaaten 
und der EG durch besondere Assozie­
rungsabkommen, den sogenannten Eu­
ropa-Abkommen, zu regeln. 
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Neben der Vollendung des Binnenmark­
tes und den Plänen für eine weitere Ver­
tiefung der Integration ist die EG also ei­
nem großen Erweiterungsdruck ausge­
setzt, ohne daß ein klares Konzept für 
den Umgang mit diesen Anforderungen 
vorhanden wäre. Vielmehr zeichnen 
sich die Verhandlungen - sowohl mit 
den EFTA-Staaten als auch in noch stär­
kerem Maße mit den osteuropäischen 
Staaten - mehr durch ein Hinterherlau­
fen hinter einem raschen W andlungspro­
zeß als durch konzeptionell gesteuertes 
Handeln aus.2 
Durch die Wiedervereinigung Deutsch­
lands ist das bisher die EG-Entwicklung 
maßgeblich tragende machtpolitische 
Gleichgewicht zwischen den drei Gro­
ßen in der EG - Großbritannien, Frank­
reich und die BRD - in Frage gestellt 
worden. Die BRD ist durch die Vereini­
gung zum ökonomisch weitaus mächtig­
sten Staat im Zentrum Europas gewor­
den, der zugleich - trotz der Reduzie­
rung der Bundeswehr - über beachtliche 
und hochmodern ausgerüstete Streitkräf­
te verfügt. Zudem besteht angesichts der 
abnehmenden Bedeutung des Militäri­
schen, insbesondere der Verfügungsge­
walt über Atomwaffen, für die Bezie­
hungen zwischen den europäischen 
Staaten die Möglichkeit, daß die Bun­
desrepublik ihre ökonomische Macht 
ohne große Schwierigkeiten in politi­
sche Macht ummünzen könnte. 
Die alte Ordnung beruhte im Westen 
auf der ökonomischen Einbindung der 
BRD in die EG und der militärischen in 
die NATO. So konnten Großbritannien 
und Frankreich durch ihren Status als 
Nuklearmächte ihre ökonomische Un­
terlegenheit gegenüber der BRD poli­
tisch kompensierten. Diese Balance exi­
stiert so nicht mehr. Die neue Lage er­
fordert komplizierte Anpassungsleistun­
gen aller Staaten, wobei die gewachsene 
politische und ökonomische Macht des 
vereinten Deutschlands als ein Aus­
gangspunkt genommen werden muß. 
Gleichzeitig sind alle bisherigen Inte­
grations- und Bündniszusammenhänge 
der westeuropäischen Staaten in ihrer 
Substanz durchaus auch in Frage ge­
stellt. "Was in der neuen Lage vor allem 
droht, ist die Versuchung, in das alte Sy­
stem des europäischen Konzerts der 
Mächte, des Gleichgewichtsspiels mit 
wechselnden Allinazen zurückzufallen. 
... die Gefahr ist real, und das gilt für alle 
Hauptbeteiligten. "3 
Während Großbritannien schon traditio­
nell auf solch eine Gleichgewichtspoli-

tik fixiert ist, wie nicht zuletzt die immer 
beibehaltenen relative Distanz zur EG 
belegt, ist auch in Frankreich eine um­
fassende Diskussion bei allen politi­
schen Kräften darüber entbrannt, wel­
ches Verhalten gegenüber dem mächti­
ger gewordenen Deutschland an den Tag 
gelegt werden soll. Kernfrage dabei ist, 
ob weiterhin die Politik der Einbindung 
der BRD mittels der EG verfolgt werden 
soll, oder ob Frankreich unabhängiger 
und in Zusammenarbeit mit anderen 
Bündnispartnern agieren soll.4 Zusätzli­
che Brisanz erhalten solche Überlegun­
gen durch die Politik der USA, die nicht 
an einem einheitlich handelnden und 
umfassend integrierten Europa interes­
siert sind. Ihr Angebot an die BRD zur 
"Partnerschaft in der Führung" bezüg­
lich der Probleme in Europa5 ist sicher­
lich nicht geeignet, die Angst vor einer 
absoluten Dominanz der BRD bei den 
anderen europäischen Staaten abzubau­
en. 
Diese strategischen Überlegungen in 
den einzelnen Staaten drücken sich u.a. 
in der gegenwärtig geführten Kontrover­
se um eine Vertiefung oder Erweiterung 
der EG aus. Trotz gegenteiliger verbaler 
Bekundungen durch einzelne Regierun­
gen der EG-Staaten, sind beides sich 
ausschließende Alternativen, soweit bei­
de Alternativen gleichzeitig realisiert 
werden sollen und die Erweiterungsopti­
on sich auf mehr Staaten als auf die bis­
her beitrittswilligen EFTA Mitglieder 
Österreich und Schweden bezieht. Eine 
rasche Einbeziehung der osteuropäi­
schen Staaten innerhalb weniger Jahre 
würde die schon unter heutigen Bedin­
gungen unzureichenden 
Finanzausgleichsmechanismen in der 
Gemeinschaft schlicht überfordern. Dar­
überhinaus wäre die zu rasche Ausliefe­
rung der sich gerade formierenden ost­
europäischen Volkswirtschaften an die 
übermächtige Konkurrenz in der EG und 
auf dem Weltmarkt ökonomisch eine 
reine Chaosstrategie, mit wahrscheinlich 
ähnlichen Folgen wie in der ehemaligen 
DDR. Nur würde es in diesem Falle kei­
nen großen Bruder im Westen geben, 
der die Folgen zumindest finanziell ab­
federt. Zudem bedeutet jeder weitere 
Mitgliedsstaat eine weitere Erschwerung 
des Entscheidungsprozesses der EG, der 
ja weniger durch supranationale Ent­
scheidungsträger sondern durch einen 
auf einem komplizierten Interessensaus­
gleich und gegenseitigem Geben und 
Nehmen basierenden Verhand­
lungsprozeß zwischen den Nationalstaa-

ten gekennzeichnet ist. Eine rasche Er­
weiterung der EG ohne substantielle 
Vertiefung der Integration hat damit die 
Aufgabe des politisch in unterschiedli­
chen Worten proklamierten Endzieles 
der "Vereinigten Staaten von Europa" 
zur Folge. 
Umgekehrt birgt der Vorrang der Vertie­
fung allerdings die Gefahr der Abschot­
tung der EG vor den Problemen der an­
deren Staaten in sich. Es könnte sich 
eine Linie durchsetzen, die westeuropäi­
sche Wohlstandsinsel mit einem unan­
gemessenen Besitzstandstlenken durch­
aus auch in einer sehr militanten Form 
zu verteidigen. Das Umgehen Italiens 
mit den albanischen Flüchtlingen im 
vergangenen Sommer oder die in vielen 
westeuropäischen Ländern steigende 
und militanter werdende Ausländer­
feindlichkeit könnten sich als Vorboten 
einer solchen Entwicklung erweisen. 
Der unter den geschilderten Vorausset­
zungen vorhandene Gegensatz zwischen 
Erweiterung und Vertiefung darf jedoch 
nicht als für oder wider der westeuropäi­
schen bzw. auch gesamteuropäischen In­
tegration interpretiert werden. Real ~t<,ht 
auch die gesamteuropäische Inte~ 
nicht in Frage. Worum es geht, "ij!t,!,jtie 
Frage der Regulierung ökononiüi!:ikr 
und sozialer Prozesse in Europa. Strittig 
ist, ob die gesellschaftliche Entwicklung 
in Europa auch europäisch reguliert wer­
den soll durch entsprechende politische 
Organe auf europäischer Ebene oder ob 
diese Regulierung vor allem über das 
Wirken von Marktkräften bzw. Konkur­
renzprinzipien erfolgen soll. Letzteres 
führt unweigerlich dazu, daß einzelne 
Staaten aufgrund ökonomisch oder auch 
militärisch-politisch begründeter Domi­
nanzpos1t10nen wesentliche Regulie­
rungsaufgaben übernehmen und damit 
die Entwicklung auch in anderen Staaten 
determinieren. Von den Prinzipien der 
Machtausübung handelt es sich dabei 
um ein Hegemonialsystem, in dem aller­
dings aufgrund des 'relativen Macht­
gleichgewichts' zwischen den relevan­
ten Staaten kein europäisches Land al­
leine in der Lage ist, eine wirkliche He­
gemonialposition einzunehmen. Denn 
trotz des objektiven Machtzuwachses 
der BRD, ist auch Deutschland - selbst 
wenn es wollte - nach wie vor nicht in 
der Lage, dauerhaft gegen relevante In­
teressen der anderen Staaten zu agieren. 
Weiterhin ist in Rechnung zu stellen, 
daß insbesondere die Erweiterungsopti­
on um die osteuropäischen Staaten bzw. 
auch schon die massive finanzielle Un-
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terstützung des Reformprozesses durch 
die EG Mitgliedstaaten zusätzlich eine 
verteilungspolitische Dimension hat, die 
für neuen Konfliktstoff in der EG sorgen 
wird. Angesichts der wirtschaftlichen 
Lage der Reformstaaten werden die är­
meren EG Mitglieder über Nacht zu re­
lativ reichen Nationen. Damit ist jedoch 
der Ressourcentransfer innerhalb der 
Zwölfergemeinschaft, der bisher eine 
wesentliche Bedingung der wirtschaft­
lich schwächeren Staaten zur Zustim­
mung vieler Maßnahmen - wie z.B. den 
Binnenmarkt - war, in Frage gestellt. In­
zwischen schlägt Bundesaußenminister 
Genscher sogar schon eine Umlenkung 
der Mine! der EG-Regionalförderung 
nach Osten öffentlich vor.6 
Diese grundlegenden Konfliktfelder im 
Zusammenhang mit der Neuordnung 
Europas und der weiteren Entwicklung 
der EG bildeten den Kern der Auseinan­
dersetzungen zwischen den EG-Staaten 
vor und auf dem Maastrichter Gipfel. 
Verhandlungsgegenstand waren Ver­
tragsreformen zur Errichtung einer Eu­
ropäischen Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion (EWWU) und einer Euro­
päischen Politischen Union (EPU), die 
eine Vertiefung der Integration als 
Voraussetzung für die zukünftige Hand­
lungsfähigkeit der EG erbringen sollten. 
Die Vereinbarung zur EWWU basiert 
auf langjährigen Erfahrungen der west­
europäischen Währungsintegration im 
Rahmen des Europäischen Währungssy­
stems (EWS). Das EWS ist ein Wechsel­
kursgefüge zur annähernden Fixierung 
der Währungsparitäten zwischen den 
EG-Staaten, in dem sich die DM auf­
grund der hohen Wirtschaftskraft und 
niedrigen Inflationsrate der BRD zur 
Leitwährung entwickelte. Damit setzte 
die Bundesrepublik faktisch für alle Mit­
gliedsstaaten die geldpolitischen Stand­
arts und erzielte zusätzlich handelspoli­
tische Vorteile aufgrund der latenten 
Unterbewertung der DM im EWS. 
Vermittelt über die Mechanismen des 
EWS wurden damit alle Teilnehmer am 
Wechselkursmechanismus gezwungen, 
eine ähnlich restriktive Stabilitätspolitik 
wie die BRD zu betreiben und der Be­
kämpfung der Inflation Priorität ein­
zuräumen. Genau eine solche Politik ist 
aber nur begrenzt im Interesse der ande­
ren Mitgliedsstaaten, die andere öko­
nomische Strukturen und Probleme auf­
weisen. Um sich der Dominanz der Bun­
desbank zu entziehen und damit Mög­
lichkeiten zur Mitbestimmung der Geld­
politik zu gewinnen, setzte sich insbe-
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sondere Frankreich seit 1987 vehement 
für eine EWWU ein. Der zeitliche Zu­
sammenhang zur Beschlußfassung des 
Binnenmarktes ist dabei kein Zufall, 
engt doch der Binnenmarkt ebenfalls die 
wirtschaftspolitischen Handlungsspiel­
räume der Staaten ein. Es ging also dar­
um, eine marktvermitte]te, von der 
stärksten Währung dominierte Regulie­
rung durch eine gemeinschaftliche Re­
gulierung zu ersetzen. 
Betrachtet man das jetzige Verhand­
lungsergebnis, ist diese Zielsetzung nur 
bedingt erreicht worden. Zwar wird es in 
Zukunft wohl eine gemeinschaftliche 
Regulierung geben. Allerdings konnten 
die Deutschen ihre Kriterien der Geld­
politik durchsetzen, womit das Ziel 
Frankreichs, nämlich die Berücksichti­
gung der Interessen auch der anderen 
Nationen, im Prinzip konterkariert ist. 
Weiterhin ist die vereinbarte Zeitfolge 
und vor allem die Möglichkeit, daß nur 
ein Teil der Mitgliedstaaten mit der 
Währungsunion startet, problematisch. 
Damit wird ein Europa der zwei Ge­
schwindigkeiten in einer neuen Qualität 
möglich, die durchaus die Gefahr bein­
haltet, daß sich die stärksten Mitglied­
staaten auch auf Kosten der anderen zu­
sammenschließen. Damit würden sie 
faktisch die Entwicklung in Europa do­
minieren, sich aber gleichzeitig leicht 
der finanziellen Verantwortung für die 
Folgen einer solchen Politik in anderen 
Ländern entziehen können. Allerdings 
deutet der von Spanien durchgesetzte Fi­
nanztransfer zugunsten der schwächeren 
Mitgliedsstaaten darauf hin, daß diese 
durchaus in der Lage sind, politischen 
Druck zu entwickeln, um eine Abkoppe­
lung vom Einigungsprozeß zu verhin­
dern. 
Von einer Parallelität der Fortschritte 
zur EWWU und EPU kann keine Rede 
sein, obwohl sich Kohl doch gerade dies 
zum Ziel gesetzt hat. Sämtliche Verein­
barungen mit der berühmten Entwick­
lungsklauseln ( auf deutsch: Das muß zu 
späteren Zeiten irgendwie einmal ge­
klärt werden) bleiben hinter zuvor ge­
steckten Erwartungen zurück. Von einer 
Europäisierung bzw. der Etablierung 
von Formen einer gemeinschaftlichen 
Regulierung kann keine Rede sein. Be­
sonders skandalös sind die Formulierun­
gen zur Sozialpolitik, bei denen es Groß­
britannien durch seine hartnäckige Wei­
gerung gelungen ist, die Sozialpolitik 
außerhalb des Vertragswerkes der EG zu 
stellen. Ebenso können die Kompeten­
zerweiterungen des Europäischen Paria-

ments trotz beachtlicher Fortschritte das 
Demokratiedefizit der Gemeinschaft 
nicht vollständig überbrücken. Aller­
dings sind die Vereinbarungen zur ge­
meinsamen Sicherheitspolitik zu begrü­
ßen. Da keine substantielle Einigung er­
zielt wurde, wurde faktisch wenigstens 
eine umfangreiche Militarisierung der 
EG einschließlich der Bildung einer 
europäischen Eingreiftruppe verhindert, 
auch wenn dies gewiß nicht die Intenti­
on der Gegner einer weiterreichenden 
Vereinbarung war. 
Zusammenfassend muß festgestellt wer­
den, daß der Gipfel keineswegs eine 
Priorität für eine geeintes Westeuropa 
gebracht hat. In vielen Bereichen ist 
vielmehr die Entscheidung offen gehal­
ten worden. D.h. bis auf weiteres domi­
niert in Westeuropa eine marktvennit­
telte Regulierung, bei der die wirtschaft­
lich stärksten Staaten, also insbesondere 
die BRD, die Entwicklung dominieren 
werden. Gemeinschaftliche Regelungen 
werden dagegen auf wenige Bereiche 
beschränkt bleiben. Gleichzeitig kann 
noch nicht einmal als gesichert gelten, 
daß die mageren Gipfelergebnisse über­
haupt jemals in Kraft gesetzt werden. 
Denn erstens kann die Ratifizierung in 
den nationalen Parlamenten keineswegs 
als gesichert gelten. Außerdem sind 
Zweifel an der Einhaltung des verein­
barten Zeitplanes zur Errichtung einer 
EWWU angebracht, wie Erfahrungen 
mit den vielen Zeitplänen in der Ge­
schichte der EG beweisen. 
Es stellt sich schließlich die Frage nach 
den Gewinnern und Verlierern. Ange­
sichts der weitreichenden Verflechtung 
in Europa, die über den Markt vermittelt 
eine faktische Abhängigkeit der Staaten 
untereinander schafft und dafür sorgt, 
daß die wirtschaftlich Starken in Europa 
die Entwicklung dominieren werden, 
kann das vorläufige Scheitern einer Stär­
kung der EG nicht zufriedenstellen. An­
dererseits besteht die Gefahr, daß die 
Vereinbarungen wie die zur EWWU 
gleichfalls eine Dominanz der Starken, 
vor allem des Tandems Frankreich/ 
Deutschland zur Folge haben. Großbri­
tanien befürchtet wohl im Falle einer 
weitergehenden Einigung eine absolute 
Hegemonie Deutschlands. Neben 
ideologischem Ballast aus der Thatcher­
Zeit dürfte hier das wesentliche Motiv 
für die vehemente Ablehnung einer Ver­
tiefung der Integration liegen. 
Gleichzeitig werden die Bestrebungen 
der anderen Mitgliedstaaten deutlich, im 
Integrationsprozeß ihre Interessen zu 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WJRTSC'HAFT. HF.FT f>.l. 1992 

wahren. Dabei wird das Heil einerseits 
in einer weiteren Vertiefung der Integra­
tion gesehen, andererseits werden aber 
unliebsame Schritte sehr wohl auch 
blockiert. Es wäre falsch anzunehmen, 
nur Großbritannien verhindere eine 
Weiterentwicklung der EG. Weiterrei­
chende Vereinbarungen zur Sicherheits­
politik oder zur Stärkung des Parlaments 
beispielsweise sind auch am Widerstand 
anderer Staaten gescheitert, die eine Un­
terminierung ihrer Interessen be­
fürchten. 
Das Ergebnis des Gipfels erscheint unter 
diesem Blickwinkel als Resultante zum 
Teil gegenläufiger nationaler Interessen. 
Dabei ist festzuhalten, daß gegenwärtig 
kein Staat in der Lage war, seine Kon­
zeption vollständig durchzusetzen. Das 
gegenwärtige Kräfteverhältnis in West­
europa ermöglichte nur Teilschritte. 
"Bei Licht besehen war dies keineswegs 
die 'Griindung einer Europäischen Uni­
on', sondern eben nur ein weiterer 
Schritt in diese Richtung.''? Ob sich 
hieraus eine ähnliche Dynantik entwik­
kelt wie nach der Verabschiedung des 
Binnenmarktes, muß angesichts der har­
ten Auseiandersetzungen auf dem Gipfel 
in Maastricht als offen gelten. 
Joachim Schuster ist Politikwissen­
schaftler und lebt in Bremen 

1 Vergleiche hierzu F.Deppe: Jenseits der Sy­
stemkonkurrenz 

2 Siehe auch Handelsblatt vom 11J12.10.91 "Ein­
Netz von Beziehungen ohne klare Konturen" 

3 B.v.Staden: Das vereinigte Deutschland in Euro­
pa, in: Europa-Archiv, Folge 23/1990, S.685 

4 Vergleiche zu dieser Diskussion F.Manfrass-Sir­
jaques: Die französische Europapolitik und die 
deutsche Frage, in: NG/FH 2/1990 

5 Vergleiche hienu V.A.WaJters: Die Vereinigten 
Staa1en und die Sicherheit Europas nach der 
Vereinigung Deutschlands, in: Europa-Archiv, 
Folge 22/1990 

6 Handelsblatt vom 28.8.(991 "Genscher fordert 
breites europäisches Hilfsprogramm für die Re­
formstaaten" 

7 Werner Holzer in der Frankfurter Rundschau 
vom 12.12.1991 
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Der Frankfurter Kreis, die von den SPD­
MdB Horst Peter, KartinFuchs und Kon­
rad Gilges koordinierte Vereinigung der 
SPD-Linken, hat auf seiner jüngst in Bonn 
veranstalteten Herbsttagung ein Thesen­
papier zur Friedenspolitik erarbeitet. 
Wir dokumentieren es im Wortlaut. 

1. Die neue Weltordnung 

Das Ende des Ost-West-Konfliktes er­
fordert neue Strukturen einer Weltord­
nung, die Sicherheit gewährleistet. Si­
cherheit wird in Zukunft immer weniger 
militärische Sicherheit sein, sondern im­
mer mehr die Gewährleistung einer dau­
erhaften ökologischen und sozialen, 
wirtschaftlichen Entwicklung bei voller 
Wahrung der Menschenrechte. 
Dem steht entgegen, daß die Erste Welt 
der priviligierten Industriestaaten die 
Ausbeutungsverhältnisse über die 
zweite Welt militärisch absichern oder 
neu durchsetzen will, statt nach Or­
ganisationsformen einer weltweiten 
nachhaltigen Entwicklung zu suchen. 
Dabei beanspruchen die USA die Füh­
rungsrolle. 
Wir stehen vor der Alternative einer 
neuen Weltordnung, in der in unter­
schiedlichen Regionen die jeweils star­
ken Staaten Ausbeutung mit militäri­
scher und ökonomischer Gewalt auf­
rechterhalten, oder einer Ordnung, in der 
die Entwicklungsinteressen der zweiten 
Welt eine Chance erhalten. 
Das wird nur gelingen, wenn übernatio­
nale Institutionen wie Weltbank, IWF, 
GATI und die kollektiven Systeme 
nach dem Prinzip der Kooperation zwi­
schen erster und zweiter Welt demokra­
tisiert sind 
In diesem Sinne ist das Prinzip der ge-
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für eine sozialdemokratische 
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meinsamen Sicherheit zu einem kollek­
tiven Regelwerk für eine nachhaltige 
Entwicklung der Welt neu zu konzipie­
ren. Die Bundesrepublik Deutschland 
muß in dieser Hinsicht einen wirksamen 
Beitrag leisten. 
Sicherheit wird in Zukunft nur zu errei­
chen sein durch eine umfassende Enttni­
litarisierung der internationalen Bezie­
hungen zwischen Staaten und Gesell­
schaften. Deshalb müssen die auf militä­
rische Sicherheit abzielenden Institu­
tionen und Bündnissysteme in umfas­
senden kooperativen Sicherheitssyste­
men aufgehen. 

2. Die Vereinten Nationen (UN) 

Die UNO muß zu einem umfassenden 
kollektiven Sicherheitssystem ausgebaut 
werden, dessen Sanktionsmöglichkeiten 
so entwickelt werden, daß sich der 
Einsatz militärischer Mitrel erübrigt. Bis 
dieses System ausgebildet ist, dürfen mi­
litärische Maßnahmen nur zur Durch­
setzung von Embargos angewendet wer­
den. 
Die UNO muß so umsttukturiert 
werden, daß die Dominanz der ersten 
Welt abgebaut wird und die Z weit­
welt-Staaten ihre Interessen sichern 
können: 
Stärkung der Vollversammlung durch 
mehr Rechte und eine repräsentative 
Zusammensetzung, Stärkung der Rolle 
des Generalsekretärs, bessere finanzielle 
Ausstattung, Abschaffung des Veto­
rechts im Sicherheitsrat sowie eine 
Erweiterung seines Mandats. Die 
Einsatzbedingungen und Möglichkeiten 
der neu zu schaffenden multinationalen 

Friedenskorps für Katastrophenfälle und 
Blauhehne müssen satzungsgemäß ge­
regelt werden. Solange die UNO nicht 
reformiert ist, und solange ihr nicht 
gemäß der von Art. 43 I UN-Charta 
vorgesehenen Sonderabkommen Streit­
kräfte zur Verfügung gestellt werden 
können, und solange der General­
stabsausschuß gemäß Art. 47 nicht 
effizient ist, besteht keine Veranlassung 
für eine deutsche Beteiligung an mili­
tärischen Eingreiftruppen der Organi­
sation. 

3. Die Gestalt Europas 

Wir streben die Verwirklichung eines 
von Massenvemichtungsmitteln freien. 
friedlichen Europas unter einem System 
kollektiver Sicherheit an, das auf sttuk­
tureller Angriffsunfähigkeit und einer 
gesellschaftlichen, politisch-institutionel­
len und ökonomischen Integration 
basiert. Nach dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Systeme verändert sich 
das Staatenbild Europas. Die als Zwang 
empfundenen multinationalen Staaten 
zerfallen. Dabei werden längst 
übetwunden geglaubte Konflikte durch 
die Diskriminierung ethnischer Ge­
meinschaften und Minderheiten, durch 
wirtschaftliche Gefälle sowie durch den 
problembehafteten Übergang zur Markt­
wirtschaft wiederbelebt. 
Hierdurch entstehen neue Sicherheits­
probleme in Europa, die letztlich nur in 
einer europäischen Friedensordnung lös­
bar sind. Die mit der Durchsetzung der 
nationalen Selbstbestimmung in Osteu­
ropa verbundenen Risiken müssen durch 
die Einbettung in demokratische und 
freiwillige Formen der transnationalen 
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Zusammenarbeit eingehegt werden. Auf 
der Grundlage der UN-Charta, der 
Schlußakte der KSZE und der Charta 
von Paris für ein vereintes Europa sollen 
die Länder Osteuropas in einer euro­
päischen Friedensordnung zusammen­
wachsen und ein neuer, ge­
meinschaftlich erarbeiteter, einheitlicher 
Rechts- und Wirtschaftsraum geschaffen 
werden. 
In der Erkenntnis, daß Krieg die Ur­
sachen .von Konflikten nicht beheben 
kann, und angesichts der qualitativ 
gewachsenen Verletzlichkeit der 
Menschheit durch ein ständig wach­
sendes militärisches Zerstörungspoten­
tial lehnen wir Waffengewalt zur Durch­
setzung politischer Ziele und Interessen 
ab und streben eine friedensverträgliche 
Gesellschaftssttuktur an. Dazu müssen -
auch international - kontrollierende und 
für Mitbestimmung streitende Initiati­
ven und soziale Bewegungen über­
regional vernetzt werden. Traditionelle 
Religionsgemeinschaften, Gewerk­
schaften, Parteien und darüber hinaus 
andere außerparlamentarische Gruppen 
müssen Erfahrungen und Erlebnisse aus­
tauschen können sowie gemeinsame 
Initiativen einleiten können. Das zu 
organisieren ist eine wichtige Aufgabe 
der SPD, Friedens- und Konfliktfor­
schung, Friedenspädagogik, Frie­
densdienste und -initiativen müssen ge­
fördert werden. 
Wir anerkennen das Recht auf demo­
kratische Selbstbestimmung in einer 
internationalen Ordnung. Das muß 
nicht gleichbedeutend sein mit der 
Errichtung und Anerkennung eines 
Nationalstaates. Kulturelle und natio­
nale Identität kann sich auch in multi­
kulturellen Gesellschaften und 
multinational-föderalen Staatsgebilden 
entwickeln. Grundlage einer solchen 
Entwicklung ist die Gleichberechtigung 
aller in einer solchen Gesellschaft leben­
den Kulturnationen. Wir erinnern an die 
Idee der Arbeiterbewegung, wonach die 
Autonomie ethnischer und religiöser 
Gruppen innerhalb eines europäischen 
Raums ohne Nationalstaaten gewähr­
leistet werden kann. 
infolgedessen kann ein militärischer 
Eingriff nicht zur Lösung überwiegend 
ethnisch motivierter Konflikte führen. 
Wer in Europa seine Forderung nach 
Selbstbestimmung mit Gewalt durch­
zusetzen droht, unterliegt den strikt 
anzuwendenden Sanktionen eines 
reformierten UN-Systems bzw. einer 
weiterentwickelten KSZE. 

4- Europäische Institutionen 

Da in der KSZE bereits alle europäi­
schen Staaten versammelt sind, sollen 
auf der Folgekonferenz 1992 die Grund­
sätze eines neuen europäischen Sicher­
heitssystems beraten werden. Die ent­
sprechenden Schritte zu seiner Umset­
zung sollen 1994 eingeleitet und bis zum 
Jahr 2000 abgeschlossen werden. Be­
standteil dieser Maßnahmen müssen die 
Reduzierung konventioneller Waffen 
und Streitkräfte, die Stärkung des 
KSZE-Konfliktverhütungszenttums und 
die Schaffung eines KSZE-Gremiums 
für Minderheitenschutz sein. Maßnah­
men zur Beteiligung von Konflikten 
erstrecken sich auf Sanktionsmöglich­
keiten unterhalt der Schwelle eines mili­
tärischen Eingriffs. Diese Handlungen 
könnten durch die Entsendung von euro­
päischen Blauhelmen ergänzt werden, 
wenn die Konflikrparteien sich damit 
einverstanden erklären. Weitere politi­
sche Sanktionen können durch Verfü­
gungen zu erweiternder völkerrechtli­
cher Instanzen wie den internationalen 
Gerichtshof oder einer neu einzurichten­
den Menschenrechtsgerichtsbarkeit aus­
gesprochen werden. Zur erfolgreichen 
Kontrolle von Maßnahmen müssen In­
formations-, Inspektions- und Kon­
trollrechte verankert werden. 
Nach der Auflösung der militärischen 
Sttuktur der WVO ist die Nato über­
flüssig. Deshalb soll die NATO durch 
die KSZE abgelöst werden. Bis zu 
diesem Zeitpunkt darf die NATO weder 
über eine Ausweitung des Gebietes bzw. 
um neue Mitglieder erweitert werden, 
noch soll sie sich an Kampfeinsätzen 
außerhalb des Vertragsgebietes beteili­
gen oder anderweitig neue militär­
politische Aufgaben übernehmen. Ihre 
Aufgabe ist es, bis dahin den 
Abrüstungsprozeß weiterzutreiben und 
eine Renationalisierung der Ver­
teidigungspolitik ihrer Mitgliedsstaaten 
zu verhindern. 
Sie darl keine out-of-area-Einsätze vor­
bereiten, ihre Infrastruktur nicht zu mili­
tärischen Einsätzen außerhalb von 
NATO-Einsätzen bereitstellen wie im 
Golfkrieg. Auf die atomare Option ist zu 
verzichten. 
Die EG muß das lnsttument zur wirt­
schaftlichen Vernetzung bleiben. Die 
EG und die WEU dürfen keine sicher­
heits- und militärpolitischen Aufgaben 
übernehmen. Die Westeuropäische Ver­
teidigungsorganisation (WEU) ist aufzu­
lösen. 

5_ Abrüstung in Europa 

Ausgangspunkt aller Rüstungskontroll­
und Abrüstungsüberlegungen muß die 
politisch-militärische Konzeption 
sttuktureller Angriffsunfähigkeit und 
Hinlänglichkeit sein. Weitere Abrüstung 
ist notwendig und möglich; sie darf kein 
Deckmantel für qualitativ-technische 
"Nachrüstung" oder die Verbesserung 
von Kriegsführungsoptionen sein. Wir 
fordern ein ABC-waffenfreies Europa. 
Hierzu gehören die Auflösung der 
Nuklearen Planungsgruppe sowie der 
Verzicht auf Abstandswaffen und see­
gestützte Systeme. Der Verzicht auf 
Herstellung, Besitz und Stationierung 
von ABC-Waffen in Deutschland muß 
verfassungsrechtlich verankert werden. 
Die Fortführung der konventionellen 
Abrüstung im Rahmen der sogenannten 
VKSEI-Verhandlungen muß folgende 
Elemente enthalten: Eine weitere 
tiefgreifende Reduzierung der Waffen 
und Streitkräfte, die Einbeziehung der 
Seestreitkräfte sowie einen Ansatz für 
qualitative Rüstungskontrolle, z. B. das 
Verbot von Laserwaffen. Dies allein 
beseitigt keineswegs die well\Veiie 
atomare Gefahr. Deshalb muß'i''idie 
nukleare Abrüstung international ~r 
fortgesetzt werden mit dem Ziel/ ·die 
Atomwaffen generell abzuschaffen. Das 
Auslaufen des Atomwaffensperrvertra­
ges muß deshalb zum Anlaß genommen 
werden, die Geisel der Atomkriegs­
gefahr aus der Welt zu schaffen und ein 
wirksames internationales Kontrollin­
strumentarium durchzusetzen, das ein 
solches Verbot garantiert. Gleichzeitig 
brauchen wir ein weltweites C-Waffen­
Verbot und ein wirksames B-Waffen­
Verbot, das nicht durch sogenannte 
"Schutzforschung" ausgehöhlt wird. 

6. Verbot bundesdeutscher 
Rüstungsexporte außerhalb der 

NATO 
Ein Verbot des Exportes sämtlicher im 
Zusammenhang mit Rüstung stehender 
Güter, Technologien und Lizenzen aus 
Deutschland und aus unter deutscher Be­
teiligung entstandenen Koproduktionen 
soll Verfassungsrang erhalten. Im 
Bereich der doppelt verwendbaren 
Technologien und Güter müssen Bemü­
hungen zur Nichtverbreitung mit 
kooperativen Ansätzen zur gemein­
samen zivilen Nutzung einhergehen. Es 
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müssen Maßnahmen ergriffen werden, 
um die Transparenz und öffentliche 
Kontrolle bei Rüstungsproduktion und 
den entsprechenden Absprachen 
zwischen Regierung und Unternehmen 
bzgl. Venrägen und Gewinnmargen 
herzustellen. Ein solches System 
wirksamer Rüstungsexportkontrolle 
sollte mit dem Ziel verfolgt werden, daß 
es als Vorbild füreineweitereintematio­
nale Ausdehnung dienen kann. In 
Europa darf z. B. die Teilnahme an 
europäischen Blauhelmen erst möglich 
werden, wenn gleichz,eitig eine 
systematische europäische Rüstungs­
kontrolle durchgesetzt wird. Diese Rü­
stungskontrolle muß gegenüber dem 
europäischen Parlament verantwortlich 
sein, damit parlamentarische Kontrolle 
gewährleistet ist. 

7. Öffentliche Mittel für Militär 
und Rüstung 

Alle rüstungsrelevanten Ausgaben 
müssen offengelegt und eine mittelfristi­
ge (5 Jahre) Halbierung des Vertei­
digungsetats angestrebt werden. Gro&­
rüstungsprogramme wie der Jäger 90 
müssen gestoppt, Ausgaben für militäri­
sche Forschung und Neuausrüstung auf 
ihren defensiven Charakter hin über-
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prüft und drastisch reduziert werden. 
Für angriffslustige Systeme (z. B. Pan­
zer und Flugzeuge) ist ein sofortiger 
Entwicklungsstopp vorzusehen. Militäri­
sche Einrichtungen und Manöver sollen 
verringert, Tiefflugübungen und Übun­
gen für den Atomkriegsfall eingestellt 
werden. Die quantitative Abrüstung darf 
nicht über die Einführung spezieller 
Ausrüstung qualitativ kompensiert wer­
den, so daß eine tatsächliche Reduzie­
rung von Reichweite und Interventions-
fähigkeit (z. B. 
Langstreckentransportflugzeuge) er-
reicht wird. Parallel dazu muß ein 
umfassendes Konversionsprogramm zur 
Überführung der an die Rüstung 
gebundenen Arbeitsplätze in den 
zivilen Sektor erstellt werden. Dazu ist 
eine Bund-Länder-Kommission ein­
zuberufen, die besonders für struktur­
schwache Gebiete aus der Senkung des 
Verteidigungsetats zu finanzierende 
Investitionsprogramme erarbeitet und 
für die Lösung der Probleme im 
Umwelt- und Sozialbereich, die Um­
wandlung von Flächen und deren 
kostengünstige Übergabe zur Nutzung 
durch Länder und Kommunen Sorge 
trägt. 

8. Die Bundeswehr 

Nachdem es für die Bundesrepublik 
Deutschland keine militärische Bedro­
hung mehr gibt, muß die bundesdeut­
sche Wehrstruktur, Aufrüstung und Lo­
gistik mit dem Ziel der Angriffsunfähig­
keit umgebaut werden. Die Wehrerfas­
sung ist dem anzupassen. Die Entschei­
dung über den Bündnisfall wie auch 
den Verteidigfungsfall bedarf einer 
Zweidrittelmehrheit des Bundestages. 
Eine Grundgesetzänderung zugunsten 
deutscher Beteiligung außerhalb der 
Grenzen eines kollektiven europäischen 
Sicherheitssytems oder eines existieren­
den Verteidigungsbündnisses lehnen wir 
ab. Die Personalstärke der Bundeswehr 
umfaßt in Zukunft I 00.000 präsente Sol­
daten. Im Zuge des Personalabbaus und 
bei Verminderung der Wehrpflichtzeit 
auf 6 Monate wird das Prinzip der Wehr­
pflichtarmee solange beibehalten, wie 
Wehrgerechtigkeit möglich ist bei freier 
Wahl zwischen Wehr- und Zivildienst 
und deren gleicher Dauer. Eine allge­
meine Dienstpflicht anstelle der Wehr­
pflicht und damit eine Dienstpflicht für 
Frauen lehnen wir ab. 
Mitbestimmung und ein größerer Schutz 
der Grundrechte, insbesondere des 
Grundrechts auf freie Meinungsäuße­
rung, müssen im militärischen Bereich 
realisiert werden. ( ... ) 
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Auf der Suche nach Sündenböcken 
Über das Versagen der Politik, 

die Hilflosigkeit der Intellektuellen 

von Karlheinz Koppe* 

Irgendetwas muß wohl schiefgelaufen 
sein. Der Krieg am Golf ebenso wie jetzt 
der Krieg in Jugoslawien (und andere 
Kriegs-, Bürgerkriegs- und Krisenherde) 
passen nicht in unsere Zeit. War zu 
Clausewitzens und Moltkes Zeiten 
Krieg noch eine ( auch damals schon für 
die betroffenen Menschen schreckliche) 
Form der Fortsetzung der Politik, so ist 
er heute das Versagen der Politik. Doch 
diejenigen, die versagt haben, gestehen 
das nicht ein, sie suchen nach Rechtfer­
tigungen und - wenn ihnen dabei die Ar­
gumente ausgehen - nach Sündenbök­
ken. Die Friedensbewegung und die 
Friedensforschung scheinen dafür be­
sonders geeignet. Zwar wird der Frie­
densbewegung nicht direkt vorgewor­
fen, den Krieg provoziert zu haben, weil 
sie gegen Krieg ist, aber ein bischen 
eben doch, weil sie angeblich Verteidi­
gungswillen untergrabe und das Schick­
sal der Opfer von Gewalt (Kuwaitis, 
Schiiten, Kurden, auch Israelis) ignorie­
re. Vielmehr wird ihr Schweigen in be­
stimmten Krisensituationen, Sympathie 
mit den (inzwischen kaum noch existie­
renden) pseudosozialistischem Syste­
men, Blindheit gegenüber Recht und 
Freiheit und vieles andere vorgeworfen. 
Wer es gerade noch wohlmeint (vgl. den 
Beitrag "Das Schweigen der Lämmer" 
von Frank Wilhelmy in dieser Ausgabe), 
wirft ihr zumindest Uneinsichtigkeit und 
Hilflosigkeit oder auch Theoriedefizit, 
kurzum ebenfalls Versagen vor. 

Bedenklich stimmt mich weniger die un­
strittige Tatsache, daß am Golf und in 
Jugoslawien die Politik versagt hat, auch 
nicht die unverkennbare Hilflosigkeit 
der Friedensbewegung, sondern mehr 
die Koalition von Rechten, die immer 
schon und auch heute wieder auf Krieg -
wenn auch als letztes Mittel - setzen, um 
ihre Ordnungsvorstellungen durchzuset­
zen, und Linken, die nun plötzlich auch 
auf Krieg setzen, der zwar "weder ge­
recht noch notwendig, allerdings unver­
meidlich" gewesen sei, "weil die In­
strumentarien und der politische Wille 
zu einer alternativen Macht- und Ge-

* Karl-Heinz Koppe, Bonn 

und die Friede 

waltpolitik nicht vorhanden waren" 
(Wilhelrny). Der Parlamentarische Ge­
schäftsführer der CDU/CSU-Bundes­
tagsfraktion, Friedrich Bob], hat das 
knapper und plakativer ausgedrückt: 
"Wo bleiben sie, die Friedensdemon­
stranten? Gegen die Befreiung Kuwaits 
wgen sie zu Zehntausenden auf die 
Straße, die Friedensbewegten. Als Sad­
dam Husseins Greueltaten in Kuwait be­
kannt wurde, als Tausende von Kurden 
von ihm abgeschlachtet wurden, da blie­
ben sie zu Hause, die ach so Friedensbe­
wegten." (Pressedienst der CDU/CSU­
Fraktion vom 10. September 1991) Die 
Friedensbewegung kann offensichtlich 
nicht so Unrecht haben und so unbedeu­
tend sein, denn sonst bräuchte man sie ja 
nicht so zu beuteln und zu duckeln, es 
sei denn meine Eingangsvermutung ist 
richtig: die polemischen Vorwürfe an die 
Friedensbewegung sollen vom eigenen 
Versagen ablenken, der hemdsärmeligen 
Rechten ebenso wie mancher Linken. 

Polemik wider Polemik? Nein, das 
reicht nicht, die Kritik an der Friedens­
bewegung muß ernst genommen wer­
den. Dabei wird sich herausstellen, das 
zum einen manche Kritik zu Recht for­
muliert wird, zum anderen vieles 
schlicht und einfach falsch ist. Und 
schließlich drittens gibt es offene Fra­
gen, die im fairen Dialog geprüft werden 
sollten, denn schließlich geht es um die 
Existenz von Menschen und die Zukunft 
der Weltgesellschaft, und keineswegs 
nur um unsere eigene Sicherheit. 

Zunächst einmal die irrigen Annahmen 
und Unterstellungen. 

Die Friedensbewegung 
war gar nicht abwesend, 
weder als die Sowjets in 

Afghanistan ein­
marschierten 

noch als Hussein während des Krieges 
mit dem Iran die eigenen kurdischen 

Landsleute mit Giftgas liquidieren ließ, 
und auch nicht als er Kuwait angriff und 
später wieder Kurden und Schiiten mor­
dete. In vielen Fällen stimmte der Pro­
test der Friedensbewegung mit dem Pro­
test der (westlichen) Regierungen über­
ein und somit gab es keinen Grund für 
eine Auseinandersetzung mit ihr, oder 
die Regierung schwieg ihrerseits, wie im 
Falle der Untaten Husseins, weil er da­
mals noch Liebkind des Westens war, 
mit Waffenlieferungen unterstützt ,\\'.\1',"­
de, denn angeblich "schützte" ei::i.:i-li 
die Bundesrepublik vor den "~c 
talistischen Horden" des Ayali)llab 
Khomeini. Auch stimmt es nicht, · daß 
die Friedensbewegung ausschließlich 
auf die Ost-West-Konfrontation und die 
atomare Abschreckung fixiert gewesen 
sei. Natürlich stand der Protest gegen die 
Stationierung neuer atomarer Mittel­
streckenwaffen in West und Ost ( entge­
gen nachweislicher Erklärungen ist der 
Friedensbewegung zu Unrecht vorge­
worfen worden, sie habe nur gegen die 
amerikanischen Raketen auf bundesre­
publikanischem Gebiet protestiert) lan­
ge Zeit im Vordergrund, weil damit in 
besonders eindringlicher Weise die Ge­
fährdung unserer Existenz deutlich wur­
de. Das mag dem einen oder anderen als 
die klassische Beherzigung des Sankt­
Florians-Prinzips erschienen sein, doch 
alle wußten, daß ein Atomkrieg und sei­
ne Folgen nicht auf deutsches Gebiet 
hätte beschränkt bleiben können. Der 
Protest mag auch vielen als übertrieben 
erschienen sein, weil sowieso schon tau­
sende von Atomwaffen existierten und 
die beiden (damaligen) deutschen 
Staaten das Gebiet mit der höchsten 
Dichte an solchen Waffen war. Dennoch 
war dieser Protest notwendig und erfolg­
reich, nicht nur weil er dazu beigetragen 
hat, daß später diese Waffen verschrottet 
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wurden und ein allmählicher, aber doch 
· realer atomarer Abrüstungsproz.eß ein­
geleitet wurde, sondern weil in der Öf­
fentlichkeit ein hoher Grad an Sensibili­
tät gegen Krieg und seine Folgen in un­
serer Zeit erzeugt wurde. 

Doch davon abgesehen hat die Friedens­
bewegung - und das gleiche gilt für die 
Friedenforschung - immer schon auf den 
globalen Nord-Süd-Konflikt, seine wirt­
schaftlichen Ursachen, und später zu­
nehmend auf die Umweltzerstörung als 
extremer Bedrohung der Sicherheit der 
Weltgesellschaft hingewiesen, Protest­
versammlungen organisiert und auf po­
litische Maßnahmen zur Abwendung 
dieser Bedrohungen der Sicherheit und 
des Friedens gedrängt. Wie schnell wur­
de doch vergessen, daß die Friedensbe­
wegung der siebziger und achtziger Jah­
re aus einem engen Bündnis von Um­
welt-, Dritte-Welt- und Friedensgruppen 
heraus entstanden ist! Und wie wenig 
wird zur Kenntnis genommen, daß viele 
Friedensgruppen seit Jahren Ausländer­
arbeit leisten, weil sie - zu Recht - im 
Umgang mit unseren ausländischen Mit­
bürgerinnen und Mitbürgern ein Gewalt­
potential sehen, das nicht nur unseren in­
neren Frieden, sondern auch die interna­
tionale Zusammenarbeit, das Funda­
ment globaler Friedenswahrung, be­
droht. 

Wer den Erfolg der Friedensbewegung 
nur an der Teilnahme an Großdemon­
strationen mißt, mag das nicht gelten 
lassen. Ob das wirklich das entscheiden­
de Kriterium für die Bewertung der Frie­
densbewegung ist, müßte allerdings erst 
noch geprüft werden. Ist nicht die zu­
nehmende Kriegsdienstverweigerung 
auch ein Kriterium für den Erfolg der 
Friedensbewegung? Die Quote der Ver­
weigerer, gemessen an den Wehrdienst­
pflichtigen, nähert sich der 50-Prozent­
Marke. Hinter jedem Verweigerer ste­
hen Freunde und Freundinnen, so daß 
die Annahme nicht abwegig ist, daß ein 
hoher Anteil der deutschen Öffentlich­
keit Krieg und alles, was damit zusam­
menhängt, ablehnt. Die Kritik an der 
Friedensbewegung, sie sei einseitig oder 
habe geschwiegen, ist also schon des­
halb abwegig, weil sie an nachprüfbaren 
Tatsachen vorbeigeht. Richtig bleibt al­
lerdings, daß immer noch mehr Frie­
densarbeit geleistet werden kann und 
muß. 

Und richtig ist auch, daß viele "Frie-
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densbewegte" inzwischen resigniert 
sind, weil die Politik ihrerseits a!Jen 
Warnungen und Malmungen zum Trotz 
keine überzeugende Friedens- und Si­
cherheitspolitik treibt. Dabei spielt es 
keine Rolle, ob Friedensbewegung oder 
Friedensforschung - oder die Linke - im 
richtigen Moment die richtige Theorie 
oder ein plausibles Handlungskonz.ept 
vorweisen können. Zum einen wird 
dabei übersehen, daß weder die Frie­
denwissenschaft noch die Friedensbe­
wegung über die operativen Möglich­
keiten verfügen, die einer Regierung 
oder auch den Parteien gegeben sind, um 
ihre Vorstellungen in die Öffentlichkeit 
zu tragen, geschweige denn in politi­
sches Handeln umzusetzen. Da das an­
gebliche Versagen ("Schweigen der 
Lämmer") der Friedensbewegung an 
diesem Dilemma und aus Anlaß des 
Golfkrieges festgemacht wird, kann es 
gerade an diesem Vorgang überprüft 
werden. 

Als der Vorwurf, die Friedensforschung 
habe zur Golfkrise nichts vorzuweisen, 
gleich nach Husseins Einmarsch in Ku­
wait laut wurde, habe ich in meinem 
kleinen Institut das Archiv befragt. Ich 
fand für den Zeitraum von 1980 bis 1990 
rund 200 Forschungsarbeiten und wis­
senschaftliche Publikationen über das 
Krisengebiet des Nahen und Mittleren 
Ostens. Übereinstimmend geht aus den 
Texten hervor, daß in diesem Gebiet alle 
Voraussetzungen für einen bewaffneten 
Großkonflikt gegeben waren und sind. 
Minutiös sind die Spannungen, die Am­
bitionen der einzelnen Regierungen und 
Gewaltherrscher (Hussein, Ghaddafi, 
Assad), Ausmaß und Folgen der Rü­
stungsexporte in dieses Gebiet (schon 
frühzeitig die Beteiligung bundesrepu­
blikanischer Unternehmen an Bau von 
Giftsgasanlagen in Libyen und im Irak), 
die Hintergründe des Streits um den 
Schatt-el-Arab, in dem Kuwait eine ver­
hängsnissevolle Rolle spielte, so wie der 
Emir dieses Staates seit Jahren der übel­
ste Störenfried im Kreis der OPEC ist, 
und auch der Sprengsatz des israelisch­
palästinensischen Konfliktes beschrie­
ben. Gruppen der Friedensbewegung ha­
ben seit vielen Jahren ihrerseits auf die 
Gefährdung der Sicherheit, die von die­
ser Region ausgeht, aufmerksam ge­
macht. Auch an Lösungsvorschlägen hat 
es nicht gemangelt: Druck auf Bagdad 
und Kuwait ebenso wie Druck auf Israel 
und die PLO, Angebot wirtschaftlicher 
Hilfe, Stopp der Rüstungsexporte, frei-

lieh auch nach Israel. 

Nicht die Friedensbewegung hat zur Li­
quidierung von Kurden (nicht nur im 
Irak, auch in der Türkei!) geschwiegen. 
Vielmehr haben die Regierungen aus 
höchst absichtsvollen opportunistischen 
Gründen dsiese und andere Menschen­
rechtsverletzunge geflissentlich überse­
hen. Sie unterstützen Hussein, weil er 
das Regime der Ayatollahs in Schach 
hielt, sie unterstützten den Emir von Ku­
wait, weil er Öl zu Gold machte und eine 
dem Westen nützliche, aber für die 
OPEC und für die Umwelt höchst nach­
teilige Ölpreispolitik betrieb. Dabei 
wurde toleriert, daß der eine Kurden und 
Schiiten dezimierte und der andere eines 
der reaktionärsten Regime mit feudali­
stischer Gewalt aufrechthielt. Und sie 
unterstützen das autoritäre Regime in 
Ankara und schwiegen zur Unterdrük­
kung der Kurden dort, weil die Türkei 
schließlich Partner im NATO-Bündnis 
ist. Sie versäumten es, im Golf auf eine 
Regelung der seit vielen Jahrzehnten of­
fenen Frage des Zugangs des Irak zum 
Golf zu drängen und entsprechenden 
Druck auf Kuwait auszuüben. Sie waren 
auch gar nicht an einer Demokratisie­
rung in Kuwait ( ebenso wenig wie in 
den anderen Golfstaaten und in Saudia­
rabien) interessiert, weil sie fürchteten, 
demokratische Regierungen könnten 
nicht mehr ganz so willfährig sein und 
sich vielleicht der Sowjetunion zuwen­
den. Das letztere mochte während des 
Höhepunktes der Ost-West-Konfrontati­
on noch einen Sinn machen zumal sich 
diese Konfrontation als wirksame Brem­
se bewährt hatte: bei aller Konfrontation 
hatten die beiden Supennächte ihre je­
weiligen Vasallen fest im Griff. Doch 
spätestens seit 1987 war zu erkennen, 
daß Moskau nicht mehr bereit war, we­
gen einer Krise im Mittleren Osten einen 
Konflikt mit Washington zu wagen. Das 
Ende des Kalten Kriege ließ Spielräume 
entstehen. Der Westen, allen voran die 
US-amerikanische Regierung, ließ ihn 
ungenutzt. Das wiederum nutzte Hus­
sein auf seine Weise, indem er - was sein 
großer Irrtum war - davon ausgehen 
konnte, die USA seien an seinem Kon­
flikt mit Kuwait nicht interessiert. 

Diese hochbrisante Gemengelage war 
allen zur Genüge bekannt. Angesichts 
dieser weitgehend unstrittigen Tatsa­
chen zu behaupten, der Krieg, sei wenn 
schon nicht gerecht und notwendig so 
doch unvenneidlich gewesen, ist absurd. 

ZEITSCHR(Ff FÜR SOZIALISTISCHE POLIT[K UND WJRTSCHAfT, HEFT 63. 1992 

li 

Und noch absurder ist es, von der Frie­
densbewegung zu erwarten und zu ver­
langen, diesen Krieg zu rechtfertigen, 
nachdem er durch Versäumnisse des 
Westens "unvermeidlich" geworden 
sei. Es ist auch wenig hilfreich, Max 
Weber und Norbert Elias zu bemühen, 
und die ( durchaus richtige) Forderung 
zu stellen, die Folgen des Handelns 
( oder Nichtshandelns) zu bedenken, sich 
also "verantwortungsethisch" zu ver­
halten. 

Die gedankliche Unter­
scheidung Max Webers 

zwischen 
Verantwortungsethik 

und Gesinnungsethik ist 
zwar wieder modern, 
hilft aber gestern wie 

heute nicht weiter. 

Abgesehen davon, daß eine saubere 
Trennung zwischen beiden Begriffsmu­
stern gar nicht möglich ist, liefe eine rei­
ne Verantwortungsethik auf einen ge­
fährlichen Opportunismus hinaus, der -
wie im Fa!Je der Golfkrise - geradewegs 
in den Krieg hinein geführt hat. Voll­
ends absurd wird diese Überlegung, 
wenn wir die Verantwortung für die Fol­
gen des Tuns oder Unterlassens für je­
weils beide Positionen prüfen. 

Wer die Verantworlung für den militä­
rischen Gegenangriff übernahm, konn­
te und mußte mit nachsuhenden F ol­
gen rechnen: 

Befreiung Kuwaits und Wiederher­
stellung der kuwaitischen Souveränität; 

Zerstörung Kuwaits auf lange Zeit, 
unabsehbare ökologische Folgen der 
(von Hussein angekündigten) Inbrand­
setzung der kuwaitischen Ölquellen und 
des Ablassens von Öl in den Golf; 

Raketenangriffe auf die Golfstaaten 
und auf Israel (nicht eingetreten ist der 
zu befürchten gewesene Einsatz von 
chemischen Waffen); 

Hohe Verluste der irakischen Streit­
kräfte (u.a. durch völkerrechtswidrige 
Techniken der massenhaften Liquidie­

. rung flüchtender oder bereits nicht mehr 
kämpfender Soldaten durch Angriffe aus 

der Luft und Unterpflügen lebender Sol­
daten in den Sand) sowie unter der iraki­
schen und . kuwaitischen Zivilbevölke­
rung bei geringen eigenen Verlusten; 

Vernichtung des irakischen militäri­
schen Rüstungspotentials, zumindest auf 
längere Zeit; 

Sturz des irakischen Diktators durch 
Revolte der Opposition, eine Folge, die 
erwartet wurde, aber nicht eingetreten 
ist; 

Sicherung Israels gegen militärische 
Gewaltakte für längere Zeit bei gleich­
zeitiger Inkaufnahme der Aufwertung 
von Syriens Assad, der in nichts besser 
ist als sein Intimfeind Hussein; 

Kriegskosten in Höhe von ca 50 Milli­
arden Dollar, die auch die "reichen" 
Staaten belasten und in anderen Krisen­
bereichen (Weltwirtschaft und Umwelt) 
fehlen, hinzu kommen noch nicht kalku­
lierte wirtschaftliche Schäden bei Betei­
ligten und Unbeteiligten; 

Generelle Verschärfung und V erhär­
tung der Konfliktlage, die nur teilweise 
durch die Hoffuung auf eine internatio­
nale Mittelostkonferenz aufgewogen 
wird. 

Wäre die V erantworlung übernommen 
worden, /reinen militärischen Gegenan­
griff zu starten, so wäre ebenfalls mit be­
stimmten Folgen zu rechnen gewesen: 

Langandauernde Besetzung Kuwaits, 
allerdings ohne die durch den Krieg ein­
getretenen ökologischen Schäden und 
weniger Menschenopfer auf allen Sei­
ten; 

Erhaltung des irakischen Regimes 
und seines Militär-potentials, das aller­
dings durch strikte Beachtung der Sank­
tionen (aber kein Embargo auf Nah­
rungsmittel, Medikamente) mit der Zeit 
geschwächt worden wäre; 

Anhaltende Bedrohung Israels durch 
irakische Raketen, aber kein Einsatz die­
ser Raketen; 

Chancen für Verhandlungslösungen 
( unter Einbeziehung der Kurdenfrage) 
mit entsprechender Dosierung der Sank­
tionen; 

Weltweite Isolierung des Regimes 

und Aufbau direkter Handlungsoptionen 
des Weltsicherheitsrates statt Exekution 
einer militärischen Strafaktion durch 
eine Supermacht; 

Chancen eines Sturzes Husseins durch 
die innerirakische Opposition, allerdings 
ohne Erfolgsgarantie. 

Diese Folgen können unterschiedlich 
bewertet werden. Eines ist allerdings si­
cher: der Krieg wurde nicht für die Be­
freiung einer demokratischen Staates ge­
führt, weil es diesen nicht gab. Wer die 
Zerstörung des irakischen Militärpoten­
tials und die (relative) Sicherung Israels 
als Erfolg wertet, lügt sich insoweit in 
die Tasche, als dann auch ohne Husseins 
Angriff auf Kuwait die an seiner Ver­
nichtung interessierten Regierungen im 
Irak hätten militärisch eingreifen müs­
sen. Der Krieg war folglich weniger eine 
Unumgänglichkeit, um Kuwait zu "be­
freien", sondern ein Vorwand, um Israel 
von einem seiner gefährlichsten Gegner 
zu "befreien". Berechtigt ist die Frage, 
wie es hätte weitergehen sollen, wenn 
die Entscheidung gegen den Krieg kei; 
nen Erfolg gebracht hätte, wenn also!;~ 
Sanktionen nicht gewirkt hätten?)~ .. '.··. _'' 
abgesehen davon, daß eine mili~ 
Intervention auch später noch möglich 
gewesen wäre ( und Husseins Militärpo­
tential in der Zwischenz.eit durch das 
Embargo erheblich gelitten hätte), wä­
ren Zeit und Spielraum für Verhandlun­
gen und andere Lösungen gewonnen 
worden. Niemand, auch nicht die Frie­
densforschung, kann ein gültiges Rez.ept 
vorweisen, doch - und das gilt für die 
Zukunft - sollten gerade aus verantwor­
tungsethischen Überlegungen stets sol­
che Situationen vorgezogen werden, die 
weniger gewaltsam sind, weniger Men­
schenopfer fordern und keiner Politik 
Vorschub zu leisten, die dem alten, aber 
nichtsdestoweniger verheerenden 
Spruch folgt: fiat iustitia, pereat mun­
dus; denn das Zugrundegehen der Welt 
kann heute das Ende unserer Zivilisation 
bedeuten. 

Eine andere Frage, die ebenfalls einer 
gründlichen Erörterung bedarf, lautet in 
der Tat, ob einem Staat, der selbst zu ei­
ner Krise erheblich beiträgt, geholfen 
werden muß, wenn er daraufhin in arge 
Bedrängnis gerät. Das trifft sowohl auf 
Kuwait als auch auf Israel zu. Natürlich 
haben die betroffenen Menschen einen 
Anspruch darauf, daß ihnen die Völker­
gemeinschaft zu Hilfe eilt. 

37 



':1 

:i ,, 

,,1 
p,1 

" ! 

Sozialist 
Zeitschrift marxistischer Sozialdomokratlnnen 

• Die Diskussionsplattform 
für die SPD-Linke 

• für Jusos. SPD un·d 
Gewerkscha~en 

• erscheint 6 mal jährlich 
• mit Beiträgen aus Politik. 

Wirtscha~ und Kultur 
• Parteiunabhängig 
• Einzelpreis s.oo ON 
• Jahresabo 28.00 ON 

38 

Kostenloses Probeheft 
erhältlich bei 

Sozialist 
Im Körbchen 10 
3400 Göttingen 

Ich bezweifle indessen, 
daß die Kuwaitis mit der 
Art und Weise, wie sie 

"befreit" wurden, glück-
lich sind. 

Der Fall Israel ist weitaus komplexer, 
zumindest für uns Deutsche. Natürlich 
haben die Israelis Anspruch darauf, in si­
cheren Grenzen leben zu können, und 
zwar auch, wenn wir (und nicht nur wir) 
zu der Ansicht kommen, daß die israeli­
sche Politik in erheblichem Maße das 
Krisengeschehen im Nahen und Mittle­
ren Osten, vor allem durch die Sied­
lungspolitik in den besetzten Gebieten, 
verschärft. Und auch wenn die Shoa im 
Faschismus und die Lieferung von Gifts­
gasanlagen nach Libyen und in den Irak 
während der letzten Jahre nicht kollektiv 
von uns zu verantworten sind, bleiben 
wir in der Pflicht, diese Fakten zu be­
rücksichtigen und für die Ängste der Is­
raelis besonders sensibel zu sein. Das 
kann und darf indessen nicht bedeuten, 
die Lebensrechte der Palästinenser zu 
ignorieren und die israelische Nahost­
politik widerspruchslos hinzunehmen. 
Im übrigen steht weniger das historisch 
und emotional belastete deutsch-israeli­
sche Verhältnis zur Debatte als vielmehr 
das Verhältnis Israels zu den Vereinig­
ten Staaten, die bei grundsätzlich positi­
ver Einstellung zu Israel offensichtlich 
nicht länger gewillt sind, sich der 25 
Jahre währenden israelischen Erpres­
sung weiter zu unterwerfen: Abwehrra­
keten ja, Frieden ja, aber auch Gerech­
tigkeit für die Palästinenser! 

Bedenklich stimmt, daß mit dem Golf­
krieg sich auch bei intellektuellen Lin­
ken die Auffassung durchsetzt, Krieg sei 
mit konventionellen Waffen (von denen 
viele inzwischen den Grad von Massen­
vernichtungsmitteln erreicht haben) 
wieder führbar. Nun, die These von der 
Unführbarkeit von Krieg in unserer Zeit 
steht dazu nicht im Widerspruch. Natür­
lich ist Krieg nach wie vor führbar, sonst 
gäbe es ja nicht die zur Zeit in der Drit­
ten Welt tobenden Kriege und auch 
nicht den Krieg in Jugoslawien und die 
Kriege und Bürgerkriege anderswo. Es 
geht darum, daß Kriege immer weniger 
beherrschbar sind, daß sie nicht länger -
wie in der Vergangenheit - punktuell 
und für begrenzte Zeit Schaden anrich­
ten, Existenzen vernichten, Unfreiheit 
begründen oder Freiheit wiederherstel-

Jen, sondern die Gefahr in sich bergen, 
die Zivilisation insgesamt zu vernichten, 
vor allem, wenn allen V erboten und 
Warnungen zum Trotz auf Atom- und 
andere Massenvernichtungswaffen zu­
rückgegriffen werden sollte. 

Es geht in der Tat um Zivilisation in ei­
nem mehrfachen Sinne. Der Rückgriff 
auf diesen Begriff, auch in der Friedens­
forschung und in der Friedensbewegung, 
bedeutet, daß ein neues Denken notwen­
dig ist, das grundsätzlich den Krieg als 
gesellschaftliche Institution in Frage 
stellt und in allen Bereichen sozialer Be­
ziehungen "zivilen" Verhaltensweisen 
den Vorrang einräumt. Damit werden 
Kriege noch nicht aus der Welt geschafft 
sein, aber alle, die zum Mittel des Krie­
ges greifen, werden sich in anderer Wei­
se verantworten müssen, als dies heute 
noch der Fall ist. Zivile Gesellschaft be­
deutet zugleich die allmähliche Ent­
wicklung regionaler und globaler Ord­
nungsmuster, die den Nationalstaat als 
alleinigen Inhaber des Gewalttnonopols 
ablösen und damit die gesellschaftliche 
Evolution auf die höchste Stufe heben, 
ein Prozeß, der sicher nicht konfliktfrei 
verlaufen wird, der aber unumgänglich 
ist, wenn die die globalen ökonomischen 
und ökologischen Bedrohungen der 
Menschheit abgewendet werden sollen. 
Es ist denkbar, daß das scheitert, daß die 
menschliche Zivilisation in einer atoma­
ren, ökonomischen oder ökologischen 
Katastrophe verschwindet. Alles ist 
denkbar! Wir sollten aber versuchen, zu 
denen zu gehören, die daran nicht schul­
dig werden. Und je mehr Menschen dies 
versuchen, um so größer ist die Chance 
eines Überlebens in Frieden und in Wür­
de. 

Die Linken, die plötzlich den Krieg als 
Option wiederentdecken, haben wahr­
lich keinen Grund, den Frust ihrer Hilf­
losigkeit an der Friedensbewegung ab­
zureagieren. 
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N A F T A 
und die Freiheit für unternehmerisches Handeln 

von Edgar Gö/1* 

Im Schatten der Ereignisse auf der offi­
ziell-politischen Bühne setzen sich hin­
ter dem Rücken der meisten Menschen 
polit-ökonomische Veränderungen 
durch, die für die Struktur künftiger glo­
baler Machtverhältnisse bedeutungsvoll 
sein werden. Eine dieser wichtigen Ver­
änderungen wurde im Juni 1990 offiziell 
von Mexikos Präsident Salinas in Gang 
gebracht und wird seit Juni dieses Jahres 
zwischen Regierungsdelegationen der 
Vereinigten Staaten, Kanadas und Mexi­
kos verhandelt: das 'North American 
Free Trade Agreement' (NAFT A). An­
gestrebt wird ein Wirtschaftsraum vom 
'Yukon bis Yukatan' (Bush), der in der 
globalen Konkurrenz erfolgreich sein 
kann. "Twenty years from now the free­
trade pact could look Iike the single 
most dramatic growth initiative pursued 
by Bush during bis first terrn", so die 
Einschätzung eines Ökonomen in der 
Bush-Regierung (zit. in Van Dyk 
1991: 17). Anhand der Debatte in den 
USA, die sich wegen der speziellen Au­
torisierung des Präsidenten entwickelt 
hatte1, sollen einige exemplarische Ar­
gumentationen aufgezeigt und diese 
Entwicklung eingeschätzt werden. 
Ein Freihandelsabkommen ist bereits 
1988 zwischen den Regierungen der 
USA und Kanadas unterzeichnet wor­
den, trat Anfang 1989 in Kraft2 und sieht 
die stufenweise Eliminierung fast aller 
Zölle zwischen beiden Staaten innerhalb 
einer Dekade vor'. Darüberhinaus for­
dert das Gesetz zu weiteren Verhandlun­
gen für zusätzliche Handelserleichte­
rungen auf. Bisherige Erfahrungen zei­
gen, daß trotz ähnlicher Standards beider 
Länder noch zahlreiche Probleme beste­
hen; im US-Kongreß wird bereits an 
Nachverhandlungen gearbeitet. Um ei-

* Edgar· Göll ist Politikwissenschaftler und lebt in 

Berlin 

niges schwieriger sind die Verhand­
lungsprozesse für NAFT A, weil hier Ge­
sellschaftssysteme der ersten und dritten 
Welt einen Wirtschaftsraum schaffen 
wollen und weil gegensätzliche Tradi­
tionen überwunden werden müssen. 
Die Beziehungen zwischen USA und 
Mexiko waren aus Sicht der USA in den 
Bereichen Ökonomie und Politik immer 
spannungsreich. Das reichte von Dro­
genschmuggel, illegaler Einwanderung, 
Verschuldung, Umweltverschmutzung, 
bis hin zu Ängsten auf US-Seite wegen 
destabilisierender (politischer) Gefahren 
durch Mexiko. Auch von Seiten Mexi­
kos bestehen Aversionen, die in dem al­
ten Spruch Ausdruck finden: "Armes 
Mexiko! So fern von Gott - und so nah 
an den USA." Schließlich gab es drei 
militärische Invasionen der Vereinigten 
Staaten, die gewaltsame Aneignung der 
Hälfte des mexikanischen Territoriums 
(Südweststaaten der USA), tägliche Poli­
zeiaktionen an der Grenze gegen Immi­
grantinnen und die hohe Verschuldung 
und Kapitalflucht, die jegliches Wirt­
schaftswachstum in Mexiko sabotierte. 
In wirtschaftlicher Hinsicht wurden 
durch das 1965 geschaffene 'Maquila­
dora-Programm '4 erste Ansätze bilatera­
ler Wirtschaftsabkommen entwickelt. 
Aber erst gegen Ende der Amtszeit des 
mexikanischen Präsidenten de la Ma­
drid, besonders aber mit der Präsident­
schaft von Carlos Salinas de Gortari 
setzte ein intensiver Versuch der (kapi­
talistischen) Modernisierung von Wirt­
schaft und Gesellschaft ein. Seitens der 
US-Eliten wurde diese 'Reformpolitik' 
(insbes. Privatisierungen großen Ausma­
ßes) des Harvard-Absolventen Salinas 
wohlwollend betrachtet und unterstützt. 
Die PRI (Partei der institutionalisierten 
Revolution) regiert seit über 61 Jahren 
weitgehend unangefochten, was zeitwei­
se jedoch nur durch geschickten Einsatz 
diverser legaler (Kooptation von Oppo­
sitionellen) und illegaler Mittel (Wahl-

fälschungen, gezielter Terror) möglich 
war. Wie dies anscheinend in US-Krei­
sen reflektiert wird, findet sich in der 
neuesten Ausgabe der Zeitschrift des 
Council on Foreign Affairs: "Economic 
restructuring, he (Salinas, E.G.) may 
have observed, flourished after delaying 
a democratic transition in South Korea, 
whereas it has yet to follow from the be­
ginning of political reforrn in the Soviel 
Union. But critics charge that Salinas 
has pursued 'perestroika without glas­
nost'. Others imply that a free-ttade 
agreement would help preserve the Sta­
tus quo with U.S. complicity." (Baer 
1991:136) Hauptsache, für aus]~ 
Investoren wird ein günstiges und'!lliibi­
les Klima geschaffen. 
Das US-Handelsvolumen mit Mexiko 
stieg seit die dortige Regierung 1986 die 
Zölle zu senken begonnen hatte, und so 
zum am schnellsten expandierenden 
Markt für US-Waren wurde - pro Person 
importierten die Mexikaner US-Pro­
dukte im Werte von 295 $, dies sind 
etwa l 0% mehr als die EG-Bürgerinnen 
aus den USA einführen. 

Streit um NAFTA 

Folgende Gruppen gehören zu den Un­
terstützern eines NAFTA: die Regie­
rung, die Republikaner und Teile der 
Demokraten, fast alle Unternehmer­
verbände, ein Teil der Gewerkschaften, 
die Gouverneure der Einzelstaaten, und 
die entsprechende Mehrheit der Mas­
senmedien. Zu den Gegnern gehören 
die Mehrheit der Demokraten, und der 
Gewerkschaften, Umweltschutz- und 
Menschenrechtsgruppen. 
Die US-Befürworter eines NAFT A er­
warten große wirtschaftliche Vorteile 
von einem solchen Freihandelsab­
kommen. "NAFTA will enhance U.S. 
competitiveness vis-a-vis Europe and 
Asia through the economics of scale and 
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specialization in production to be achie­
ved with continental rationalization. Tri­
national clarity of investment mies will 
provide a stable environrnent for long­
term production strategies." (Baer 1991 
: 140) Schließlich wäre der Wirtschafts­
raum mit 360 Mio. Konsumentinnen und 
einem BSP von 6 Bio. $ größer als die 
EG. Die Integration der US-Ökonomie 
in die Weltwirtschaft wächst seit Beginn 
der 80er Jahre stark an. So trugen in den 
letzten Jahren US-Exporte zu 50% des 
US-Wirtschaftswachstums bei (Carla 
Hills in Roll Call 1991:21). Die US-Han­
delsbeauftragte erwartet, daß Mexiko 
künftig allein etwa zwei Drittel seiner 
Importe aus den Vereinigten Staaten be­
ziehen wird. Schon jetzt ist Mexiko der 
drittgrößte Handelspartner der USA und 
die US-Wirtschaft würde so durch eine 
Stärkung der mexikanischen Ökonomie 
profitieren. Besonders würde dies - so 
die Erwartungen - den Sektoren Compu­
ter, Autos, Petro-Chemie und Finanz­
dienstleistungen nützen; aber auch für 
Getreideanbauer, Telekommunikations­
industrie, Papier- und Stahlhersteller, 
Konsumsektor und Pharmazie werden 
von Befürworterseite positive Effekte 
erwartet. Daß es für die US-Führung 
auch um den sicheren Zugang zu Roh­
stoffen geht, und daß dies mit der me­
xikanischen Führung möglich ist, zeigte 
sich während des Konfliktes mit dem 
Irak: nach der Gewährung eines 6 Mrd. 
$-Kredites an Mexiko für die Erschlie­
ßung von Ölquellen (exklusiv für US­
Firtnen!) veranlaßte Salinas eine Stei­
gerung der Öllieferungen nach Norden. 
Die Kritikerlnnen weisen auf die sehr 
unterschiedlichen wirtschaftlichen und 
sozialen Standards zwischen Mexiko ei­
nerseits und den USA und Kanada ande­
rerseits hin. Sie befürchten, daß die un­
ternehmerische Dispositionsmacht, die 
in unzivilisierter Weise primär nach Pro­
fitinteressen entscheidet, diese Unter­
schiede ·naturgemäß' ausnutzen wird, so 
daß ( erfahrungsgemäß und logischer­
weise) soziale und ökologische Aspekte 
weitgehend unberücksichtigt bleiben 
würden. Fundamental ist diesbezüglich 
die Tatsache, daß Mexiko die niedrig­
sten Reallöhne lateinamerikanischer 
Staaten hat: z.B. 58% geringer als Brasi­
lien, 110% niedriger als Argentinien und 
Kolumbien, und 291 % geringer als Pa­
nama. 
Für den politisch-gesellschaftlichen Be­
reich versprechen sich die NAFTA-Un­
terstützerlnnen in den USA Impulse für 
die ( wirtschafts-)liberalen Reformmaß-
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nahmen und Demokratisierungsansätze 
ihrer südlichen Nachbarn. Mexikos Re­
gierung verkaufte beispielsweise das 
große staatliche Telefonunternehmen 
Telmex an mexikanische und auslän­
dische Konglomerate. Seit 1982 sind 
7 50 Staatsunternehmen veräußert wor­
den (Harvard 1990:40). Das angestrebte 
Abkommen, so der einflußreiche Se­
nator Sarbanes, sei zudem "crucial to 
our leadership in the Americas". 

Annexion Mexikos? 

Kritische Stimmen befürchten künftig 
einen noch größeren Einfluß der US­
Wirtschaft und -Kultur in Mexiko: 
"Free Trade is going to mean economic 
and political annexation by the White 
House for us." Die Machtfülle Salinas' 
im eigenen Land ermöglichte ihm, statt 
mit den eigenen (mehrheitlich seiner 
Partei zugehörigen) Parlamentariern 
verhandeln zu müssen, die kritischen 
Abgeordneten im US-Kongreß mit aus­
gesprochen intensiven Lobby-Aktivitä­
ten beeinflussen zu lassen (Ross 1991). 
Die Orientierung Mexikos hin zum 
nördlichen Nachbarn wird von zahlrei­
chen Kreisen in Mexiko und südlichen 
Nachbarstaaten kritisch gesehen. Doch 
die Würfel in Mexiko City sind gefallen; 
ein US-Regierungsvertreter meinte lax: 
"'Latin America is going to be convin­
ced that Mexico has resigned from the 
continent and now belongs to the United 
States, but prosperity has its costs and 
giving up sovereignity is the price Mexi­
co must pay for it.'" Tatsächlich würde 
ein Abkommen als Verrat Mexikos an 
der traditionellen 'Verpflichtung' ge­
genüber der Vision Bolivars (eine Inte­
gration Lateinamerikas) angesehen - im 
Jahr der 500-Jahr-Feierlichkeiten (Co­
lumbus) sicherlich für viele Lateinameri­
kanerlnnen nur schwer zu verdauen6

• 

Die Einbeziehung von Kanada hat keine 
allzu große Bedeutung für die Verhand­
lungen. Bereits das Freihandelsabkom­
men mit den USA war dort sehr umstrit­
ten -schließlich sind laut der ITC (US­
International Trade Commission) 
etwa ein Drittel aller Arbeitsplätze di­
rekt exportabhängig. Weil das Handels­
volumen zwischen Mexiko und Kanada 
sehr gering ist (2 Mrd. $ gegenüber 163 
Mrd. $ zwischen Mexiko und den USA), 
gibt es für die kanadischen Eliten eher 
politisch-strategische Gründe, dem 
NAFT A beizutreten. So entwickelt sich 
Mexiko innerhalb zahlreicher Marktseg-

mente immer mehr zu einem direkten 
Konkurrenten, bestimmte Investitionen 
würden nicht mehr in Kanada, sondern 
in Mexiko getätigt werden, das Han­
delsvolumen mit den USA würde zugun­
sten der USA abnehmen, und schließ­
lich würde Kanada aus der Erweiterung 
einer Freihandelswne nach Südameri­
ka ("Enterprise for the Americas Initiati­
ve"') ausgeschlossen sein. Für kanadi­
sche Beschäftigte und bestimmte Unter­
nehmen sind die Erfahrungen mit dem 
Freihandelsabkommen mit den USA ne­
gativ, was selbst in der ITC-Studie kon­
statiert wird. Die kanadischen Unter­
nehmerverbände versuchen, die Löhne 
unter Hinweis auf diesen Trend der Ab­
wanderung in den 'billigeren' Süden zu 
drücken. Hingegen stehen die kanadi­
schen Gewerkschaften, das 'Pro-Cana­
da-Network' und das 'Council of Cana­
dians' in Opposition zum NAFTA. So 
ist zu erwarten, daß die Verhandlungen 
mit der kanadischen Regierung kompli­
ziert werden; von mexikanischer Seite 
wird deshalb der Einbezug Kanadas 
nicht favorisiert. 
Trotz der düsteren Aussichten für die 
Linke entdecken Aktivistinnen noch 
fortschrittliche Potentiale, weil Ge­
werkschafterinnen u.a. gerade durch die 
negativen Erfahrungen mit grenzüber­
schreitenden Unternehmensstrategien 
und die lange Diskussion dazu fanden, 
sich über die nationalen Grenzen hinweg 
auszutauschen und gemeinsame Strate­
gien und Aktivitäten zu entwickeln, ein 
Umstand, der auch die herrschenden 
Kreise in den drei Staaten verwundert 
(so u.a. Baer 1991:148). Allein die Ko­
alitionen zwischen Umweltorganisa­
tionen und Gewerkschaften in den USA 
stellen ein Novum dar. 

Neue Südausdehnung der USA 

Die schwierigen globalen Konkur­
renzbedingungen der US-Wirtschaft 
dürften für die US-Eliten wohl das pri­
märe Motiv für die Forderung von 
NAFT A sein. Damit soll den beiden 
sich abzeichnenden Wirtschaftsregionen 
EG (inkl. Osteuropa und Afrika) und Ja­
pan (inkl. Süd- und Ostasien) Paroli ge­
boten werden. In allen drei Wirt­
schaftsräumen verbleibt "the primary 
consumer market .. . in the most de­
veloped countries, while the nearby de­
veloping nations are sources of cheap la­
bor for 'decentralized' systems of pro­
duction involving outsourcing and 
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subcontracting." (Moody 1991:18)8 Der 
NAFTA-Binnenmarkt böte ausreichend 
Konsumenten, Ressourcen und eine 
breite Vielfalt von Arbeitskräften - und 
abgestimmtere und kalkulierbarere Re­
gulierungsmechanismen. 
Die Bedeutung von Rohstoffen, insbe­
sondere von Öl für die US-Wirtschaft, 
aber auch für die Konkurrenten EG und 
Japan und die sich industrialisierenden 
Staaten ist offensichtlich. Durch die 
Kriegsführung gegen Irak zeigte die US­
Führung, wie wichtig sie diese Res­
source nimmt - obgleich neueste Funde 
riesiger Öllagerstätten im Golf von Me­
xiko für die US-Wirtschaft eine große 
Importunabhängigkeit ermöglichen 
werden. 
Im Rahmen der US-Außenhandelspoli­
tik stellt die Ausweitung des nordameri­
kanischen Wirtschaftsgebietes nach Sü­
den den Versuch dar, neben den schwie­
rigen GATT-Verhandlungen eine nahe­
liegende zweite Handlungsoption zu 
gestalten. Beim (möglichen) Versagen 
der Uruguay-Runde wäre NAFT A eine 
'gewinnbringende' Lösung. 
In der US-Außenpolitik gegenüber den 
südlichen Staaten des amerikanischen 
Kontinents wird mit der proklamierten 
"Enterprise for the Arnericas Initiative" 
der Versuch gemacht, diese 'Dritte-Welt­
Länder' stärker als bisher einzubinden in 
einen kapitalistischen Entwicklungspfad. 
Somit würden weitere Impulse für eine 
Annäherung an den 'american way of 
life' gegeben. Rivalitäten unter einzelnen 
Staaten, wer der beste Freund der US­
Führung ist/wird, führten logischerweise 
in diese Richtung. Bereits jetzt konsta­
tierte ein US-Regierungsvertreter: "The 
promise of free trade throughout the he­
misphere has been a powerful stimulant 
for regional integration and the break­
down of trade barriers. ,,g Fordistische 
Entwicklungsschübe dürften für einige 
Regionen zu erwarten sein. Politische 
Stabilisierung - im Sinne der Sicherung 
des kapitalistischen Funktionierens 
wird eine wichtige Folge dieses Prozes­
ses werden können (durch anonymen 
Wettbewerbsdruck, Sachzwänge, Ratio­
nalisierungserfordernisse, Modernisie­
rungsdiktat). Gegenüber den kapitali­
stischen Rivalen EG und Japan könnten 
sich die USA somit tatsächlich ein Hand­
lungsterrain schaffen, in dem sie ihre ge­
wohnte hegemoniale Rolle (ökono­
misch, militärisch, politisch, kulturell) 
spielen können - in der Hoffnung, dies 
auch globa1 in ihrem Interesse ausnutzen 
zu können. Die obrigkeitliche Kontrolle 

von oppositionellen oder dys­
funktionalen Bevölkerungsteilen ist da­
bei ein wichtiger Bestandteil. Die US­
Drogenpolitik und der Einsatz von US­
Geheimdiensten in Lateinamerika bieten 
bereits Beispiele für - diese Mög­
lichkeiten. 

Linke Perspektiven? 

Bezüglich der US-Innenpolitik läßt die 
Forcierung der außenpolitischen Initiati­
ve darauf schließen, daß (intendiert oder 
unintendiert) das politische Terrain ins 
Ausland erweitert wird und die Res­
sourcen (Finanzmittel, Aufmerksamkeit, 
Konzeptionen) von den zahlreichen, 
enormen Problemen in den USA abge­
zogen werden. Für die fragmentierte 
Opposition in den USA ( aber auch in 
Mexiko und Kanada) bedeutet dies, daß 
sie unter starkem zeitlichen Druck ste­
hen, ihre alternativen Vorstellungen zu 
organisieren und zu artikulieren. Für 
Linke und ihre intemationalistische 
Ausrichtung ist es kompliziert, ihrer Kri­
tik in der Öffentlichkeit ausreichende 
Aufmerksamkeit zu verschaffen und die 
stark abgeschottete Außenpolitik ihrer 
Regierung zu beeinflussen. 
Die derzeit laufenden trilateralen Ver­
handlungen über NAFT A gestalten sich 
trotz der Sonntagsreden erwar­
tungsgemäß sehr schwierig. Drei Ar­
beitstreffen sind bereits absolviert. Die 
US-Regierung hofft auf einen Abschluß 
in diesem Jahr (Präsidentschaftswahl­
kampf!). Doch dürften die Differenzen, 
so die Einschätzung im US-Kongreß, die 
Verhandlungen verlängern. Denkbar 
wäre aber auch, daß einige umstrittene 
Themenbereiche ausgelassen und zu 
einem späteren Zeitpunkt verhandelt 
werden, um einen Anfang zu setzen. 
Für die Linke sollte daraus einmal mehr 
die Einsicht in die Notwendigkeit ver­
stärkter internationaler Zusammenarbeit 
gestärkt werden: gegenseitiges Lernen 
über die Politik der Herrschenden, Re­
flektieren über eigene Strategien und 
Taktiken, und schließlich Ausarbeitung 
arbeitsteiliger Gegenstrategien und kon­
kreter Projekte sollten - neben dem Ken­
nenlernen anderer Lebensweisen - ein 
Ergebnis dieses Prozesses sein. 
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seit den 70er Jahren delegiert der US-Kongreß, 
dem verfassungsgemäß die Kompetenz über 
die Außenhandelspolitik zusteht, spezifische 
Verhandlungsvollmachten an den Präsidenten. 
Über dessen Verhandlungsergebnisse wird 
dann per 'fast-track-Verfahren' abgestimmt, 
ohne Änderungsmöglichkeiten. Der Präsident 
ist daher gehalten, sich mit dem Kongreß zu kon­
sul!ieren, um eine Zustimmung zu seiner Vorlage 
zu erhalten. 

2 seit 1985 besteht bereits ein derartiges Abkom­
men zwischen den USA und Israel. 

3 zollfrei waren etwa 80% der kanadischen Expor­
te in die USA und 65% der US-Exporte nach Ka­
nada. Die verbleibenden Zölle betrugen dUfCh';" 
schniulich 9,5% (Kanada) und 4,5% (USA)'. .. :.::::;, ' 

i .. ,i-,·i·-1 
4 dabei handelt es sich um derreit etwa 2ocXii~ 

triebe im Grenzgebiet Mexikos zu den USA. _.mit_ 
ca. 500.000 Arbeitskräften. Sie gehören meist 
US-Unternehmen (IBM, Wang, Hewlett-Packard, 
Westinghouse, etc.), die durch Steuer- und Zoll­
begünstigungen (und die niedrigen Löhne) sehr 
gute Gewinnbedingungen erlialten. Umstritten 
ist dies. weil die Lohn-, Arbeits- ullCI ökologi­
schen Bedingungen weit unter den US-Stan­
dards liegen. 

5 so Elliot Abrams, US-Repräsentant bei der Con-
tadora-Organisation (zitiert nach Ross 
l 991: 140). 

6 dies würde zudem Erinnerungen wachrufen an 
die Häuptlingstoch1er Malinche, die ihr indiani­
sches Volk verriet, als sie sich zur Mätresse und 
Beraterin der spanischen Eroberer unter 
F.Cortez in Zentralmerika machen ließ. 

7 dieses ambitionierte 'ziel - ein integrierter Wirt­
schaftsraum über ganz Amerika hinweg ! - wur­
de von US-Präsident Bush in einer Rede am 
27 .6. J 990 verlautbart. 

8 ein Struktunnuster des Kapitalismus, das sich in 
zahlreichen Regionen finden läßt: besetzte Ge­
biete Israels, Homelands in Südafrika, Süd- und 
Norditalien, künftig wohl auch zwischen West· 
und Ostdeutschland 

9 Neben diversen südamerikanischen Zusam-
menarbeitsabkommen zwischen verschiedenen 
Staaten ('Marco Sur'. 'Southem Cone Common 
Market', usw.) unterzeichneten kürzlich Argenti· 
nien. Brasilien, Paraguay und Uruguay mit den 
USA Absich1serklärungen über · künftige Ver­
handlungen mit dem Ziel der Schaffung einer 
Freihandelszone (Washington Post 
19.9.1991:BI). 
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Rüstungsproduktion 
und Konversionsperspektiven 
Anfang der neunziger Jahre 

von Carsten Sieling* 

Mit den Rüstungsbegrenzungsabkom­
men des Jahres 1990, der deutschen Ver­
einigung und letztlich der Auflösung des 
Warschauer Paktes ist der Abbau militä­
rischer Potentiale und die Reduzierung 
und Umstellung der Produktion von Rü­
stungsgütern auf die Tagesordnung ge­
setzt worden. Diese friedenspolitisch 
wünschenswerte Entwicklung korres­
pondiert mit der Gefahr neuerlicher 
Beschäftigungseinbrüche. Der Abbau 
und die Schließung von Bundeswehr­
standorten sowie der Abzug der alliier­
ten Streitkräfte beherrscht dabei die Dis­
kussion, die Konversion der industri­
ellen Rüstungsproduktion wird dagegen 
weniger als Problem angesehen. 
Im folgenden wird vor dem Hintergrund 
vorliegender Untersuchungen aufge­
zeigt, welche Bedeutung die Rüstungs­
güterproduktion in der Bundesrepublik 
Deutschland' hat und welche Wirkungen 
sich aus einer reduzierten, aber auch neu 
strukturierten Rüstungsgüternachfrage 
für die Volkswirtschaft ergeben. Dabei 
zeigt sich, daß durchgreifende beschäfti­
gungs- und strukturpolitische Gefähr­
dungen vor allem auf regionaler Ebene 
zu erwarten sind. Angesichts dieser Dia­
gnose sollen regionalpolitische Gestal­
tungsmöglichkeiten zur Steuerung und 
Initiierung eines Konversionsprozesses 
ausgelotet und aufgezeigt werden. 
Die Reduzierung von Militärausgaben 
hat nicht erst mit dem Abkommen über 
konventionelle Streitkräfte in Europa im 
November 1990 und den Gipfeltreffen 
von Gorbartschow und Bush 1989 und 
1990 begonnen. Ein Vergleich der Ent­
wicklung der Militärausgaben in der 
NATO, den USA und der EG von 1980 
bis 1990 zeigt, daß schon seit 1987 eine 
real abnehmende Tendenz zu verzeich­
nen ist. Die für die Rüstungsgüterpro-

* Carsten Sieling, Dipl.·Ökonom, Bremen 

duktion bedeutenderen Beschaffungs­
ausgaben für Großwaffensysteme hatten 
im genannten Zeitraum ebenfalls ihren 
Höhepunkt im Jahr 1987. Rüstungs­
güterproduktion scheint von einem 
Wachstumsbereich zu einem schrump­
fenden Sektor zu werden. Das Stockhol­
mer International Peace Research Insti­
tute (SIPRI) geht für den Zeitraum 1987 
bis 1990 von einem Abbau von 100.000 
der ursprünglich 1,5 Mio. Arbeitsplätze 
der westeuropäischen Rüstungsgüterin­
dustrie aus2• 

Neben dem Rückgang der Militär- und 
Rüstungsausgaben verändert sich aber 
auch die stoffliche Struktur der militäri­
schen Ausrüstung hin zu mobilen Trans­
portmitteln und elektronischen Aufklä­
rungs-, Führungs- und Kontrollsyste­
men. Die Modernisierung der Militär­
ausrüstung, die im Golf-Krieg schon un­
ter Beweis gestellt wurde, bietet ein po­
tentielles Feld für zukünftig expandie­
rende Rüstungsproduktionsbereiche. 
Bisher allerdings ist es, auch nach dem 
Golf-Krieg, zu keiner durchgreifenden 
Revision der Beschaffungspläne nach 
oben gekommen. 

Fast jedes dritte Rüstungspro-
dukt wird exportiert 

Ausgelöst durch die Stagnation der Rü­
stungsausgaben sind in den vergangenen 
Monaten verschiedene Studien über die 
gesamtwirtschaftliche, aber auch die 
sektorale und regionale Rüstungsabhän­
gigkeit in der EG und der Bundesrepu­
blik Deutschland veröffentlicht worden. 3 

Ausgangspunkt der gesamtwirtschaftli­
chen Abschätzungen sind dabei die Be­
schaffungsausgaben der Bundeswehr, 
womit hier die Käufe von Waren und 
Dienstleistungen für militärische Zwek­
ke und nicht die Personalausgaben für 
die Soldaten gemeint sind. Zur vollstän­
digen Erfassung der Rüstungsabhän-

' 

gigkeit gehören aber auch die Rü­
stungsexporte. Trotz großer Probleme 
bei der statistischen Bestimmung der 
Güterausfuhren, die militärischen 
Verwendungszwecken dienen sollen 
oder können, hat das IFO-lnstitut in sei­
ner Studie den Exportwert auf Basis der 
erteilten Ausfuhrgenehmigungen für 
1988 auf 7 Mrd. DM beziffert (IFQ,~.~­
die, S. 5). Für Rüstungsgüter ergibi',~ 
damit eine Exportquote - gemesseni'iun 
Umsatz - von etwa einem Drittel. B~­
tigt wird diese Größenordnung auch 
durch die Angaben einer lFO-Unter­
nehmensbefragung. 
Huffschmid und Voss (PIW-Studie) 
ermitteln dagegen auf Grundlage von 
SIPRI-Daten für das Jahr 1990 lediglich 
einen Rüstungsexportanteil von 16,7 
Prozent' für die Bundesrepublik 
Deutschland. Im EG-Durchschnitt liegt 
die Exportquote nach dieser Berechnung 
bei 30 Prozent. Unabhängig von diesen 
unterschiedlichen Untersuchungsergeb­
nissen wird deutlich, daß der Rüstungs­
export einen bedeutenden Anteil des 
Rüstungsgüterumsatzes erreicht hat. Vor 
diesem Hintergrund kann nicht verwun­
dern, daß der Bundesverband der Deut­
schen Industrie (BOI) in seinem "Me­
morandum zur Situation der deutschen 
wehrtecbnischen Industrie"' vom März 
dieses Jahres den auch zukünftig "wich­
tigen Stellenwert" von Streitkräften und 
Industrie "für die Wahrung der nationa­
len politischen Interessen" betont und 
die "deutsche restriktive Rüstungs­
exportpolitik" kritisiert. Unterstützung 
verlangt der BOI für die Stärkung einer 
"leistungsfähigen nationalen wehrtech­
nischen Industrie" und für den Erhalt 
der für "Systemführungsaufgaben not-
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wendigen Kapazitäten". 
Der Großteil des Rüstungsproduktions­
umsatzes wird durch die Beschaffungen 
des Bundesministeriums für Verteidi­
gung realisiert. Sie bestimmen nach wie 
vor die Entwicklung der deutschen Rü­
stungsproduktion. Nach Angaben der 
RWI-Studie (S. 341) flossen 1989 29,4 
Mrd. DM als Ausgaben für Beschaffun­
gen an die Rüstungsindustrie; gut 40 
Prozent hiervon werden im Durchschnitt 
der Jahre 1985 bis 1989 durch die An­
schaffung von Kampffahrzeugen, Flug­
zeugen, Schiffen, Waffen usw. gebun­
den. Die restlichen Ausgaben entfallen 
auf Ausgaben für Materialerhaltung, mi­
litärische Anlagen und die Militärfor­
schung. 

280.000 Arbeitsplätze sind 
rüstungsabhängig 

Um die Beschäftigungswirkungen der 
Rüstungsausgaben vollständig erfassen 
zu können, ist eine Begrenzung auf die 
direkten Effekte nicht hinreichend. 
Auch die indirekten Beschäftigungsef­
fekte, die sowohl die Verflechtungen 
mit den vorgelagerten Produktionsberei­
chen als auch die Multiplikatorwir­
kungen der bei der Rüstungsproduktion 
entstandenen Einkommen umfassen, 
sind zu ennitteln. Das IFO-Institut, des­
sen Studie lange vom Bundesministeri­
um für Verteidigung unter Verschluß ge­
halten wurde und in seiner Langfassung 
erst kürzlich veröffentlicht wurde, hat 
einen derartig umfassenden Ansatz ge-

wählt und die beschäftigungspolitische 
Bedeutung der Rüstungsgüternachfrage 
für die BRD für 1988 mittels einer In­
put-Output-Analyse abgeschätzt. Da­
nach sind in der Rüstungsgüter­
produktion (!FG-Studie, S. 8) 132.000 
Personen direkt und 105.000 Personen 
indirekt beschäftigt. Unter Berücksichti­
gung der multiplikativen Wirkungen 
sind gesamtwirtschaftlich in der Bun­
desrepublik 280.000 Beschäftigte in der 
Rüstungsgüterindustrie tätig, die mit nur 
etwa einem Prozent aller Inlands­
beschäftigten insgesamt aber von nach­
rangiger Bedeutung sind. 
Das RWI-Institut hat in seiner Untersu­
chung auf Daten aus dem Jahr 1985 zu­
rückgegriffen, da den Essener Forschem 
für die jüngere Zeit keine hinreichend 
sektoral gegliederten Angaben verfüg­
bar waren. Darüber hinaus werden in der 
RWI-Studie weder die Rüstungsexport­
produktion noch die multiplikativen Wir­
kungen der entstandenen Einkommen 
berücksichtigt. Eine Vergleichbarkeit 
beider Studien ist auch deshalb nur 
schwer möglich, weil das RWI die Be­
schäftigungswirkung aller Verteidi­
gungsausgaben, also auch für die Streit­
kräfte, zugrunde legt. Nach diesen Be­
rechnungen sind 154.000 Personen di­
rekt und fast 110.000 weitere Personen 
indirekt durch Rüstungsaufträge beschäf­
tigt. Insgesamt sind damit 1985 264.000 
Arbeitsplätze vom bundesdeutschen 
Verteidigungsetat abhängig gewesen. 

Rüstungsbranche Nr. 1: 

Elektrotechnische Industrie 

Interessanter ist die sektorale Betrach­
tung, die differenziert nur bewgen auf 
die direkten und indirekten Effekte der 
Rüstungsgüternachfrage möglich ist. 
Ohne die multiplikativen Effekte, die 
IFO lediglich nach den drei großen 
volkswirtschaftlichen Sektoren unter­
scheidet, werden damit 237.000 rü­
stungsabhängige Arbeitsplätze betrach­
tet. Die sektorale Aufteilung dieser Ar­
beitsplätze zeigt das erste Schaubild. 
Abgesehen von den vor allem indirekt 
abhängigen Dienstleistungsbereichen 
und den sonstigen Industriebranchen 
wird die Hitliste der rüstungsproduzie­
renden Sektoren mit insgesamt gut 
36.600 Beschäftigten und einem Anteil 
von 15,46 Prozent angeführt von der 
elektrotechnischen Industrie, gefolgt 
von dem Luft- und Raumfahrzeugbau 
mit etwa 33.500 Beschäftigten (14,16 
Prozent). In den sechs am stärksten rü­
stungsabhängigen Sektoren sind insge­
samt 133.200 Personen und damit 56 
Prozent aller Rüstungsarbeitnehmer­
Innen beschäftigt. 

Rüstungsabhängige Arbeitsplätze nach Branchen 

Um die Bedeutung der Rüstungs­
gülemachfrage für die einzelnen Sek­
toren bestimmen zu können, gibt ein 
Blick auf den Anteil der Rüstungs­
nachfrage an der sektoralen Gesamt­
nachfrage ersten Aufschluß. Hinsichtlich 
des Umsatzes an inländischen Käufen 
hat das IFO einen Anteil von häufig un­
ter 2 Prozent und damit ein nur geringes 
Gewicht ennittelt. "Nur der Luft- und 
Raumfahrzeugbau sowie der Schiffbau 
hängen mit Umsatzanteilen der Wehr­
güterkäufe von einem Drittel bzw. ei­
nem Zehntel in erheblichem Umfang 
von den Beschaffungen der Bundes­
wehr ab." (!FG-Studie, S. 4) Bewgen 
auf die Beschäftigtenanteile zeigt sich 
unter Berücksichtigung des Rüstung­
sexports bei Verwendung der IFO-An­
gaben (Schaubild 2) der gleiche Trend; 
das Gewicht der Rüstungsbeschäftigung 
1 iegt jedoch mit 48 Prozent im Luft- und 
Raumfahrzeugbau sowie mit 31 Prozent 
im Schiffbau deutlich höher. Nach den 
Ergebnissen der RWI-Untersuchung ist 
- obwohl bei dieser Berechnung die 
Beschäftigungseffekte der Rüstungs­
expotte nicht berücksichtigt worden 
sind - im Luft- und Raumfahrzeugbau 
immer noch mehr als jede/r dritte Be­
schäftigte und im Schiffbau jedefr fünfte 
Beschäftigte rüstungsabhängig (RWI­
Studie, S. 349). Für beide Sektoren so­
wie für die EBM-Industrie (Eisen-, 

2M2" 

Anteile 1988 in Prozent 
2,75% 

··· Quell9: IFO-Stude; eigene Berechnungen 
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Blech- und Metallverarbeitende In­
dustrie) ist darüber hinaus festzustellen, 
daß unter den rüstungsabhängigen 
Arbeitsplätzen der Anteil der direkt be­
troffenen Beschäftigten besonders hoch 
ist. Vor dem Hintergrund dieser Er­
gebnisse konstatiert das !FG-Institut sek­
toralen Anpassungsbedarf. 
Auf der Unternehmensebene stellt sich 
die Situation, wie in der PIW-Studie an­
hand von Geschäftsberichtsauswertun­
gen gezeigt wird, differenzierter dar. 
Zwar hat die Bundesrepublik, in absolu­
ten Beschäftigten- und Umsatzzahlen ge­
messen, mit Daimler-Benz den größten. 
europäischen Rüstungskonzern, das Ge­
wicht der Rüstungsproduktion ist jedoch 
im Gegensatz zu einigen französischen 
und britischen Unternehmen in den 
deutschen Konzernen im Durchschnitt 
niedriger. In der Regel liegt es bei den 
größeren Unternehmen, wie beispiels­
weise bei der Daimler-Tochter Deutsche 
Aerospace (DASA), bei 40 - 50 Prozent. 
Deutlich höher liegt der Anteil mit gut 
80 Prozent bei dem Elektronikhersteller 
Krupp Atlas Elektronik, einer bis Mitte 
dieses Jalrres hundertprozentigen Toch­
ter der Krupp GmbH, sowie bei der Bre­
mer Lürssen-Werft. 

Zweidrittel der Aufträge fließen 
nach Süddeutschland 

Deutlicher als auf der gesamtwirtschaft­
lichen Ebene zeigen sich in den Regio­
nen die Abhängigkeiten von der Rü­
stungsgüternachfrage. Nach Bundeslän­
dern betrachtet, geht der Löwenanteil 
der Bundeswehraufträge in den Süden 
der BRD: 45 Prozent nach Bayern und 
18,4 Prozent nach Baden-Württemberg. 
Einschränkend weist das IFO-Institut al­
lerdings darauf hin, daß diese Länder 
zwar Sitzland von Unternehmen sind, 
viele der Aufträge aber in anderen Re­
gionen der Republik produktionswirk­
sam werden. 
Um Verzerrungen durch wechselnde 
Unterauftragsverhältnisse wenigstens 
teilweise entgegenzuwirken, hat der 
Bremer Ausschuß für Wirtschaftsfor­
schung (BA W) in einer Untersuchung 
zur Rüstungsabhängigkeit des Landes 
Bremen6 den jahresdurchschnittlichen 
Anteil der Inlandsaufträge der Bundes­
wehr von 1980 bis 1989 zur Grundlage 
seiner Analysen gemacht. Die Abhän­
gigkeit der Bundesländer aber läßt sich 

.. nicht lediglich durch die Auftragsver­
teilung bestimmen, sondern erfordert ei-

nen Abgleich mit der Wirtschaftskraft 
der Länder. Ein Vergleich der Anteile 
der Inlandsaufträge mit den Anteilen des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) offenbart 
den wirklichen Abhängigkeitsgrad der 
einzelnen Länder. 
Die Ergebnisse (siehe Schaubild) 
zeigen, daß neben Bayern und Baden­
Württemberg die Inlandsaufträge das 
BIP auch in Schleswig-Holstein und vor 
allem in Bremen übersteigen, wo der 
Anteil der Inlandsaufträge fast fünf­
mal so hoch wie der BIP-Anteil ist. 
Insgesamt sind in diesem Zeitraum 

anteil in 1989 kleinräumiger erfaßt. 
Dabei zeigt sich, daß Oberbayern 7 mit 
gut einem Drittel aller Rüstungsaufträge 
das deutsche Rüstungszentrum ist, hohe 
Abhängigkeiten weisen darüber hinaus 
auch Tübingen, Stuttgart und Kassel auf. 

Das Beispiel Bremen 

Eine sehr differenzierte Untersuchung 
über die Bedeutung der Rüstungspro­
duktion für eine Region, die hier 
beispielhaft skizziert werden soll, haben 
jüngst eine Senatsarbeitsgruppe des 

Abhängigkeits rad der Länder von Rüstungsausgaben 
Abhängigkeitsgrad : Amei der Rüstungsaufträge / Anteil des BIP 

5,00 

4,50 

4,00 

3,50 

3,00 

2,50 

2,00 

1,50 

1,00 

0,50 

0,00 
~ 

~ 
0 
X 

' = u 
~ 

"' = z 

76 

Bremen besonders betroffen 

N 

0 
0:: 
' c 
~ = 

~ 
b = 

Quelle: BAW-Monatsbericht 3+4/90; eigene Berechnungen 

6,8 Prozent aller nationalen Rüstungs­
aufträge nach Bremen geflossen, für den 
jüngeren Zeitraum - seit 1985 - sind es 
gar 8,3 Prozent aller Generalaufträge 
gewesen. Beim BIP hat Bremen 
dagegen mit l,43 Prozent einen deut­
lich geringeren Anteil. Diese Kon­
zentration wird noch dadurch verstärkt, 
daß gerade die stark rüstungsabhängi­
gen Sektoren Luft- und Raum­
fahrzeugbau Schiffbau in dem kleinsten 
Bundesland eine herausgehobene Be­
deutung haben . 
Über regionale Abhängigkeiten kann 
eine länderbezogene Analyse aller­
dings nur bedingt Auskunft geben. Für 
die Stadtstaaten läßt sich die Bedeutung 
der Rüstungsgüterproduktion damit 
zwar verdeutlichen, bezogen auf die 
Aächenänder ist jedoch eine 
Eingrenzung erforderlich. In der 
PIW-Studie (S. 16) wurde der Auftrags-

Landes Bremen und der Bremer Aus­
schuß für Wirtschaftsforschung (BA W) 
vorgelegt. 8 Dabei sind sowohl die Ab­
hängigkeiten der Region als auch die 
Gefährdung von Arbeitsplätzen im Falle 
von Abrüstungsmaßnahmen ermittelt 
worden. Um das Problem der schlech­
ten Datenlage zumindest teilweise zu 
umgehen, sind für die Studie die größ­
ten Rüstungsproduzenten direkt unter­
sucht und befragt worden. Mit diesem 
Verfahren ist es gelungen, die tatsächli­
che Auftragsverteilung unter Berück­
sichtigung abweichender Unterneh-
menssitze und der Unterauftrags-
verhältnisse zu erheben. Danach sind 
1990 bei den zehn großen Rüstungsgü­
terherstellern mit über 100 Beschäftigten 
im Lande Bremen ca. 5.800 Arbeitsplät­
ze direkt rüstungsabhängig. Insgesamt 
sind in diesen Rüstungsunternehmen 
gut 19.000 Personen beschäftigt, womit 
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hier fast jeder dritte Arbeitsplatz von 
den Aufttägen der Bundeswehr ab­
hängt. Bei Firmen unter 100 Beschäftig­
ten ergab eine auf Basis der Arbeitsstät­
tenzählung von 1987 durchgeführte 
Schätzung die direkte Abhängigkeit von 
weiteren 1.400 Arbeitsplätzen. 
Um die regionalwirtschaftliche Bedeu­
tung der Rüstungsproduktion voll zu 
erfassen, wurden die indirekt abhängi­
gen Arbeitsplätze mit dem vom BA W 
im allgemeinen verwendeten regionalen 
Einkommensmultiplikator in einer Band­
breite von 1,5 bis 2,0 berechµet. Danach 
sind weitere 3.600 bis 7.200 Arbeitsplät­
ze, also zwischen 3,7 und 4,9 Prozent al­
ler sozialversicherungspflichtig Be­
schäftigten im Land, rüstungsabhängig. 
Besonders betroffen ist hierbei das stark 
durch den Schiffbau dominierte Bre­
men-Nord. 
Hinsichtlich der sektoralen Struktur der 
Rüstungsbeschäftigung zeigt sich ein 
Schwergewicht im Bereich der Elektro­
technik und Elektronik sowie beim 
Schiffbau (siehe Schaubild). Deutliche 
Abweichungen ergaben sich durch die 

(BAW-Studie, S. 31) Für die Region hat 
damit auch in diesem Kontext der 
Schiffbau nach wie vor eine ausgespro­
chen große Bedeutung. 

Bis zu 5.300 Arbeitsplätze sind 
bis 1996 gefährdet 

Um nicht bei einer einfachen Bestands­
analyse zu verbleiben, hat die Senatsar­
beitsgruppe zwei Szenarien (Vgl. BAW­
Studie S. 80 ff.) über die mögliche zu­
künftige Entwicklung der Rüsrungsauf­
träge entwickelt, die natürlich unter dem 
Vorbehalt stehen, daß verläßliche Infor­
mationen über die zukünftige Höhe und 
Strukrur der Beschaffung von W affensy­
stemen noch nicht vorliegen. Beiden 
Szenarien, die sich auf den Zeitraum 
1992 bis 1994 beziehen, liegen unter­
schiedliche Annahmen über die Ent­
wicklung der militärischen Schiffbau­
und -Repararuraufträge und der Aufträ­
ge · für die elektrotechnische Industrie 
zugrunde.9 Danach besteht eine direkte 

worden. Danach sind bis 19% je nach 
Szenario 3.400 bis 5.250 Arbeitsplätze 
gefährdet'° (siehe Schaubild), wobei 
aufgrund der direkten Wirkungen der 
Einbruch vor allem in den kommenden 
drei Jahren stattfinden würde. Das 
Wachsrum der Bruttowertschöpfung 
würde sich im Zuge der ausfallenden 
Produktion bis 19% um jahresdurch­
schnittlich etwa 0,9 bis 1,3 Prozent ver­
langsamen. Verteilungspolitisch ist der 
Rückgang der Rüsrungsgüterproduktion 
ebenfalls nicht neutral, wenn keine wirt­
schaftspolitischen Ausgleichsmaßnah­
men eingeleitet werden: Das Unterneh­
mer- und Vermögenseinkommen 
wächst, so ein weiteres Ergebnis der 
Studie, an. "Die Folge einer spürbaren 
Schwächung des Arbeitsmarktes ist 
demnach ein überproportionales Sinken 
aus unselbständiger Arbeit, d.h. die Ar­
beitnehmer tragen die Auswirkungen 
des wirtschaftlichen Rückganges." 
(BAW-Studie, S. 92) 

Sektorale Struktur der bremischen Rüstungsindustrie 

Bezogen auf die sektorale Entwicklung 
zeigt sich der Schwerpunkt der Arbeits­
platzgefährdung im W arenproduzie­
renden Gewerbe. Hier befinden sich 
mehr als drei Viertel aller gefährdeten 
Arbeitsplätze, womit die industrielle Ba­
sis des Landes bei ausbleibenden wirt­
schaftspolitischen Maßnahmen gerade 
um technologisch hochwertige Bereiche 
reduziert würde. In Handel und Verkehr 
wären etwa 7,5 Prozent, bei den Dienst­
leistungen etwa 14,5 Prozent aller Ar­
beitsplätze gefährdet. 

Anteile 1~ in Prozent 
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mikroökonomisch orientierte Untersu­
chungsmethode des BAW im Verhältnis 
zur sektoralen Struktur der Direktaufträ­
ge der Bundeswehr. So hat der Bereich 
Elektrotechnik bei den Direktaufttägen 
nur einen Anteil von 20 Prozent. "Diese 
Branchen sind also im Lande Bremen 
weit mehr als Unterauftragnehmer und 
Zulieferer tätig, als dies aus den Direkt­
aufträgen der Bundeswehr hervorgeht. 
Eine genaue Betrachtung macht aller­
dings deutlich, daß wiederum 41 Prozent 

·· defiiisningsabhängigen Beschäftigten in 
der Elektrotechnik/Elektronik ( das ent­
spricht 17 Prozent aller rü­

;;;__;__. __ ... stungsabhängig Beschäftigten) mit Ma­
r '· ,., ;, rineelektronik in Verbindung stehen." 

"'·""" 
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• sonst Branchen 

Gefährdung bei tli.::n Li.::hn großen Rü­
stungsgüterproduzenten je nach 
Szenario - in Höhe von 1.500 bis 2.400 
Arbeitsplätzen. Unter Berücksichtigung 
der Reduzierungen bei den Unterneh­
men unter 100 Beschäftigten kann insge­
samt für Szenario 1 von einer unmittel­
baren Gefährdung von etwa 3.000 und 
für Szenario 2 von etwa 1.900 Arbeits­
plätzen ausgegangen werden. 
Auf der Grundlage dieser Annahmen 
sind die Sekundäreffekte (Zulieferver­
flechrungen, Einkommenseffekte) in 
Hinblick auf Größe und zeitliche Vertei­
lung der Gesamtauswirkungen bis 19% 
im Rahmen eines komplexen regionalen 
ökonometrischen Modells simuliert 

Fazit: Regionale und sektorale 
Arbeitsplatzgefährdung 

erfordert strukturpolitisches 
Handeln 

Auch wenn gesamtwirtschaftlich nur ein 
Prozent aller Arbeitsplätze von militäri­
schen Aufttägen abhängig sind, dürfen 
die beschäftigungs- und strukturpoliti­
schen Folgen der vor allem regional 
stark konzentrierten Rüsrungsproduk­
tion nicht unterschätzt werden. Liegen 
die Rüstungszentren auch noch in Re­
gionen mit überdurchschnittlicher Ar­
beitslosigkeit und nachhaltiger Struktur­
schwäche, wie es vor allem für die nord­
deutsche Küste, aber auch das nord­
hessische Kassel zutrifft. sind wirtschafts­
politische Aktionen dringend geboten. 
Zwei Maximen sind dabei vorrangig: 
Erstens ist der Monopolnachfrager Staat 
gefordert, bei Kürzung der Rüsrungs­
aufttäge für Ersatznachfrage zu sorgen. 
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Gesellschaftliche Bedarfe, darüber 
herrscht kaum Zweifel, existieren zu 
Hauf. Zweitens ist aus strukrurpoliti­
scher Sicht zu beachten, daß das Produk­
tions-, Forschungs- und Arbeitskräfte­
potential, das in den Rüsrungsbetrieben 
besteht, nicht leichtfertig Stillegungsplä­
nen zum Opfer fällt, sondern für die in­
dustrielle Entwicklung der Regionen 
nutzbar bleibt. 

Rüstungskonversion verlangt 
die Umwidmung von Verteidi-

gungsausgaben 
Der mit Abstand größte Teil der deut­
schen Rüstungsproduktion wird durch 
Aufträge des Bundesverteidigungsmini­
sterium, also aus staatlicher Nachfrage, 
gespeist. Im Falle einer Reduzierung der 
Militäraufwendungen stellt sich somit 
die Frage nach der Verwendung der frei­
werdenden Mittel. Dabei geht es sowohl 
um die Sicherung der betroffenen Ar­
beitsplätze als auch um Möglichkeiten 
der Befriedigung des gesellschaftlichen 
Bedarfs nach besserer lnfrastruktur­
ausstattung. 
Die volkswirtschaftliche Abteilung der 
Deutschen Bank hat die Frage "Wohin 
geht die Friedensdividende ?"11 aufge­
worfen und vorgeschlagen, in Deutsch­
land solle "die Friedensdividende zur 
Reduktion von Steuerlast oder Kre­
ditaufnahme des Staates verwendet wer­
den" (S. 8). Begründet wird diese Argu­
mentation mit den Belasrungen des 
Staatshaushalts durch die deutsche Ver­
einigung. Dieselbe Position findet sich 
dann, hergeleitet aus den gesamtwirt­
schaftlichen Untersuchungsergebnissen, 
auch in der IFO-Studie wieder. Trotz der 
sektoralen Belasrungen bei verminder­
ten Rüsrungsaufttägen erwartet das In­
stirut in seinem Fazit jedoch keine Frik­
tionen, "die den marktwirtschaftlichen 
Anpassungsmechanismus überfordern 
könnten", womit "kein Bedarf an spezi­
ellen staatlichen Hilfen für die Wehrgü­
ter produzierenden U ntemehmen" be­
stehe (JFO-Studie, S. 11). 

Umweltschutz sichert 
Arbeitsplätze 

Zwei interessante Simulationsrechnun­
gen der. Beschäftigungswirkungen ver­
minderter Rüstungsausgaben nimmt das 

RWI-Institut in seiner Studie vor. Dabei 
wird für den Zeitraum 1980 bis 1985 
eine Reduzierung der Verteidi­
gungsausgaben für Güter und Dienstlei­
stungen in Höhe von 25 Prozent unter­
stellt. Eine Variante geht dabei im Sinne 

Berechnung zeigt sich, wie dringend 
geboten eine alternative Verwendung 
der bisherigen Rüstungsausgaben für 
eine gesellschaftlich sinnvolle Produk­
tion auch aus beschäftigungspolitischer 
Sicht ist. 

Gesamtwirtschaftlicher Beschäftigungsrückgang durch 
Reduzierung der Rüstungsproduktion 

Kumulierte Prognose für das Land Bremen bis 1996 
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der Deutschen Bank von einer linearen 
Senkung der direkten Steuern der pri­
vaten Haushalte aus. Die positiven 
Nachfrageeffekte der daraus resultie­
renden Zuwächse des verfügbaren 
Einkommens, der Ersparnis und des 
Konsums der Haushalte fallen hierbei 
deutlich niedriger aus als der staatliche 
Einnahmeverzicht. "Dementsprechend 
übersteigen die negativen Nachfrageef­
fekte der Rüstungsreduzierung die posi­
tiven Auswirkungen der Steuerentla­
srung." (RWI-Studie, S. 355). Unterm 
Strich liegt das Beschäftigungsniveau 
für 1980 um 13.000 Personen und 1985 
um 7.000 Personen niedriger. Besonders 
betroffen sind dabei die stark rüstungs­
abhängigen Sektoren. IFO und Deutsche 
Bank können hieran die Folgen ihrer Po­
litikempfehlung ablesen. 
Interessanter ist die andere Variante des 
RWI. Sie geht davon aus, daß der Staat 
die frei werdenden Mittel zugunsten von 
Umweltschutzinvestitionen verwendet, 
und zwar - der Struktur der Umwelt­
schutzinvestitionen der Gebietskörper­
schaften im gleichen Zeitraum ent­
sprechend - zu 55 v H in Bauten und zu 
45 vH in Ausrüsrungsgütem." (S. 351) 
Im Ergebnis bleibt bei dieser Variante 
das Bruttosozialprodukt nahezu unver­
ändert, die Beschäftigung steigt sogar 
um 28.000 Personen in 1980 und 19 .000 
Personen im Jahr 1985. Mit dieser 

·-1.000 

-5.000 

Strukturpolitische Heraus- , 
forderungen stellen sicltfi• ,, 

spezifischer r,; i, · 
Damit allerdings sind die struktuipolii.ic 
sehen Probleme der Rüstungskonversi­
on noch nicht gebannt. Die RWI­
Berechnung zeigt nämlich auch, welche 
Verwerfungen selbst bei einer solchen 
beschäftigungspolitisch offensiven Stra­
tegie wegen der unterschiedlichen Gü­
terstrukturen von Rüstungs- und Um­
weltinvestitionen sektoral entstehen. So 
müssen gerade die besonders stark rü­
stungsabhängigen Sektoren - Luft- und 
Raumfahrzeugbau und Schiffbau - Be­
schäftigungseinbußen von 8, 1 Prozent 
oder 5.200 Arbeitsplätzen sowie von 3,7 
Prozent oder 1.800 der Arbeitsplätzen in 
Kauf nehmen. Andere rüsrungsintensi­
ven Branchen wie die Elektrotechnik 
und der Maschinenbau haben dagegen 
aber positive Beschäftigungseffekte zu 
verzeichnen. 
Die RWI-Studie zeigt, daß eine Umlei­
tung staatlichen Konsums eine veränder­
te Komposition des gesellschaftlichen 
Endverbrauchs und eine andere Güter­
und Produktstrukrur hervorbringt. Damit 
ergibt sich für jede Konversionsstrategie 
die Notwendigkeit strukturpolitischer 
Konzepte, die Optionen auf der sektora­
len und letztlich auch betrieblicher Ebe­
ne aufzuzeigen in der Lage sind. 
Konversion hat die Umstellung von der 
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Rüstungsgüterproduktion auf die Her­
stellung ziviler Güter zum Inhalt. Im 
weiteren Sinne geht es hierbei also um 
die Konversion wirtschaftlicher Struktu­
ren und damit um die Bewältigung des 
Strukturwandels durch die Schaffung 
von Ersatzarbeitsplätzen in anderen 
Wirtschaftsbereichen. Soll die Um­
stellung nicht nur neue, gesellschaftlich 
sinnvolle Produkte hervorbringen, son­
dern auch die existierenden Potentiale -
also die Belegschaftszusammensetzun­
gen, die Produktionsanlagen, das techni­
sche Know-how und das Forschungspo­
tential, die Vertriebs- und Marketing­
strukturen der Unternehmen am beste­
henden Standort erhalten und zu nutzen 
versuchen, ist Konversion im engeren 
und umgangssprachlich verwendeten 
Sinne gemeint. Konversion im engeren 
Sinne genießt Vorrang im strukturpoliti­
schen Konzept der dynamischen Be­
standsentwicklung, wie es auch von der 
IG Metall im Zusammenhang mit ande­
ren Branchenkrisen gefordert wurde. Ein 
solches Konzept kann als arbeitsorien­
tierte Alternative zu einem krisenhaften 
Typ des Strukturbruchs, der die Brachle­
gung von Produktionsanlagen, die Ar­
beitslosigkeit vieler Menschen und die 
Verödung von Regionen in Kauf nimmt, 
begriffen werden. 
Die Umsetzung einer solchen Konver­
sionsstrategie aber ist nicht vorausset­
zungslos, sondern an zwei Bedingungen 
geknüpft: 

Erstens muß auf der produktionstech­
nologischen Seite die Möglichkeit der 
Umstellung auf zivile Produkte bei weitge­
hender Nutzung des Potentials über­
haupt bestehen. M.a.W.: Konversion 
muß im Rahmen eines bestimmten Pro­
duktionssektors geschehen, der geprögt 
ist durch ein Produktionsverfahren, in 
dem eine gewisse Variation relativ festge­
legter Produkttypen hergestellt werden 
kann. Auf einer Werft beispielsweise kön­
nen verschiedene Produktlinien (hier: 
Schiffstypen) - von der Fregatte bis zum 
Fischkutter -gefertigt werden. Die Produk­
tionsllnie Schiffbau ist dabei gekenn­
zeichnet durch 1. eine bestimmte Pro­
duktionsanlage, 2. eine bestimmte Be­
triebsorganisation, 3. eine bestimmte 
Komposition von verschieden quallfizier­
ten Arbeitskröften. 4. eine bestimmten 
Vorleistungsstruktur u.a.m.. Die Relevanz 
der definitorischen Unterscheidung zwi­
schen Produkt- und Produktionslinie be­
steht hinsichtlich der Beurteilung des 
Elastizitätspotentials für Konversionen 
bzw. Diversifikationen. Ein Elektronikkon­
zern wie die Bremer Krupp Atlas Elektronik 
GmbH beispielsweise hat es relativ leicht, 
DivMflkattons- bzw, 
Konversionsperspektlven zu entwickeln 
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und eine "Strategische Initiative Umwelt­
schutz" vorzuschlagen, da es sich hierbei 
nur um eine Verönderung seiner Pro­
duktlinie handelt, die im Rahmen der 
Produktionslinie sehr wohl bewöltigbar ist. 
Am offensichtlichsten wird dieser Zusam­
menhang bei allen Dual-use-Produkten, 
also sowohl zivil als auch milltörisch ver­
wendbaren Produkten, bei denen hin­
sichtlich der Produktionsanlagen, des Ar­
beitskörpers, der Produktionsorganisa­
tion, Vorlieferung usw. nahezu keine 
Verönderungen stattzufinden brauchen. 
• zweitens ist die Existenz von kaufkräfti­
gen Bedürfnissen, also von Märkten, auf 
denen die Zivilprodukte nicht nur ange­
boten werden, sondern auch konkur­
renzföhig sind, erforderlich. Neben der 
technologischen Elastizität verschiedener 
Produktionslinien spielen also auch die 
jeweiligen Marktbedingungen eine we­
senttlche Rolle, Im Schiffbau bei­
spielsweise sind Produktdiversifizierungen 
bzw. -Konversionen zwar prinzipiell mög­
lich, die Marktsituation in diesem Sektor 
erschwert jedoch eine Umbaustrategie, 
die auf den Bau ziviler Schiffe setzt. Auch 
wenn - wie die Vorschläge der Arbeits­
kreise Attemative Produktion gezeigt ha­
ben - im Rahmen der vorhandenen Un­
ternehmenspotentiale Umstellungen des 
Betriebes möglich sind, muß die Orien­
tierung in diesem Bereich doch eher auf 
die Herausbildung neuer Produktionslini­
en hinauslaufen. Die hierfür notwendige 
Tiefe des Bruchs mit den bestehenden 
Betriebsstrukturen scheint doch größer zu 
sein, als in der gewerkschaftlichen Kon­
versionsdiskussion bisher angenommen. 

Wege zur Konversion 

In einem Teil der rüstungsgüterprodu­
zierenden Unternehmen sind Diversifi­
kationen im Rahmen der betrieblich vor­
handenen technologischen und organisa­
torischen Strukturen möglich. In diesen 
Bereichen müssen die betrieblichen Po­
tentiale direkt gefördert werden, hierfür 
haben die Arbeiten und Vorschläge der 
betrieblichen Arbeitskreise Alternative 
Produktion eine große Bedeutung und 
müssen über Betriebsräte koordiniert 
werden. Ein Beispiel für ein solches 
Vorgehen, das von betrieblicher 
Interessenvertretung und Unterneh-
mensleitungen entwickelt wurde, ist das 
PUR-Projekt in Augsburg." Auf Initiati­
ve der MBB-Arbeitsgruppe "Alternati­
ve Produkte" wird dort in Zusam­
menarbeit mit der Stadt Augsburg seit 
einigen Jahren an Produkten für den 
Umwelt- und Ressourcenschutz 
gearbeitet. 
In anderen rüstungsgüterproduzieren­
den Unternehmen erfordert Diversifi­
kation den Aufbau völlig neuer 
Produktionslinien. Das bedeutet hin-

sichtlich der politisch gewünschten Re­
duzierung der Rüstungsgüteraufträge, 
daß Produktionen und Arbeitsplätze ab­
gebaut werden müssen. Konversion 
heißt für diese Bereiche, zu denen vor 
allem der Schiffbau gehören dürfte, 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen. 
Hierbei handelt es sich also um eine 
klassisch strukturpolitische Aufgabe, die 
durch regionale Wirtschafts- und auch 
Arbeitsmarktpolitik anzugehen sein 
wird. 
Großer gesellschaftlicher Bedarf be­
steht im Umwelt- und Verkehrsbereich. 
Das mögliche Produktspektrum, das ein 
auch aus gewerkschaftlicher Sicht in 
den vergangenen Jahren häufig gefor­
dertes Umwelttechnologiezentrum Bre­
men hervorbringen kann, muß in einem 
nächsten Schritt stärker konkretisiert 
werden. Neben den eher angebots­
orientierten Instrumentarien der regio­
nalen Wirtschaftspolitik muß auch über­
legt werden, wie welche 'Anstoßnach­
frage' - beispielsweise im Bereich der 
Kanalsanierung oder des Fernwärme­
ausbaus - aus der Region heraus organi­
siert werden kann. 
Politische Signale in diese Richtung 
aber bleiben sehr verhalten. Nach wie 
vor unklar ist die zukünftige Rüstungs­
güternachfrage des Bundes sowohl im 
Umfang als auch der Struktur nach. Und 
ein Bund-Länder-Konversionspro­
gramm ist zwar in der Diskussion, die 
Vorstellungen über das Volumen aber 
schwanken zwischen l Mrd. DM für 
vier Jahre (Bund) und 20 Mrd. DM für 
sieben bis zehn Jahre (Länder). Im 
Zuge des politischen Strudels um die 
Strukturhilfe und die Steuerreform sind 
selbst die bisherigen Überlegungen im 
Vermittlungsausschuß zwischen 
Bundesrat und Bundestag versunken. 
Im Ralunen dieses Bund-Länder-Kon­
versionsprogranuns wird der absolute 
Schwerpunkt auf die Standortekonversi­
on gelegt. Noch immer ist es - auch zwi­
schen den sozialdemokratisch regierten 
Ländern - umstritten, ob Produktions­
konversionen überhaupt strukturpoli­
tisch flankiert werden sollen. Wenn 
überhaupt wird es zu einer Förderung im 
Rahmen der sehr angebotsorientierten 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(GRW) kommen, die zudem reaktiv aus­
gerichtet ist und damit eine vorausschau­
ende Strukturpolitik gamicht ermöglicht. 
Das Land Bremen hat vor dem Hinter­
grund seiner Untersuchungen ein Lan­
deskonversionsprogranun entwickelt, 
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das trotz der Zweifel der FDP Bestand­
teil der Koalitionsvereinbarung wurde. 
Dieses Programm wird sich - so finan­
ziert durch die EG und eventuell den 
Bund - mit einem Volumen von 15-30 
Mio. DM pro Jahr sehr eng an die an­
deren wirtschaftsstrukturpolitischen 
Teilprogramme des Landes anlehnen 
und damit den sehr stark sektoral 
geprägten Konversionsherausforderun­
gen schon seiner Struktur, aber auch sei­
nem Volumen nach, kaum entsprechen 
können. Trotz dieser Mängel gilt: Ohne 
eine deutlichere Akzentsetzung auf Bun­
desebene werden die Länder, auch bei 
besserer Finanzausstattung, regionale 
Verwerfungen nicht verhindern können. 

Konversion durch 
Unternehmenskonzentration? 

Erste Reaktionen auf die nachlassende 
Rüstungsnachfrage aber erfolgen auf der 
Unternehmensebene. Ein aktuelles Bei­
spiel für die Umstrukturierungen in den 
rüstungsproduzierenden Industrien und 
den Unternehmen bietet das Schiffbau­
unternehmen "Bremer Vulkan", das 
seit Jahren versucht, seinen Schiffbauan­
teil durch den Zukauf von Technolo­
gieunternehmen zu reduzieren. Jüngstes 
Beispiel hierfür ist der Kauf der eben­
falls Bremer Krupp Atlas Elektronik 
GmbH (KAE), die der Krupp-Konzern 
zu 75 Prozent verkauft hat, um nicht 
durch die Konversionsher­
ausforderungen belastet zu sein. Schon 
in den vergangenen Jahren hat Krupp 
mehrere tüstungsgüterproduzierende 
Töchter, zum Beispiel auch die MAK 
Kiel, veräußert. 
Der Ankauf wurde in Bremen, und das 
ist das eigentlich pikante, abgesichert 
durch eine Landesbürgschaft in Höhe 
von 196 Millionen DM. Damit hat das 
Land zum wiederholten Male die Unter­
nehmenspolitik des früheren Schiff­
bauunternehmens finanziert. Das Wort 
vom "VEB Vulkan" macht in Bremen 
die Runde. Der Bremer Vulkan will sich 
mit diesem Zukauf erweiterte Optionen 
im maritimen und umwelt- wie auch im 
militärtechnologischen Sektor erschlie­
ßen. Sowohl Krupp Atlas als auch die 
Vulkan-Tochter Systemtechnik Nord 
(SlN) haben sich in den vergangenen 
Jahren bemüht, in zivile Märkte einzu­
steigen: In den Bereichen der Prozeß-

-· .. ~-···- leittechnik sowie im Bereich der Mess-, 
Steuer- und Regeltechniken für die 

Abwasservermeidung, für Verkehrsleit­
systeme, für Simulationstechniken, die 
Kanalsanierung und andere Projekte ar­
beiten KAE und die S1N schon seit ge­
raumer Zeit eng zusammen. Hier sind si­
cher positive Synergieeffekte zu erwar­
ten, gleichzeitig jedoch werden auch 
Arbeitsplatzverluste befürchtet. 
Der Bremer Vulkan und Krupp Atlas 
Elektronik sind die beiden größten bre­
mischen Rüstungsproduzenten. Nach 
Angaben der BAW-Studie sind im 
Schiffbau des Bremer Vulkan fast 500 
Arbeitsplätze und bei seiner Toch­
tergesellschaft S1N in Bremen etwa 800 
Arbeitsplätze rüstungsabhängig. Bei 
Krupp Atlas Elektronik beträgt die 
Rüstungsabhängigkeit aktuell 50 Pro­
zent; in Bremen sind es also 1.700 Ar­
beitsplätze. Neben diesen insgesamt 
3.000 direkt abhängigen Arbeitsplätzen 
sind bei den Vorlieferbetrieben nach 
volkswirtschaftlichen Berechnungen 
weitere l.500 bis 3.000 Arbeitsplätze von 
den Rüstungsaufträgen für diese beiden 
bremischen Großunternehmen abhän­
gig. Damit wären insgesamt 42 Prozent 
aller rüstungsabhängigen Arbeitsplätze 
im Land Bremen unter dem Dach der 
Vulkan-Gruppe konzentriert! 
Wie janusköpfig sich die Möglichkeiten 
der Konversion darstellen und wie sehr 
sich die Unternehmen alle Optionen of­
fen halten, zeigt ebenfalls der Bremer 
Vulkan, der bei einem solchen Rü­
stungsanteil nicht nur auf die zivile Pro­
duktion setzt. V ulkan-Vorstandsmit­
glied Werner Schwarz erwartet ab 1995 
neue Aufgaben für die deutsche Marine. 
"Der Vulkan", so Schwarz in einem In­
terview der Zeitschrift "Wehrtechnik" 
vom April dieses Jahres, "ist vorbe­
reitet." Und weiter formulierte er hoff­
nungsvoll: "Trotz der Ost-West-Ent­
spannung ist die Marine bisher am we­
nigsten von Abrüstung betroffen. Das 
gilt nicht nur für die deutsche Marine. 
Im Export ist davon überhaupt noch 
nichts zu spüren."13 

Ein Technologiekonzern, wie er nun 
beim Bremer Vulkan entsteht, hat sicher 
auch gute Chancen, sich auf einem neu 
strukturierenden Rüstungsproduktions­
markt zu bewähren. Der Golf-Krieg hat 
gezeigt, wohin die Reise geht. Die Sy­
stemtechnik Nord investiert laut Ge­
schäftsbericht weiter in die Marinetech­
nik. Wie Vorstandsmitglied Schwarz 
andeutet, ist das Unternehmen nicht nur 
für neue Bundeswehraufträgen, son­
dern auch für den Rüstungsexport vor­
bereitet. Rüstungskonversion wird eine 

politische Aufgabe bleiben, bei der von 
den U ntemehmen nichts zu erwarten 
ist, bevor die Beschaffungsaufträge der 
Regierungen nicht wirklich zurückge­
schraubt werden. 

Wenn hier und im weiteren von der Bundesrepu­
blik Deutschland die Rede ist, sind auf Grund 
der verfügbaren Daten immer nur die alten Bun­
desländer gemeint. 
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D E B A T T E 

fener Brief an Detlev Albers 

Lieber Detlev, 

Deinen Beitrag "Totes und Lebendiges 
im Erfurter Programm", den Du für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung und ihre Ta­
gung am 15./16. Oktober geschrieben 
hast (Abgedruckt in spw 62, Nov./Dez. 
1991; Anm.d.Redaktion), habe ich mit 
großem Interesse gelesen. Deine Hin­
wendung zur Bemsteinschen "Moleku­
larität linker Anstrengungen" finde ich 
für uns alle längst überfallig. Dennoch 
glaube ich, daß das historische Datum, 
in dem Du und viele andere Marxistin­
nen Prinzipien der Revision anemp­
fiehlst, also das Datum des Zusam­
menfalls poststalinistischer Machtstruk­
turen, eine übersteigerte Dynamik gegen 
Nachdenklichkeit produziert. Das sozia­
listische Kind würde so mit dem stalini­
stischen Bade ausgeschüttet. 

Ich beziehe mich auf Dein schriftlich 
vorgelegtes Manuskript. Auf Seite 3 
führst Du im 3. Absatz das Verhältnis 
der "Prinzipien" zur "tages- und ge­
genwartsbezogenen Zielsetzung" aus. 
Und Du fährst fort: "Aber die SPD kann 
sich etwas darauf zugutehalten, allen 
Konjunkturen und Wendungen des Zeit­
geistes zum Trotz verstanden zu haben, 
daß beides zusammen erst eine "Pro­
grammpartei" ausmacht. Und: daß Zu­
sammenhalt "über den Tag hinaus" an­
ders nicht zu haben ist". Ich halte das 
für zu abstrakt und zu theoretisch. 
Sicherlich hat die SPD (im Unterschied 
zu den Parteien der 3. Internationale) 
eine Pluralität marxscher und refor­
mistischer bis liberaler Standpunkte 
mehr oder weniger über die Runden ge­
bracht. Und sicherlich gibt es eine Rück­
sichtnahme der Rechten auf die Linken, 
aber noch viel mehr: der Linken auf die 
Rechten in der Partei. Wenn Du das im 
programmatischen Feld meinst, so be­
schreibst Du hier realistisch die Ursache, 
warum es die Sozialdemokratie als linke 
Kraft in der Welt noch gibt, aber die 
kommunistischen Parteien eigentlich 
nicht mehr. 
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Du fährst dann fort, das "Aktionspro­
gramm" als "gegenwartsbezogenem 
Forderungskatalog" auch in der prakti­
schen Realisierung zu bewerten ("zu­
gleich notwendig und machbar''). Müs­
sen wir aber hier nicht gerade feststellen, 
daß die "Prinzipien" auf dem Weg zur 
"Machbarkeit" Wesentliches in den 
meisten Fällen unserer Parteigeschichte 
eingebüßt haben? Und findet dieses Ein­
büßen wirklich nur auf dem Wege vom 
Aktionsprogramm in die Praxis oder 
nicht schon bei der Übersetzung der 
Prinzipien ins Aktionsprogramm statt? 

Wenig später setzt Du dann die auf­
gezeigten "Prinzipien von Erfurt" mit 
der "demokratischen Methode des poli­
tischen Kampfs" in Verbindung und 
setzt sie gegenüber Lenin ab, der dies als 
"Demokratismus" abkanzelte: "Die 
Relativierung und notfalls die Auf­
hebung des demokratischen Prinzip 
zugunsten vermeintlich höherrangiger 
revolutionärer Zielvorgaben - das war 
und blieb der SPD fremd, und sei es um 
den Preis bitterster Unterdrückung" 
(Seite 4, Absatz 2). 

Nehmen wir also Demokratie nicht nur 
als Mittel, sondern auch als Zweck unse­
rer Prinzipien und unseres Aktionspro­
gramms. Recht hast Du, wenn Du die 
Errungenschaften der SPD dann gegen 
die kruden KP-Autokratismen der Dril­
len Welt (vom Rußland vor 1917 über 
China bis Nordkorea) abgrenzt. Aber 
Unrecht hättest Du, die undemokra­
tischen Machenschaften unserer Partei 
oder die "Aufhebung des demokrati­
schen Prinzips", wie Du es formulierst, 
vergessen zu machen, wenn es darum 
ging, prokapitalistische Orientierung in 
der Partei durchzutricksen. Sicher (so 
weit tautologisch auch richtig) hat die 
SPD die Demokratie nie ausgehebelt 
"zugunsten vermeintlich höherrangiger 
revolutionärer Zielvorgaben", wie Du 
es formulierst. Aber stimmt dies auch 
für konterrevolutionäre "Zielvorga­
ben"? Von 1914 über die Säuberungs­
kampagne in Gewerkschaft und Partei 
nach dem Krieg bis zur Absetzung eines 
gewissen Juso-Bundesvorsitzenden? 
Kleinigkeiten im Vergleich zu den stali-

nistischen V erbrechen, wirst Du sagen. 
Richtig. Im Vergleich dazu! Aber waren 
es auch Kleinigkeiten bei der Einübung 
einer neuen Demokratie für den We­
sten? (Sich mit der stalinistischen armen 
Welt an Demokratie-Standards zu mes­
sen macht für mich wenig Sinn.) Anders 
herum: Darf eine linke Partei ungestraft 
undemokratisch zentralistische Struktu­
ren beibehalten, wenn sie in einer so rei­
chen, optionsgeladenen "offenen Ge­
sellschaft" ( der deskriptive Popper hat 
ja recht) praktiziert? Zwar umweht die 
SPD ein Hauch von "repressiver Tole­
ranz und Pluralität" (nach H. Marcuse) 
gegen links, aber ihre Macher hängen 
am hochgeschossenen Stamm eines 
nicht demokratischen, nicht öffentlichen 
Zentralismus, bei dem Glotz die Behä­
bigkeit des Tankers sieht. 

Und welche Verbindung haben die zen­
tralistischen Strukturen, deren Wachsen 
und hegemoniale Hierarchie mit der je­
weils aktuellen Kapitalverwertungslogik 
korrespondiert, zu den Strukturen der zi­
vilen Gesellschaft, in die sie ja hinein­
werben möchte? Und zu den Strukturen 
der weltpolitischen Kasten? Ich will es 
ganz konkret und praktisch zuspitzen: 
Solange wir unsere führenden Funktio­
näre nicht kontrollieren können, solche 
Polit-Expertokraten mit prokapitalisti­
scher Demagogie und Dogmatik, mit 
softer Eierei in den Fragen von Krieg 
und Frieden (bis zu den Golf-Bellizi­
sten) und bloßen Sonntagsreden in den 
Fragen der Zerstörung natürlicher 
Lebensgrundlagen, nicht austauschen 
können, laden wir zunehmend weniger 
Menschen ein, an den innersozial­
demokratischen Prozessen teilzuhaben. 
Andersherum: Wenn wir diese Struktu­
ren nicht von links demokratisieren ( d.h. 
Demokratisierung von Herrschafts­
wissen, Parteistrukturen u.ä.), wie sollen 
wir dann ein Konzept entwickeln, indem 
die Menschen dieser Erde sich in ihre ei­
genen Angelegenheiten einmischen 
können? Jedenfalls bleibt das Instru­
mentarium der Sozialdemokratie ihnen 
"undemokratisch-zentralistisch" ver­
schlossen, zumindest solange sie etwas 
antikapitalistisches erreichen wollen. 
Ich weise deswegen auf diesen Wider-
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spruch hin, weil ich glaube, daß schon 
bei dem Übergang von den "Prinzipi­
en" zum "Aktionsprogramm", von 
dem Du sprichst, ein Antagonismus lag. 
Die hehren Prinzipien sind oftmals nur 
die Garnierung einer entgegengesetzten 
gesellschaftlichen Aktion und Praxis. 
Ein Mehr an Demokratie oder ein Kon­
zept, Demokratie global zu verwirkli­
chen und zwar als partizipative Pluralität 
verschiedener Kulturen und Lebenswei­
sen gegen die immer monolithischer 
werdende Kapitalverwertungslogik an­
stelle eines "repressiven Pluralismus" 
hat die SPD bislang weder in der soziali­
stischen Internationale eingeführt, noch 
in der eigenen Partei zur Perspektive er­
hoben. 

Mit Recht führst Du aus dem Erfur­
ter Programm Zitate wie "Schlichtung 
aller internationalen Streitigkeiten auf 
schiedsgerichtlichem Wege" an. Nur: 
Wem gegenüber ist dieses Schiedsge­
richt verantwortlich? Wo ist die demo­
kratische Partizipation der Völker dar­
an? Wie sieht heute die Reform der 
UNO, des Internationalen Währungs­
fonds ( der heute noch nach dem Prinzip 
"one Dollar - one vote", aber nicht 
"one man - one vote" funktioniert) 
denn konkret aus? Welche Stellung hat 
die SPD eingenommen, eine partizipati­
ve Demokratie, und das heißt eben auch 
immer eine Demokratisierung der 
Kenntnisse um die Weltwirtschaft, prak­
tisch vom "Hierzulande aus" um­
zusetzen? 

Zu Recht beschreibst Du das program­
matische Hinterherhinken in der Frauen­
Frage. Nun haben wir ja die Quote und 
Du schreibst, auch die "Erfurter Formu­
lierungen könnten sich gleichwohl sehen 
lassen". Aber wie ist das mit der Welt­
Frauen-Frage? Welche Chancen räumt 
die deutsche Sozialdemokratie den 
Frauen in Somalia, Brasilien ein, sich in 
ihre eigenen Angelegenheiten und die 
ihrer Kinder einzumischen? Und wo fin­
det der tagtäglich programmatische Um­
setzungskampf auf der Ebene eines 
"Aktionsprogramms" für diese "Prin­
zipien" statt? 

Auf Seite 8 läßt Du dann eine Katze aus 
dem Sack, daß der "Erfurter Kompaß 
'klassenlose Gesellschaft' nicht nur kei­
ne Orientierung, sondern, schlimmer 
noch, eine die Veränderungsenergie zer­
splitternde und deshalb kontraprodukti­
ve Fehlorientierung für die Grundfragen 
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der unmittelbar vor uns liegenden Zu­
kunft liefern würde. Was uns das Erfur­
ter Programm insoweit an Ratschlägen 
gibt, werden wir deshalb zu seinem toten 
Holz rechnen müssen". Und drei Absät­
ze später: "Bis hin zu der Frage, ob das 
so entstehende Resultat überhaupt noch 
marxistisch zu nennen sei" (Seite 8, Sei­
te 9, 2. Absatz). 

Um auch meine Katze hier aus dem 
Sack zu lassen, was Dich wundem wird: 
ich unterstelle Dir, unbemerkt zu sehr 
auf dem Boden des "alten Marxismus" 
zu stehen, der methodisch und praktisch 
die Demokratie in der Partei von der De­
mokratie in der Gesellschaft und die 
wiederum von der Demokratie in der 
Wirtschaft unterscheidet. Wenn aber die 
innerparteiliche Demokratie, das Mit­
nehmen möglichst vieler Mitwisser in 
das Projekt einer Demokratisierung der 
Weltwirtschaft bedeutet, die Überwin­
dung der "Subalternität der Unter­
tanen" also einschließt, wie soll dann 
die Perspektive der demokratischsten 
Gesellschaft, nämlich der klassenlosen, 
das Tempo der Reformanstrengungen 
hier und heute verlangsamen, zersplit­
tern etc.? 

Die "Lektion einer globalen Sicht", die 
gerade Du uns SPD-Marxistinnen jahre­
lang eingebläut hast, ist diese Lektion 
nicht auch auf das Erfurter Programm 
und unsere marxistischen Essentials 
anzuwenden? Hat Marx jemals zuge­
standen, daß der Gedanke des Sozialis­
mus abseits des "Proletarier a 1 1 e r 
Länder" gedacht werden darf? Etwa als 
"Sozialismus in einem Land" - sei es 
nun Rußland oder Schweden? 

Nun zitierst Du aber einen Satz aus dem 
Erfurter Programm, von dem Du emp­
fiehlst, "definitiv Abschied zu neh­
men": "Die ökonomische Entwicklung 
der bürgerlichen Gesellschaft führt mit 
Naturnotwendigkeit zum Untergang des 
kleinen Betriebes, dessen Grundlage das 
Privateigentum des Arbeiters an seinen 
Produktionsmitteln bildet". Ich will 
mich hier nicht auf die zwischen Kauts­
ky und Bernstein betriebene Kontrover­
se von Betriebsstatistik einlassen. Ich 
frage nur: Ist dies nicht eine Entwick­
lung, die international real vorherrscht? 
Ist die hier beschriebene Proletarisie­
rung nicht exakt der Vorgang, den der 
Internationale Währungsfond in den är­
meren Ländern praktiziert: Verschul­
dung der kleineren nicht-hegemonialen 
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Betriebsstätten mit staatlichen Sicher­
heitsgarantien und in der zweiten Phase 
Verschuldung de.s Staats mit anschlie­
ßendem Diktat auf Kürzung aller Sozial­
ausgaben (Baker-Plan). Wenn wir die 
Matrix nur weiter spannen, als es die al­
ten Marxisten nationalstaatlich getan ha­
ben, ist da nicht auch die Frage zu beant­
worten, die Du zwei Absätze später auf­
wirfst: "Sollen nun sämtliche Produk­
tionsmittel ... oder nur die kapitalisti­
schen Großbetriebe , und ab wann be­
ginnen diese? - in Gemeineigentum 
überführt werden ... ?" 

Der alte Marxismus kannte die Finanz­
techniken des modernen Weltkapitalis­
mus allenfalls in Ansätzen. Die Ten­
denz, einerseits weltweit die Akku­
mulation des Kapitals im "Erfurter Sin­
ne" weiterzutreiben (hier reicht weder 
eine betriebswirtschaftliche noch eine 
nationalstaatlich enge Einschätzung für 
die begriffliche Erfassung von Prole­
tarisierung und Akkumulation) konzen­
triert einerseits die ökonomische Macht, 
korrespondiert aber andererseits mit ei­
ner Dezentralisierung, die die smaj~ 
weltweit operierenden Monopole.':i,li!I 
Form ihrer dez~ntr~en ~fit-ft~Ic:;·:' 
vornehmen. Somit wITd die Wel~, 
schaft immer zentraler und · -tm.­
demokratischer, aber die Sichtweisen 
dieser sich ständig steigernden Macht 
(regionale Profit-Center) immer seg­
mentierter, atomisierter und bornierter. 

In Japan ist unter Rückgriff auf die pa­
tronale Familientradition eine andere 
"flexible Arbeitszeitgestaltung" mög­
lich, als in Deutschland - aber Konkur­
renz macht erfinderisch. Unter diesem 
Druck und mit diesen Optionen für die 
Kapitalverwertungslogik erreichte Mo­
dernisierung, kann doch dann schlecht 
eo ipso unsere "Modernisierung" sein. 
Darum gehe ich mit einiger Skepsis an 
folgenden Satz von Dir, "daß Ge­
sellschaften ohne einen hinreichenden 
Anteil privaten Wirtschaftens, der auch 
dann zu schützen ist, wenn er dauerhaft 
eine eigene Unternehmerschicht eta­
bliert, hoffnungslos im allen Ländern 
abverlangten Modemisierungsprozeß 
zurückbleiben." In der Allgemeinheit 
hast Du sicher Recht. Aber, mit Detlev 
Albers, möchte ich in Bezug auf den 
"hinreichenden Anteil privaten Wirt­
schaftens" fragen: "Ab wann beginnen 
diese?" (Seite 6, 2. Absatz). Auch Du 
hast die hegemoniale Grenzziehung 
privaten Wirtschaftens unter der 
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menschheitsverträgliches Privatwirt­
schaften möglich und über der ein addi­
tiver Selbstmord der Gattung betrieben 
wird, nicht beantwortet. Ergo ist auch 
der Begriff der Modernisierung insofern 
schematisch und ohne Klassenprägung, 
als die Modernisierung unserer Bremsen 
dem im obigen Zitat von Dir beschriebe­
nen Begriff entfällt. 

Wenn ich also die vielerorts heute als 
unumstößliche Wahrheit verkündete Er­
kenntnis, die Privatwirtschaft berge das 
notwendige Überlebensregularium, be­
zweifle, möchte ich gleichzeitig noch 
ein weiteres Plädoyer für die Demokrati­
sierung liefern, welches genau auf die 
Nahtstelle der von Gramsci reklamierten 
Verbindung der kulturellen mit der öko­
nomischen Hegemonie- und Reform­
perspektive zielt. Wie denn ist das Aus­
bremsen und Schrumpfen, etwa im 
Energieumwandlungsbereich, möglich, 
wenn es nicht in den Konsumenten­
köpfen und -herzen und damit mehrheit­
lich partizipativ geschieht? Wie aber 
soll Demokratie in den Köpfen sich er­
folgsversprechend gestalten, wenn die 
Instrumentarien der eigenen Schicksals­
gestaltung im wirtschaftlichen Bereich 
durch privatwirtschaftliche Eigentumsti­
tel ausgeklammert bleiben? Wie kann 
ich also kulturell Menschen zur Anteil­
nahme an ihren eigenen Angelegenhei­
ten und Zukunftsgestaltungen auffor­
dern, wenn sie keine Instrumente dazu in 
Staat und Gesellschaft (d. h. Weltstaat 
und Weltgesellschaft) vorfmden? Hier 
reicht mir nicht aus, was Du vom Club 
of Rome zitierst, nämlich der "radikale 
Wandel in den Denk- und Argumentati­
onsweisen". Die "Denk- und Argumen­
tationsweisen" werden sich allenfalls 
als spielerische Seifenblasen oberer Mit­
telschichteliten radikalisieren, wenn den 
Unteren, auch den Modernisierungsver­
lierern (!) - bei uns und weltweit - keine 
praktischen Instrumente und Interven­
tionsmöglichkeiten eröffnet werden. 
Hierfür ist mir der Aufruf von Erfurt an 
die "Arbeiter aller Kulturländer ... 
gleichmäßig am Werk der Befreiung 
... "(Hervorh.d.d.Verf.) zu wenig. was 
ist das eigentlich, Kulturländer? Der Be­
griff der "Proletarier aller Länder" im 
Antagonismus zum weltweiten Akku­
mulationsprozeß des Kapitals hingegen 
schließt die Frage nach dem historischen 
Subjekt der Demokratisierung angemes­
sener ein. 

. lcl1 denke, . daß auch Deine · Beerdigung 
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der "weltweit klassenlosen kommunisti­
schen Gesellschaft" dogmatischer Ver­
kürzung Vorschub leistet. Du schreibst: 
"Die Realisierung eines solchen Zu­
stands ist derart weit im unerkennbaren 
Nebel der Zukunft verborgen, der 
Zwang zu einschneidenden, revolutionä­
ren Veränderungen in Gesellschaft und 
Lebensweise der heute erst 5 1/2 Milli­
arden zählenden Menschheit aber pres­
siert derart, daß wir den Kampf um die 
Rettung des Planeten längst vorher ge­
wonnen haben müssen... der Kompaß 
"klassenlose Gesellschaft" nicht nur 
keine Orientierung, sondern, schlimmer 
noch eine die Veränderungsenergien 
zersplitternde und deshalb kontra­
produktive Fehlorientierung ... ". So sehr 
aber, wie die "klassenlose Gesell­
schaft" nur die Negation der Negation 
der heutigen Ausbeutungs- und "Bank­
rotteurswirtschaft" (Max Weber) dar­
stellt, würde die Aufgabe der "klassen­
losen Gesellschaft" ergo die Preisgabe 
des Klassenbegriffs und damit der wis­
senschaftlich materiellen Grundlage ei­
ner Perspektive von Wirtschaftsdemo­
kratisierung bedeuten. Es ist ein nicht 
schematisch und mechanisch auseinan­
derL.ureißendes Gesamtkonstrukt, die 
heutige Weltklassengesellschaft zu be­
kämpfen, und zwar auf der Linie ihrer 
Aufhebung. Wer die Aufhebung der 
Klassenantagonismen als treibende Fak­
toren der heutigen Zerstörungs- und 
Akkumulationsdynamik auf diesem 
Globus negiert, negiert Erkenntnisse von 
der Klassengesellschaft selbst. Ich mei­
ne: der globalen! 

Abgesehen davon, daß der Kampf um 
die klassenlose Gesellschaft auch kurz­
fristig refonnerische Ergebnisse in der 
Klassengesellschaft zeitigt, liefert die 
Perspektive von der schreienden Unge­
rechtigkeit der heutigen Gesellschafts­
verhältnisse hin zur Assoziation freier 
Menschen, wie sie das kommunistischen 
Manifest beschreibt, neue Energien zur 
Rettung des übriggebliebenen Überle­
bensrepertoires und "zersplittert" sie 
nicht. Allerdings ( und hier wird viel­
leicht mit dem "alten Albers" ein 
Schuh draus): nur wenn die Analyse der 
Klassengesellschaft und die Perspektive 
der klassenlosen Gesellschaft für die 
Proletarier aller Länder auf diesem Glo­
bus definiert wird und sich der national­
staatlichen Bomiertheiten entledigt. 

Insofern rate ich dazu, die Aussagen un­
serer Klassiker auf die von ihnen selbst 
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hypostasierte Matrix hin zu dechiffrie­
ren. Sowohl die Verelendungstheorie, 
als auch die Erkenntnisse der "Kritik 
der politischen Ökonomie ' 1 in den 
"Grundrissen", sowohl das Erfurter 
Programm, als auch unser Berliner 
Grundsatzprogramm müssen die Demo­
kratisierung der Wirtschaft als Demo­
kratisierung der Weltwirtschaft, also als 
Regularien zwischen den bestehenden 
Klassen und Völkern auf diesem Plane­
ten begreifen, um von der realistischen 
Weltsicht zu einer realistischen Ret­
tungsstrategie zu gelangen. Wer die 
Klassenanalyse als die Analyse der Be­
sitzverhältnisse dabei ausblenden möch­
te und ergo dann nicht mehr zum Gegen­
stand der somit philosophisch geänder­
ten Praxis macht, der gibt wichtiges per­
spektivisches Rettungspotential und ent­
scheidende Energien preis. In sofern 
wäre es schon selbstmörderisch, auf das 
Analysepotential des Marxismus und die 
Perspektive der Überwindung der welt­
weiten Klassenverhältnisse zu verzich­
ten. Dabei ist Demokratie in ihrer 
radikalsten, weltumfassendsten Perspek­
tive unser Kompaß. Auch in der eigenen 
Partei setzen wir antikapitalistische De­
mokratisierung gegen den Partei­
modernismus, der die Tendenz hat, ver­
bindliche Strukturen, Resistenzen und 
Mitgliedschaften a Ja "Democratic Par­
ty" aufzuheben. Demokratie und Ge­
staltungswille, global wie "vor Ort", 
hat vom Marxismus noch einiges Kreati­
ve zu erwarten. 

Lieber Detlev, als Bohrer an den dick­
sten Stellen dicker Bretter kenne ich 
Dich. Du hast eine fast fanatische Vor­
liebe dafür. Die Re-Novierung des Mar­
xismus, also die schöpferische "Rück­
führung" auf die internationale Manix, 
ist das notwendigermaßen dickste Brett, 
das die Marxistinnen jemals vor sich lie­
gen hatten. Und nun, da die Sowjetunion 
und die KP-Bewegungen tot sind, rettet 
uns auch kein höheres Wesen, das müs­
sen wir schon selber tun. Wir? Wir 843 
Marxistinnen in der SPD ... (oder sind 
noch zwei dazu gekommen, seit der 
Drucklegung)? Zumindest wir! 

Mit herzlichem Gruß 

Dein Diether Dehm 
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Replik zur Kritik von 
Ralf Krämer 

von Karl Hermann Tjaden* 

Ich danke Ralf Krämer für seine Kritik 
(spw 61 - 5/1991) meines Textes über 
eine Politische Ökonomie der Stoff- und 
Energiesttöme (spw 57 - 1/1991), da sie 
mir Gelegenheit gibt, einigen Schwie­
rigkeiten meines Textes und einigen 
Fehleinschätzungen seines Kritikers 
entgegenzuwirken. 
Die ersten zweieinhalb Seiten der Kritik 
gelten meiner Konzeption der "'subsi­
stenziellen Effizienz" einer Volkswirt­
schaft. Damit ist eine Effizienz gemeint, 
die die insgesamt in einer Gesellschaft 
geleistete Arbeit kennzeichnet, sofern 
die Gestaltung dieser Arbeit nicht bloß 
in sich wirkungsvoll ist, sondern auch 
den Begabungen der menschlichen Le­
bewesen und der außermenschlichen 
Natur Rechnung trägt und schließlich 
auch wesentlich auf die Befriedigung 
der Unterhaltsbedürfnisse dieser "Na­
turgrundlagen" und des sächlichen 
Reichtums der Gesellschaft zugeschnit­
ten ist. "Subsistenz" nämlich bezeich­
net einerseits die Eigenschaft, durch sich 
selber und so mittels seiner eigenen Fä­
higkeiten (und nicht z. B. nur vermittels 
Warenproduktion und Warenkonsum) 
zu existieren, was grundsätzlich für die 
menschlichen Lebewesen wie für die au­
ßennenschliche Biosphäre gilt. "Subsi­
stenz" ist andererseits der erforderliche, 
also der um das Überflüssige gekürzte 
Unterhalt von etwas. Wenn eine Volks­
wirtschaft gesamtwirtschaftlich effektiv 
und außerdem so verfaßt ist, daß sie 
grundlegende Eigenleistungen der Be­
völkerung und des Naturhaushalts (z. B. 
selbständige Gesundheitsvorsorge, ei­
genständige Erneuerung der Bo-

Dr. phil. Karl Hermann Tjaden. Universitätspro­
fessor für Politische Ökonomie und Winschafts­
soziologie an der Gesamthochschule Kassel 

denfruchtbarkeit) beachtet und sich auf 
den für diese beiden Momente erforder­
lichen Unterhalt (insbesondere Befriedi­
gung der verschiedenen Grundbedürf­
nisse) sowie auf die Erneuerung der er­
forderlichen Sachmittel ausrichtet, nen­
ne ich das eine (in diesem zweifachen 
Wortsinn) subsistenziell effiziente Öko­
nomie.! Wir wissen, daß es in bestimm­
ten Vorklassengesellschaften so etwas 
näherungsweise gegeben hat. 
Die diesbezügliche Kritik Krämers rich­
tet "sich gegen jeden vorgeblich ob­
jektiven oder gar monetarisierten Wohl­
fahrtsindikator"; dies insoweit völlig zu 
Recht, als er hier eine vereinheitlichende 
Meßziffer gesellschaftlicher Wohlfahrt 
unterstellt. So etwas liegt allerdings 
überhaupt nicht in meiner Absicht. Ich 
habe deutlich ausgedruckt, daß "subsi­
stenzielle Effizienz" im einzelnen das 
Eigenschaftsbündel einer Wirtschafts­
weise bezeichnet, die ( 1) mit der Arbeit 
der Gesamtgesellschaft sparsamst um­
geht, (2) nur ein für die vorgesehenen 
Verwendungen potentiell nützliches Ge­
brauchswert-Endprodukt erzeugt, (3) die 
Produktionsfaktoren schonend bean­
sprucht und die vorhandenen menschli­
chen, natürlichen und sächlichen Ver-

mögen maßvoll nutzt sowie (4) die aktu­
ellen Wirkungen der bereitgestellten 
Gebrauchswerte für die angemessene 
Befriedigung von Unterhaltsbedürfnis­
sen beachtet, wobei mögliche mensch­
und naturseitige "Eigenbeiträge" zu be­
achten sind. (Beispiel für Letzteres: 
Ausnutzung der Sonneneinstrahlung 
zwecks Minimierung des technischen 
Restwärmebedarfs bei der Raumwärme­
versorgung). Offenbar sind hier quanti­
tative und qualitative Kriterien mitein­
ander verbunden, so daß von einem "gar 
monetarisierten Wohlfahrtindikator" 
nicht die Rede sein kann. 
Daß Krämer dies nicht bemerkt hat, 
hängt offenbar mit seiner Abneigung ge­
gen den Begriff des Unterhaltsbe­
dürfnisses zusammen, den er zu "Be­
dürfnis" schlechthin verkürzt und auf 
(verbal oder nonverbal) artikulations­
fähige Lebewesen beschränken möchte. 
Ich empfehle die Lektüre landschaftsö­
kologischer bzw. agrar- und forst­
wissenschaftlicher Schriften, um nach­
zuvollziehen zu lernen,· welcher Mittel 
eine naturnahe Landschaft oder ein land­
wirtschaftlicher Boden oder ein 
Schutzwald· zur Befriedigung· ihrer Un­
terhaltsbedürfnisse bedürfen: Daß Sach-
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vermögen wie z. B. die Eisenbahn Be­
darf an Unterhalt hat, wird sogar jedem 
Autofan einleuchten. Ich verkenne 
nicht, daß hier Zielkonflikte vorhanden 
sind ( weswegen eine Ökonomie der sub­
sistenziellen Effizienz auch nur als poli­
tische, und zwar demokratische Oko­
nomie organisiert werden kann), und 
schlage daher als obersten Wert den an­
ständigen Lebensunterhalt aller Men­
schen sowie die Erhaltung aller heute 
noch vorhandenen Arten der Fauna und 
der Flora vor. Dieses Sichkümmern um 
die Erhaltung gerade auch derjenigen 
Menschengruppen sowie solcher Tier­
und Pflanzenarten, die ihre Bedürfnisse 
nicht oder nicht genügend äußern kön­
nen, ist konkreter als Krämers abstraktes 
Ziel eines "höchsten Produktivkraftni­
veaus" (ich bitte um gelegentliche Prä­
zisierung dieses Konzepts). Und es beißt 
sich keineswegs notwendig mit der Sor­
ge um "Essen, Wohnung und Klei­
dung" des Restes der Welt, wie sich an 
bestimmten vorkapitalistischen 
Gesellschaften zeigen läßt und wie mo­
derne Theorien wie z. B. die des Ecode­
velopment betonen. 

Entwicklungsgeschichte der 
Schwerter und Pflugscharen 

Der zweite Teil der Kritik von Ralf Krä­
mer bezieht sich auf meine Idee der 
"Gewalttätigkeit" als eines Grundzuges 
der antagonistischen (nicht aller) 
Klassengesellschaften in der Entwick­
lungslinie zum modernen Kapitalismus 
und darüber hinaus. Es handelt sich um 
eine Gewalttätigkeit von Menschen ge­
genüber anderen Menschen und gegen­
über der außermenschlichen Natur, die 
mit einer schrittweisen Steigerung des 
gesellschaftlichens Stoff- und Energie­
umsatzes um eines Mehrprodukts willen 
verbunden ist. Ein Blick in die Sozialge­
schichte, in die Umweltgeschichte, in 
die Entwicklungsgeschichte der Schwer­
ter und Pflugscharen verschafft uns viel­
faltige Belege. Diese Gewalttätigkeit ist 
anscheinend historisch älter und jeden­
falls systematisch etwas anderes als das 
wirtschaftliche Verhältnis der Ausbeu­
tung einer Klasse durch eine andere 
Klasse und daher wohl dessen histori­
sche und systematische Grundlage. Es 
handelt sich daher nicht um eine Ver­
mengung von gesellschaftlichen mit 
stofflichen, energetischen, anthropo­
genen und geobiogenen Momenten ge-
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sellschaftlicher Produktion und Repro­
duktion, sondern um eine Ergänzung der 
sozioökonomischen Konzeption der 
Ausbeutung. 
Daß Marx die mit solcher Gewalttätig­
keit einhergehenden Ausplünderungen 
menschlicher und natürlicher Vermögen 
theoretisch-systematisch im wesentli­
chen nur als ausnahmsweise Überaus­
beutung gefaßt hat, sagt nichts über den 
Sachverhalt und etwas über Marx aus.2 
Praktisch-historisch hat er einiges über 
die stummen Opfer - seien es Menschen, 
seien es Naturreichtümer - gewußt, die 
nicht nur die kapitalistische Profitpro­
duktion genährt haben. Dabei geht es je­
doch keineswegs nur um die völlige 
Vernichtung bestimmter menschlicher, 
natürlicher und sächlicher Produktions­
grundlagen, etwa durch destruktive Ef­
fekte von Surplusproduktion. Wesent­
lich ist auch die produktive Ausnutzung 
bei nur teilweisem oder fehlendem Un­
terhalt und daher allenfalls unzureichen­
der Erneuerung (partielle Reproduktion 
i. S. v. Regeneration oder, im Fall nicht­
erneuerbarer Ressourcen, Substitution) 
von menschlichen, natürlichen oder 
sächlichen Potentialen im Umkreis der 
formellen Produktionsfaktoren (z. B. des 
Arbeitsvermögens von Hausfrauen, des 
Wasserhaushalts bestimmter Gewerbe­
gebiete, von Restleistungen stillgelegter 
Wirtschaftsgebäude) sowie des sonsti­
gen anthropogenen und biogeogenen 
Substrats des ökonomischen Systems. 

Das "Ackerrand-Theorem" 

Beide Fälle, die Destruktivität der Pro­
duktion und die Defizienz der Repro­
duktion, können selbstverständlich ver­
bunden auftreten. Das kann man bei­
spielsweise anhand des Themas der bio­
tischen Potentiale von Ackerrandstreifen 
studieren. Die insbesondere an 
Ackerrändern wachsenden wildlebenden 
Kräuter und Gräser bilden zusammen 
mit den von ihnen lebenden 
pflanzenfressenden Insekten und Vögeln 
ein für die agrarische Produktion we­
sentliches Potentialelement (z. B. als 
Bedingung biologischen Pflanzenschut­
zes), das jedoch in der neueren Land­
wirtschaftsentwicklung als typisches 
"freies Gut" nicht nur keiner systemati­
schen Reproduktion unterlag, sondern 
durch die Modernisierung der Pflanzen­
produktion selber, beispielsweise mittels 
Pestizideinsatzes, vielfach destruiert 
worden ist ( um freilich in aktuellen Sub-
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ventionsprogrammen zur Biotopsiche­
rung wieder rekultiviert zu werden). Die 
Ackerrandkräuter sind ein Paradigma 
dafür, daß die wertfetischistische Wa­
renproduktion viele menschliche und 
natürliche "Rand"-Vermögen gratis 
nutzt und sich daher auch nicht oder nur 
unzureichend um ihren Unterhalt küm­
mert und daß diese Vermögen zudem 
durch die Effekte der Produktion selber 
häufig beschädigt oder zerstört werden. 
Dieses komplexe Problem kann an vie­
len Beispielen historisch-empirisch un­
tersucht werden.3 
Wesentlich scheint mir die Überlegung, 
daß auch die vorkapitalistischen antago­
nistischen Gesellschaften des altorienta­
lisch-europäischen Entwicklungswegs, 
die ja andere Vorklassen- wie Klassen­
gesellschaften unterdrückt und vernich­
tet haben, ebenfalls wesentlich auch von 
dieser sozusagen informellen Ausplün­
derung von Menschengruppen und Na­
turreichtümern, von Beschränkungen ih­
res Unterhalts sowie von ihrer sur­
plusproduktiven Zerstörung "gelebt" 
und all dem ihren weltgeschichtlichen 
Aufstieg verdankt haben. Diese generel­
le These will ich einmal das gesell­
schaftstheoretische "Ackerrand-Theo­
rem" nennen. Daß dies alles durch eine 
Serie ökonomischer Gesellschaftsforma­
tionen, durch eine schrittweise ökono­
mische Formierung von Gesellschaft 
überhaupt geprägt wurde, eine Aussage, 
die Krämer in meinem Aufsatz vennißt, 
möge man in meiner oben erwähnten 
Untersuchung nachlesen. Wichtiger ist 
sicherlich, daß diese Grundsachverhalte 
in eine erweiterte kritische Theorie der 
sozialen Kosten eingearbeitet gehören 
und in der gesellschaftspolitischen Dis­
kussion breit erörtert werden sollten. 
Ich glaube, Ralf Krämer hat ein bißchen 
Angst vor Gedanken, die sich nicht oder 
nicht so ohne weiteres quantitativ illu­
strieren lassen. Die Darstellung quantita­
tiver Beziehungen setzt aber das Begrei­
fen der zugrundeliegenden qualitativen 
Verhältnisse voraus. Beispielsweise 
würde ich nicht so viel Vertrauen in die 
Möglichkeit der Senkung des Stoff- und 
Energieumsatzes in der kapitalistischen 
Produktions- und Reproduktionsweise 
setzen wie Ralf Krämer; jedenfalls so­
lange nicht, wie die durch Extraprofite 
gesteuerte Konkurrenzwirtschaft zu wei­
terem Wachstum des Sozialprodukts bei 
hoher technischer Kapitalzusammenset­
zung drängt. "Trotz rationeller Verwen­
dung höherer Stromverbrauch" heißt 
(wieder einmal) die neueste Meldung 

aus der deutschen Elektrizitätswirt­
schaft, wobei sie noch, wie üblich, ihren 
besonders hohen Prirnärenergiever­
brauch verschweigt. - Auch die Politik 
muß man erst einmal durchdenken, ehe 
man an seinen politischen Werkzeugka­
sten geht. Deswegen finde ich es, im 
Unterschied zu Krämer, nicht so 
schlimm, wenn ich in meinem Schluß­
teil erst einmal nur von den "Erlorder­
nissen" einer vernünftigen Wirtschafts­
steuerung gesprochen habe (nicht mehr 
und nicht weniger verspricht auch der 
entsprechende Zwischentitel). Ralf Krä­
mer hat aber selbstverständlich recht, 
wenn er sagt, daß man darüber weiter 
nachdenken muß. Ich finde übrigens, 
daß man die Überlegungen, die Uwe 
Kremer im selben Heft der spw ( 61) 
über das Verhälrnis entwickelter Länder, 
speziell Europas, zum unterentwickelten 
Welneil geäußert hat, hierbei unbedingt 
einbeziehen muß. 

Vgl. hienu die Sozialproduktskritik insbesonde­
re von Ch. Leipert, Die heimlichen Kosten des 
Fortschritts, Frankfurt-M.: Fischer 1989; zur Be­
griffsbildung: K. H. Tjaden, Mensch, Gesell­
schaftsformation, Biosphäre, Über die ~~­
schaftliche Dialektik des Verhältnisses . i\l~ 
Mensch und Natur, Marburg: Verl. ~­
wegung u. Gesellschaftswissenschaft 1990.: ',· 

2 Vgl. meinen Aufsatz: Wie sich Mensch und Natur 
in Marxens "Kapital" bemerkbar machen. In: 125 
Jahre - DAS KAPITAL, Dialektik, Enzyklopäd. 
Zeitschr. f. Philosophie u. Wissenschaften, 1992, 
Heft 3 

3 Vgl. neuerdings: D. Düe, Kaliwirtschaft und 
Kalipolitik, Ein Beitrag zum Problem der Evaluie­
rung gesamtwirtschaftlicher Effekte einzelwirt· 
schaftlicher Produktionstätigkeit, Kassel, Verl. 
Jenior & Preßler, 1992. 
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Der "rote Hugenberg" 
Harald Wessel, Mnnzenbergs Ende, 
Dietz-Verlag Berlin, 34,-DM 

Die Verantwortung von Antifaschisten für 
repressive politische Strukturen in der frü­
heren DDR hat zu einer Erschütterung des 
historischen Selbstverständnisses (nicht 
nur) der kommunistischen Linken geführt. 
Der Anspruch, das "bessere Deutschland" 
zu repräsentieren, scheint angesichts der 
stalinistischen Überformung des Antifa­
schismus blamiert. Eine Fülle von Neuer­
scheinungen beschäftigt sich daher mit 
Personen, die den Doppel widerstand ge­
gen Faschismus und Stalinismus verkör­
perten. In diesen politischen Kontext ist 
auch die Buchpublikation von Harald 
Wessel einzuordnen, der in Willi Münzen­
berg eine "Schlüsselfigur bei der Suche 
nach einer humanen und demokratischen 
Alternative zum stalinistisch deformierten 
Sozialismus" sieht. 

Münzenbergs Medienkonzern 
Willi Münzenberg ist vor allem durch sei­
ne Aktivitäten in der sozialistischen und 
kommunistischen Jugendbewegung sowie 
sein Wirken in der Weimarer Republik be­
kannt. Er sammelt die antimilitaristische 
Opposition in den Jugendorganisationen 
der Sozialdemokratie und gehört zu den 
Gründern der Kommunistischen Jugendin­
ternationale. In den Jahren der Weimarer 
Republik gilt er als der "rote Hugenberg" 
und leitet den sog. "Münzenberg-Kon­
zern", der um die von ihm initiierte Inter­
nationale Arbeiterhilfe (lAH) gruppiert ist. 
Als Mitglied des Zentralkomitees der 
KPD teilt er deren folgenschwere Feh­
leinschätzungen, wie z.B. die Sozialfa­
schismustheorie, und deren Kritiklosigkeit 
gegenüber der Sowjetunion. Gleichwohl 
bewahrt er sich immer ein Stück Unabhän­
gigkeit vom Parteiapparat. Vom Verlags­
wesen über den Filmverleih bis zu den 
Arbeiterfotografen: Münzenberg ist immer 
an führender, organisierender Stelle dabei, 
wenn es um den "Kampf um die Köpfe 
und Herzen" der Menschen geht. Das be­
kannteste und erfolgreichste Produkt des 
"Münzenberg-Konzerns" dürfte die Ar­
beiter-Illustrierte-Zeitung (AIZ) sein. Zahl­
reiche Verbindungen zu namhaften Wis-

senschaftlern und Künstlern, an die er spä­
ter im Exil anknüpfen kann, sind die Folge 
dieser Vorfeldarbeit. 

Volksfrontpolitik 
Vor diesem Hintergrund hätte ich mir eine 
einbändige Gesamtbiographie gewünscht. 
Harald Wessel zeichnet jedoch nur die 
letzten Lebensjahre von Willi Münzen­
berg nach. Mit dem Sieg des Faschismus 
wird mit den Organisationen der Arbeiter­
bewegung auch Münzenbergs "Konzern" 
zerschlagen. Er geht ins französische Exil 
und ist maßgeblich am "Braunbuch" über 
den Reichstagsbrand und an der Kampa­
gne zur Befreiung Dintitroffs beteiligt. 
Seine publizistische Aktivität setzt er u.a. 
durch die Gründung eines Exilverlags fort. 
Münzenberg verwirft die Sozialfaschis­
mustheorie und nimmt durch offene Kon­
takte zu anderen Antifaschisten die Wende 
zur Volksfrontpolitik, die die Kommunisti­
sche Internationale auf ihrem VII. 
Weltkongreß 1935 vollzieht, vorweg. Paris 
wird zum Zentrum der Volksfrontbewe­
gung im Exil, wie der Lutetia-Kreis mit 
dem Schriftsteller Heinrich Mann an der 
Spitze zeigt. Doch die Bemühungen um 
eine Volksfront werden 1936 durch den 
ersten der Moskauer Prozesse, den die 
KPD sofort billigt, konterkariert: "Mit den 
16 zum Tode Verurteilten wurde auch der 
Geist der Volksfront füsiliert". Obwohl 
Münzenberg diesen Prozeß trotz leichter 
Zweifel noch rechtfertigt, bahnt sich sein 
Bruch mit der KPD an. Ein Jahr später 
wird Münzenberg von Ulbricht des Trotz­
kismus verdächtigt und 1938 - statutenwid­
rig - aus dem Zentralkomitee ausgeschlos­
sen. Der Bruch ist jetzt nicht mehr aufzu­
halten. Münzenberg kommt im März 1939 
dem Parteiausschluß durch eigenen Aus­
tritt zuvor. In seiner Austrittserklärung 
wirft er der KPD die Fortsetzung der alten 
sektiererischen Politik vor. Sein Ziel ist 
die "Wiederherstellung der ungeteilten 
Einheit der Arbeiterbewegung", die ohne 
"kameradschaftliche Verständigung mit 
der Gesamtheit der Sozialdemokratischen 
Partei und ihren Gruppen" nicht zu reali-

sieren sei. Die neue Einheitspartei müsse 
"die innerparteiliche Demokratie sichern 
und sie muß vor allem unabhängig sein, 
unabhängig von der Bourgeoisie, unab­
hängig von ausländischen Mächten und so 
die Selbstbestimmung der deutschen Ar­
beiterbewegung garantieren". Ein solcher 
Rückbezug auf die "Grundprinzipien der 
klassischen Arbeiterbewegung" war je­
doch im organisatorischen Rahmen der 
Kommunistischen Internationale nicht 
möglich. 

Mysteriöser Tod 
Mit dem Überfall auf Frankreich wird 
auch Münzenberg interniert. Er flieht vor 
den anrückenden deutschen Truppen. Am 
17. Oktober 1940 wird in einem Wald 
eine stark verweste Leiche gefunden, die 
als Willi Münzenberg identifiziert wird. 
Die Gendarmerie stellt als Todesursache 
Selbstmord fest. Auch Wessel hält den 
Selbstmord für wahrscheinlich. Doch dies 
bleibt auch 51 Jahre nach seinem Tod um­
stritten. Ein Teil der Historiker sieht 
Münzenberg als Opfer des Stalinschen 
Geheimdienstes. Eine endgültige Klärung 
über Münzenbergs Ende steht somit noch 
aus. 
Ärgerlich ist die Einschätzung der "Fe­
bruarkämpfe" 1934 in Österreich, die 
Wessel eher am Rande vornimmt. Diese 
waren keineswegs eine Eskalation von so­
zialpolitischen Streikkämpfen, sondern sie 
wurden durch den bewaffneten Wider­
stand des Linzer Schutzbundes gegen die 
Waffensuche in Arbeiterheimen ausgelöst. 
Und es entspricht keineswegs dem politi­
schen Kräfteverhältnis in der österreichi­
schen Arbeiterbewegung, wenn Wessel 
unterschwellig eine führende Rolle der 
KPÖ suggeriert. 
Im Vergleich zur breiten Darstellung der 
jeweiligen Intrigen des KPD-Apparats 
bleibt das publizistische und verlegerische 
Wirken von Münzenberg unterbelichtet. 
So wird sein 1937 erschienenes Buch 
"Propaganda als Waffe" zwar erwähnt, 
aber über dessen Inhalt erfährt der Leser 
nichts. Demgegenüber sind manche Passa­
gen doch zu ausufernd; eine Straffung 
wäre hier wünschenswert gewesen. 120 
Seiten Quellennachweise erleichtern nicht 
gerade die Lesefreundlichkeit einer Bio­
graphie. 
Diese Mängel mindern jedoch nicht den 
Wert von Wessels Arbeit, der mit seinem 
Buch einen wichtigen Repräsentanten der 
deutschen Arbeiterbewegung wieder ei­
ner breiteren Öffentlichkeit zugänglich 
macht 

Andreas Wöllersdorf, Erfurt 
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Barbara Böttger: Das Recht au/Gleichheit 
und Differenz - Elisabeth Seibert und der 
Kampf der Frauen um Art. 3 II Grundge­
setz, Verlag Westfälisches Dampfboot, 
Münster 1990, 31J Seiten, 28,- DM 

Der Art. 3 II gehört sicher zu den Absät­
zen im Grundgesetz, die einerseits allge­
mein bekannt und anerkannt sind, und an­
dererseits von ihrer tatsächlichen Ver­
wirklichung soweit entfernt sinda 
Kein Mensch wird heutzutage ernsthaft in 
einem theoretischen Gespräch den Frauen 
ihre Gleichberechtigung zum Mann strei­
tig machen. Dabei übersieht Mann ( aber 
auch viele Frauen), daß die Frau in weiten 
Teilen ihres Lebens noch immer diskrimi­
niert und sontit tagtäglich verfas­
sungswidrig behandelt wird. 
Das nun vorliegende Buch von Barbara 
Böttger über die Sozialdemokratin und 
'Mutter des Grundgesetz', Elisabeth Sei­
bert, und den Kampf der Frauen um Art.3 
II bidel eine sehr gelungene Grundlage 
auf hohem inhaltlichem Niveau für eine 
Auseinandersetzung mit diesem Thema. 
Der im ersten Teil des Buches beschriebe­
ne historische Abriß des "juristischen 
Kampfes um Gleichheit() im Verlauf der 
letzten 200 Jahre" belegt die Gültigkeit 
des Ausspruches der ersten herausragen­
den Kämpferin für Frauenrechte, Luise 
Otto (1819), daß "die jetzige gesellschaft­
liche Unordnung nicht eher aufhören wird 
und nicht zur gesellschaftlichen Ordnung 
verkehrt werden kann, bis auch die Frauen 
Menschenrechte haben." Einschränkend 
dazu bemerkt die Autorin, daß auch mit 
Art. 3 II "jenseits des trügerischen Scheins 
gleichen Rechts in Form individueller 
Grundrechte jene 'gesellschaftliche Un­
ordnung' nicht aufgehört hat zu existieren, 
wenn auch -zweifelsohne entscheidende 
Fortschritte zu verzeichnen sind, die aber 
in jedem einzelnen Fall gegen den erbit­
terten Widerstand der Hüter dieser 'Un­
ordnung' erkämpft werden mußten." 
Ausgehend von der "weltgeschichtlichen 
Niederlage der Frauen durch die Etablie­
rung des Patriachats im antiken und jü­
disch-christlichen Abendland" und dem 
damit verbundenen und im Laufe der Jahr­
hunderte gefestigten Mundialprinzip in 
Bezug auf Frauen, d.h. Mann verweigerte 

--·---der- Frau den Status eines eigenständigen 
. ; · Rechtssubjekts, wird ausführlich auf den 

Kampf der Frauen seit der ersten Frauen­
bewegung im 19. Jahrhundert eingegan­
gen. Dabei wird ausdrücklich darauf 
verwiesen, daß das Recht und die 
Rechtsprechung durchaus als "systemati­
sche Mittel" zur Unterdrückung der Frau­
en durch die Männer zu bezeichnen sind. 
Auch die Anfänge des Frauenrechtskamp­
fes, in Deutschland während der 48er Re­
volution, als die Frauen die "Menschen­
rechtsversprechungen der Aufklärung" 
auch für sich beanspruchten, wurden mit 
rechtlichen Mitteln seitens der Männer in 
Form z.B. eines Versammlungsverbotes 
für Frauen bekämpft. 
Der von Marx begründete und den Sozial­
demokraten, hier besonders August Bebe!, 
teilweise korrigierte Aspekt des 'Neben­
widerspruchs' in der Frauenfrage beein­
flußte die sozialistische Frauenbewegung 
auf ganz besondere Weise. Der im Vor­
dergrund stehende Kampf um die Befrei­
ung der Arbeiter machte aus der Frauen­
frage ein sekundäres Problem, das auch 
vielen Frauen als zweitrangig erschien. 
Dies änderte sich Ende des 19.Jahrhun­
derts mit Aufkommen der Forderung nach 
dem Frauenstimmrecht. 
Auf Druck der Frauenbewegung, deren 
einzelne Richtungen sich 1917 in dieser 
Frage zusammen getan hatten, setzte der 
Rat der Volksbeauftragten das Stimmrecht 
auch für Frauen durch. Diese "politische 
Gleichberechtigung wurde (jedoch), kaum 
war sie in der Verfassung festgeschrieben, 
von der Festschreibung wirtschaftlicher 
und sozialer Ungleichheit konterkariert." 
Trotzdem ist das Frauenwahlrecht als ein 
Meilenstein auf dem Weg zur Gleichbe­
rechtigung der Frauen anzusehen. In der 
Zeit der Weimarer Republik veränderten 
sich wichtige Dinge in Bezug auf Frauen 
wie etwa Schulausbildung und Berufstä­
tigkeit. Es darf aber nicht übersehen wer­
den, daß zum Ende der Weimarer Repu­
blik "die emanzipatorischen Kämpfe der 
ersten Frauenbewegung () faktisch zum 
Erliegen gekommen" waren und durch 
die Frauenpolitik des Nationalsozialismus 
endgültig unterbrochen wurden. 

Einschneidend für die weitere Entwick­
lung war dann der Krieg und die Nach­
kriegszeit, deren besondere Umstände 
den Frauen, oftmals gezwungenennaßen, 
zu neuen Tätigkeitsfeldern wie z.B. als 
'Ernährerin der Familie' verhalfen. Aber 
auch hier blieb die Entwicklung auf hal­
bem Weg stecken: "Die aus der Ausnah­
mesituation der vierziger Jahre resultieren­
de potentielle politische Macht der Frauen 
aufgrund ihrer zahlenmäßigen Überlegen­
heit und sichtbaren gesellschaftlichen Be­
deutung konnte von ihnen, abgesehen 
von der Durchsetzung des 
Gleichberechtigungsgrundsatzes im 
Grundgesetz, parlamentarisch nicht in 
reale Macht zur Verteidigung ihrer In­
teressen oder gar einer Umgestaltung 
der durch und durch patriachalisch 
strukturierten Gesellschaft entspre­
chend dem weiblichen Entwurf umge­
wandelt werden." 
Im zweiten Teil des Buches wird dann das 
Leben Elisabeth Selberts in Form von Ge­
sprächen, erläuternden Kommentaren und 
Quellen erzählt. 
Elisabeth Seibert, 1896 in Kassel geboren, 
1986 gestorben, seit 1918 Mitglied der 
SPD, seit 1934 Rechtsanwältin, war nebei( 
vielen anderen Tätigkeiten eine von:,*I:< 
Frauen im Parlamentarischen Rat zur FAtc 
wicklung des Grundgesetzes der BRD, 
Daß diese Tätigkeit in ihrer Biographie 
eine herausragende Bedeutung erhält, hat 
Elisabeth Seibert ihrem Engagement für 
den Gleichheitsgrundsatz in Art. 3 II, 
Grundgesetz zu verdanken. Ihr anfängli­
ches, auch berufsbedingtes, Augenmerk in 
diesem Gremium auf den Bereich der 
Rechtspflege, gab sie zu Gunsten des 
Gleichheitsgrundsatzes auf, als sie merkte, 
daß "die Gleichberechtigung der Frauen 
keineswegs für alle Abgeordneten eine 
Selbstverständlichkeit war." 
Die ursprüngliche Formulierung aus dem 
Herrenchiemseer Entwurf, der der Arbeit 
des Parlamentarischen Rates zugrundelag, 
war aus der Weimarer Verfassung über­
nommen worden und lautete: "Männer 
und Frauen haben grundsätzlich die glei­
chen staatsbürgerlichen Pflichten." Diese 
Formulierung bedeutete nach Meinung 
Elisabeth Selberts jedoch nur "eine 
Gleichstellung im staatsbürgerlichen 
Raum" und keinen "imperativen Auftrag 
an den Gesetzgeber" wie sie es mit 'ih­
rem' Art.3 "Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt" beabsichtigt hatte. Den 
Einwand, daß durch diese Formulierung 
weite Teile insbesondere des Familien­
rechts verfassungswidrig werden würden, 
entkräftete sie mit der Erarbeitung des Art. 
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117 GG, "wonach das dem Gleichberech­
tigungsgrundsatz entgegenstehende Recht 
noch bis zum 31. März 1953 Geltung ha­
ben sollte." 
Trotz dieser Fristverlängerung des 'alten 
Rechts' blieb der Widerstand der anderen 
Abgeordneten, auch aus den Reihen der 
SPD, bestehen. Im Laufe des Jalnes 1948 
einigten sich dann SPD und CDU auf fol­
genden Entwurf: 
"( J) Alle Menschen sind vor dem Gesetz 
gleich. Das Gesetz muß Gleiches gleich, 
es kann Verschiedenes nach seiner Ei­
genart behandeln. Jedoch di,irfen die 
Grundrechte nicht angetastet werden. 
(2) Männer und Frauen haben diesel­
ben staatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten. 
(3) Niemand darf seines Geschlechtes 
( .. .) wegen benachteiligt oder bevorzugt 
werden." 
Um die Aufualnne dieser Passagen, die in 
ihren Auswirkungen die Ungleichheit der 
Frauen eher festgeschrieben als verbessert 
hätten, zu verhindern, entwickelte 
E.Selbert zur Jalneswende 1948/49 eine 
enorme Öffentlichkeitsarbeit. Durch Vor­
träge, Briefe u.a. gelang es ihr weite Teile 
insbesondere der Frauen zu erreichen, die 
durch ihren Protest in Form von Eingaben, 
Briefen und Leserbriefen einen Stim­
mungswandel herbeiführen konnten. 
Am 18.1.1949 verabschiedete der Haupt­
ausschuß den Artikel 3 mit der 
Seibert' sehen Formulierung zur Gleichbe­
rechtigung in seiner heutigen Fassung. 
Ohne hier im Einzelnen auf die Diskussio­
nen im Parlamentarischen Rat eingehen zu 
wollen, deren Verlauf im Buch auszugs­
weise abgedruckt ist und mit zunehmen­
der Spannung verfolgt werden kann, und 
der Kontroverse über die letztendlichen 
Ursachen des Stimmungswandels, bleibt 
festzustellen, daß ohne Elisabeth Seibert 
der Art.3 GG heute anders und in seinen 
Auswirkungen für die Frauen schlechter 
aussehen würde. 
Daß ihr dieses weder von ihrer eigenen 
Partei noch der breiten Öffentlichkeit ge­
dankt wurde, so ist im Zusammenhang mit 
dem Grundgesetz noch immer nur von 
den 'Vätern' die Rede, gehört zu den 'Ne­
gativ-Erfahrungen' der jüngeren deut­
schen Geschichte. 
Der abschließende Rück- und Ausblick 
der Autorin Barbara Böttger zeigt dann Al­
ternativen und-Vorgehensweisen für eine 
tatsächliche Verwirklichung des 
Gleichberechtigungsgrundsatz in Art.3 Il 
auf. 

· • ,.,:.c:... ___ , Dabei-sieht-Barbara Böttger die Basis für 
. Veränderungen vorrangig im wirtschaftli-

eben Bereich mit dem weit gefaßten Be­
griff der Förderpläne. Sie zielt dabei nicht 
nur auf Veränderungen des bestehenden 
Systems zu Gunsten der Frauen sondern 
auf eine Veränderung des Systems an 
sich. Für sie ist klar, und hier trifft sie sich 
mit großen Teilen der 'Linken Frauenbe­
wegung', daß "ein auf Verwirklichung 
drängender Anspruch der Frauen auf 
Gleichberechtigung nicht mehr und nicht 
weniger als die Basis dieser patriachalen 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung in 
Frage stellt, die in ihren elementaren 
Strukturen auf der geschlechts­
hierarchischen Arbeitsteilung, der Zuwei­
sung von Geschlechtsrollen und der männ­
lichen Definitionsmacht beruht." 
Obwohl das Buch gerade im ersten Teil 
etwas schwer zu lesen ist, wird dieses 
durch die Prägnanz der Aussagen und der 
umfassenden Bibliographie fast gänzlich 
überlagert. Die Vermischung von reiner 
Biographie und umfassendem Hinter­
grundwissen verhilft der Leserin/dem Le­
ser auf interessante Weise zu einem Ein­
blick in das Leben und Werk der Elisabeth 
Seibert, dessen Inhalt noch immer und 
walnscheinlich noch lange Zeit von aktu­
eller Brisanz bleibt. Dieses Buch kann und 
sollte als kleiner Schritt zur Vetwirkli­
chung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern angesehen werden. 

Renate Alves, Köln 
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